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Geänderter Vorschlag für eine 

VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zur Errichtung einer Europäischen 

Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 zur 

Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das 

Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung), der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 

zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und 

Marktaufsichtsbehörde), der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 über Märkte für Finanzinstrumente, 

der Verordnung (EU) 2016/1011 über Indizes, die bei Finanzinstrumenten und Finanzkontrakten als 

Referenzwert oder zur Messung der Wertentwicklung eines Investmentfonds verwendet werden, 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 

114, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme der Europäischen Zentralbank1, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses2, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

                                                 
1 ABl. C ... vom ..., S. … 
2 ABl. C ... vom ..., S. … 
3 Standpunkt des Europäischen Parlaments vom … (ABl. ...) und Beschluss des Rates vom … 

(ABl. ...). 
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(1) Im Zuge der Finanzkrise und der Empfehlungen einer Gruppe hochrangiger Experten unter 

Leitung von Jacques de Larosière hat die Union wichtige Fortschritte in Richtung stärkerer, 

aber auch stärker harmonisierter Regeln für die Finanzmärkte in Form des einheitlichen 

Regelwerks gemacht. Die Union hat auch das Europäische Finanzaufsichtssystem (im 

Folgenden "ESFS") eingerichtet, das auf zwei Säulen basiert und die von Europäischen 

Aufsichtsbehörden (im Folgenden "ESA") koordinierte Finanzaufsicht auf Mikroebene mit 

der vom Europäischen Ausschuss für Systemrisiken (im Folgenden "ESRB") koordinierten 

Finanzaufsicht auf Makroebene kombiniert. Die drei ESA, d. h. die Europäische 

Bankenaufsichtsbehörde (im Folgenden "EBA"), die Europäische Aufsichtsbehörde für das 

Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung (im Folgenden "EIOPA") und 

die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (im Folgenden "ESMA"), die 

durch die Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates4, 

durch die Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates und 

durch die Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates5 (im 

Folgenden die "Gründungsverordnungen"), errichtet wurden, haben im Januar 2011 ihre 

Arbeit aufgenommen. Das übergeordnete Ziel der ESA ist die nachhaltige Stärkung der 

Stabilität und Effektivität des Finanzsystems in der gesamten Union und die Verbesserung 

des Schutzes von Verbrauchern und Anlegern. 

(2) Die ESA unterstützen die Kommission bei ihren Initiativen für Verordnungen und 

Richtlinien des Rates und des Parlaments und leisten damit einen entscheidenden Beitrag 

zur Harmonisierung der Vorschriften für die Finanzmärkte in der Union. Ferner erstellen die 

ESA für die Kommission Entwürfe detaillierter technischer Vorschriften, die als delegierte 

Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte verabschiedet werden. 

                                                 
4 Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Bankenaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur 
Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, 
S. 12). 

5 Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG 
und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 
15.12.2010, S. 84). 
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(3) Die ESA leisten auch einen Beitrag zur Konvergenz der Finanzaufsicht und der 

Aufsichtspraxis in der Union, indem sie Leitlinien für die zuständigen Behörden und die 

Finanzinstitute erstellen und Überprüfungen der Aufsichtspraxis koordinieren. 

(4) (…) 

(5) Jegliche Stärkung der Befugnisse, die den ESA gewährt werden, um ihnen die Erfüllung 

ihrer Ziele zu ermöglichen, würde sowohl eine angemessene Governance-Struktur als auch 

einen effizienten Einsatz der Mittel und ausreichende Finanzmittel erfordern. Wenn die ESA 

ihre Ziele erfüllen sollen, reicht es nicht aus, nur ihre Befugnisse zu stärken; dies erfordert 

auch eine angemessene Finanzausstattung sowie wirksame und effiziente Governance-

Strukturen. 

(5a) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und bei der Ausübung ihrer Befugnisse sollten die 

ESA im Einklang mit den im Vertrag verankerten Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit und 

der Subsidiarität sowie einer besseren Rechtssetzungspolitik handeln. Inhalt und Form der 

Tätigkeiten und Maßnahmen der ESA, einschließlich von Instrumenten wie Leitlinien, 

Empfehlungen oder Fragen und Antworten, sollten stets auf der Grundlage und in den 

Grenzen der Rechtsakte, die in den Zuständigkeitsbereich der ESA fallen, festgelegt werden. 

Die ESA sollten dabei nicht über das hinausgehen, was erforderlich ist, um die Ziele dieser 

Verordnung zu erreichen, und ihr Handeln sollte im Verhältnis zu Art, Umfang und 

Komplexität der Risiken stehen, die sich aus den Finanztätigkeiten oder der 

Geschäftstätigkeit der betroffenen Instituten oder Unternehmen ergeben. 

(5b) Die Fragen und Antworten sind ein wichtiges Instrument der Konvergenz, das gemeinsame 

Aufsichtskonzepte und -praktiken fördert, indem Orientierungen zur Anwendung der 

europäischen Gesetzgebungsvorschriften, die in den Zuständigkeitsbereich der ESA fallen, 

erteilt werden. Bei diesem Prozess sollten die Aspekte der Flexibilität und Transparenz 

berücksichtigt werden. Bei Fragen und Antworten mit möglicherweise großen 

Auswirkungen auf den Binnenmarkt wären öffentliche Konsultationen anzuraten. 
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(6) In der Mitteilung der Kommission vom 8. Juni 2017 über die Halbzeitbilanz des 

Aktionsplans zur Kapitalmarktunion wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, dass eine 

effektivere und einheitlichere Beaufsichtigung der Finanzmärkte und Finanzdienstleistungen 

eine entscheidende Voraussetzung für die Beseitigung der Regulierungsarbitrage zwischen 

Aufsichtsaufgaben wahrnehmenden Mitgliedstaaten, die Beschleunigung der Integration der 

Märkte und die Schaffung neuer Möglichkeiten für Unternehmen und Anleger auf dem 

Binnenmarkt ist. 

(7) Daher ist die Vollendung der Kapitalmarktunion besonders dringend nötig. Zehn Jahre nach 

dem Ausbruch der Finanzkrise und sieben Jahre nach der Einrichtung des neuen 

Aufsichtssystems werden Finanzdienstleistungen und die Kapitalmarktunion zunehmend 

durch zwei wichtige Entwicklungen getragen: nachhaltige Finanzierungen und 

technologische Innovation. Beide könnten zu einer gründlichen Wandlung im Bereich der 

Finanzdienstleistungen führen, und unser System der Finanzaufsicht sollte dafür gerüstet 

sein. 

(8) Daher ist es von entscheidender Bedeutung, dass das Finanzsystem seinen Beitrag zur 

Bewältigung kritischer Herausforderungen im Bereich der Nachhaltigkeit beiträgt. Dies 

erfordert eine tiefgreifende Umgestaltung des Finanzsystems, zu der die ESA mit der 

Schaffung des richtigen Regulierungs- und Aufsichtsrahmens für nachhaltige Investitionen 

einen aktiven Beitrag leisten können. 

(9) Die ESA sollten eine wichtige Rolle bei der Ermittlung und Meldung von Risiken spielen, 

die der Finanzmarktstabilität aufgrund von Umwelt-, Sozial- und Governance-Faktoren 

drohen, und sie sollten darauf hinarbeiten, die Tätigkeiten auf den Finanzmärkten besser auf 

Nachhaltigkeitsziele abzustimmen. Die ESA sollte Leitlinien erstellen, in denen sie 

darlegen, wie Nachhaltigkeitsaspekte wirksam in einschlägige EU-Finanzvorschriften 

eingebunden werden können, und sich nach Verabschiedung dieser Bestimmungen für eine 

kohärente Anwendung einsetzen. 
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(10) Die technologische Innovation hat immer größeren Einfluss auf den Finanzsektor, und die 

zuständigen Behörden haben deshalb zahlreiche Initiativen ergriffen, um diesen 

technologischen Entwicklungen angemessen Rechnung zu tragen. Zur weiteren Förderung 

der Aufsichtskonvergenz und des Austauschs bewährter Praktiken zwischen den 

einschlägigen Behörden und zwischen den einschlägigen Behörden und Finanzinstituten 

oder Finanzmarktteilnehmern sollten die Aufsichtsfunktion der ESA und ihre Rolle bei der 

Koordinierung der Aufsicht gestärkt werden. 

 

(11) Technische Fortschritte auf den Finanzmärkten können die finanzielle Inklusion verbessern, 

Zugang zu Finanzierungen bieten, Marktintegrität und operative Effizienz stärken und die 

Hindernisse für den Eintritt in diese Märkte verringern. Soweit die technologische 

Innovation für die geltenden materiell-rechtlichen Vorschriften relevant ist, sollten sich 

Ausbildungsmaßnahmen der zuständigen Behörden auch mit diesen Themen befassen. 

Dadurch sollte verhindert werden, dass die Mitgliedstaaten divergierende Ansätze in diesen 

Bereichen entwickeln. 

(12) (…) 

(13) (…) 

(14) Für die Zwecke des Verfahrens nach Artikel 17 der Gründungsverordnungen und im 

Interesse der ordnungsgemäßen Anwendung des Unionsrechts ist es angebracht, den Zugang 

der ESA zu Informationen zu erleichtern und zu beschleunigen. Sie sollten daher mittels 

eines gebührend gerechtfertigten und mit Gründen versehenen Ersuchens direkt 

Informationen von anderen zuständigen Behörden verlangen können, wenn ein 

Informationsersuchen an die betroffene zuständige Behörde sich als unzureichend erwiesen 

hat oder für unzureichend erachtet wird, um die Informationen zu erhalten, die für die 

Zwecke der Untersuchung einer mutmaßlichen Verletzung oder Nichtanwendung des 

Unionsrechts für erforderlich erachtet werden. 
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(15) Eine harmonisierte Beaufsichtigung des Finanzsektors erfordert ein kohärentes Vorgehen 

bei den zuständigen Behörden. Deshalb sollten die Tätigkeiten der zuständigen Behörden 

Gegenstand von Peer Reviews der ESA sein, die dabei durch Peer-Review-Ausschüsse 

unterstützt werden sollten. Die ESA sollten auch sicherstellen, dass die Methodik in gleicher 

Weise angewandt wird. Bei den Peer Reviews sollte der Schwerpunkt nicht ausschließlich 

auf der Konvergenz der Aufsichtspraktiken, sondern auch auf der Unabhängigkeit der 

zuständigen Behörden und ihrer Fähigkeit zur Erzielung qualitativ hochwertiger 

Aufsichtsergebnisse liegen. Die wichtigsten Ergebnisse dieser Peer Reviews sollten 

veröffentlicht werden, um die Einhaltung der Vorschriften und die Transparenz zu fördern, 

es sei denn, eine solche Veröffentlichung würde Risiken für die Finanzstabilität beinhalten. 

(16) Eine harmonisierte Beaufsichtigung des Finanzsektors setzt auch voraus, dass in 

grenzüberschreitenden Situationen Meinungsverschiedenheiten zwischen den zuständigen 

Behörden verschiedener Mitgliedstaaten wirksam beigelegt werden. Die bestehenden 

Vorschriften für die Beilegung solcher Meinungsverschiedenheiten sind nicht vollständig 

zufriedenstellend. Sie sollten daher angepasst werden, um sie einfacher anwenden zu 

können. 

(17) Bei ihrem Streben nach mehr Aufsichtskonvergenz bemühen sich die ESA auch um die 

Förderung einer Aufsichtskultur in der Union. Daher kann der Rat der Aufseher jedes Jahr 

bis zu zwei zukunftsorientierte Prioritäten von unionsweiter Relevanz festlegen. Diese 

Prioritäten sollten von den zuständigen Behörden bei der Ausarbeitung ihrer 

Arbeitsprogramme berücksichtigt werden. Der Rat der Aufseher sollte die entsprechenden 

Tätigkeiten der Behörden im nächsten Jahr erörtern und Schlussfolgerungen ziehen. 

(18) (…) 
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(19) Für geordnete und gut funktionierende internationale Finanzmärkte müssen von der 

Kommission angenommene Beschlüsse über die Gleichwertigkeit von Systemen in 

Drittländern überwacht werden. Jede ESA sollte die regulatorischen und 

aufsichtsrechtlichen Entwicklungen sowie die Durchsetzungspraxis in den betreffenden 

Drittländern überwachen. Dies sollte sie tun, um zu überprüfen, ob die Kriterien, auf deren 

Grundlage die genannten Beschlüsse gefasst wurden, und alle darin festgelegten 

Bedingungen weiterhin erfüllt sind. Die Behörde sollte der Kommission einmal jährlich 

einen vertraulichen Bericht über ihre Überwachungstätigkeiten vorlegen. In diesem 

Zusammenhang sollte jede ESA soweit möglich Verwaltungsvereinbarungen mit den 

zuständigen Behörden von Drittländern schließen, um die für die Zwecke der Überwachung 

und der Koordinierung der Aufsichtstätigkeiten erforderlichen Informationen zu erhalten. 

Durch diesen verstärkten Aufsichtsrahmen wird sichergestellt, dass bezüglich der 

Gleichwertigkeit von Drittländern mehr Transparenz, eine bessere Vorhersehbarkeit für die 

betreffenden Drittländer und sektorübergreifend mehr Kohärenz gegeben ist. 

(20) Die Erfassung und Sammlung zuverlässiger und vollständiger Informationen durch die ESA 

ist von wesentlicher Bedeutung für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Funktionen und 

die Verwirklichung ihrer Ziele. Zur Vermeidung doppelter Meldepflichten für 

Finanzinstitute und Finanzmarktteilnehmer sollten diese Informationen durch die 

zuständigen Behörden oder nationalen Aufsichtsbehörden, die den Finanzmärkten und 

Finanzinstituten am nächsten sind, bereitgestellt werden. 

(21) In den Gründungsverordnungen der ESA war vorgesehen, dass die zuständigen Behörden in 

deren Governance-Struktur eine wichtige Rolle spielen, um sicherzustellen, dass 

Fachkompetenz und praktisches Know-how in die Beschlussfassung einfließen. Die ESA 

sollten weiterhin als sich auf die Mitglieder stützende Organisationen funktionieren, deren 

Beschlüsse durch Beratungen unter ihren Mitgliedern zustande kommen, und kein Beschluss 

sollte gegen den Willen einer Mehrheit ihrer Mitglieder gefasst werden. Das letzte 

Beschlussfassungsgremium der Behörde ist der Rat der Aufseher. Zudem ist in diesen 

Verordnungen festgelegt, dass die Mitglieder des Rates der Aufseher und des 

Verwaltungsrates zur Vermeidung von Interessenkonflikten unabhängig und im alleinigen 

Interesse der Union handeln. Um die Arbeit in Bezug auf die Konvergenz zu intensivieren, 

sollte der Verwaltungsrat durch hauptamtliche Mitglieder verstärkt werden. 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=53510&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:5834/19;Nr:5834;Year:19&comp=5834%7C2019%7C


 

 

5834/19   ak,cf,hal/cat 9 

 ECOMP.1.B. LIMITE DE 
 

 

(22) (…) 

(23) Um ein angemessenes Maß an Fachkompetenz und Rechenschaftspflicht sicherzustellen, 

sollten der Vorsitzende und die hauptamtlichen Mitglieder des Verwaltungsrates auf der 

Grundlage ihrer Verdienste, Fähigkeiten und Kenntnisse in den Bereichen Clearing, 

Nachhandelsaktivitäten und Finanzfragen sowie ihrer Erfahrung mit der Finanzaufsicht 

ernannt werden. Zur Gewährleistung von Transparenz und demokratischer Kontrolle und 

zum Schutz der Rechte der Unionsorgane sollten der Vorsitzende und die hauptamtlichen 

Mitglieder des Verwaltungsrates in einem offenen Auswahlverfahren ausgewählt werden. 

Der Rat der Aufseher sollte eine Auswahlliste erstellen und dem Europäischen Parlament 

zur Billigung vorlegen. Nach Billigung der Liste sollte der Rat einen Beschluss zur 

Ernennung der Mitglieder des Verwaltungsrates fassen. Der Vorsitzende und die 

hauptamtlichen Mitglieder des Verwaltungsrates sollten dem Europäischen Parlament und 

dem Rat Rechenschaft über alle auf der Grundlage der Gründungsverordnungen gefassten 

Beschlüsse ablegen. 

(24) (…) 

(25) (…) 

(26) (…) 

(27) (…) 

(28) Um die Vertraulichkeit der Arbeit der ESA zu schützen, sollten die Anforderungen zur 

Wahrung des Berufsgeheimnisses auch für Personen gelten, die im Zusammenhang mit den 

Aufgaben der betreffenden ESA Dienstleistungen direkt oder indirekt, ständig oder 

gelegentlich erbringen. 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=53510&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:5834/19;Nr:5834;Year:19&comp=5834%7C2019%7C


 

 

5834/19   ak,cf,hal/cat 10 

 ECOMP.1.B. LIMITE DE 
 

 

(29) Gemäß den Verordnungen (EU) 1093/2010, 1094/2010 und 1095/2010 und den sektoralen 

Rechtsvorschriften im Bereich der Finanzdienstleistungen müssen die ESA wirksame 

Verwaltungsvereinbarungen schließen, die auch einen Austausch von Informationen mit 

Aufsichtsbehörden in Drittländern beinhalten. Die Notwendigkeit einer wirksamen 

Zusammenarbeit und eines wirksamen Informationsaustauschs dürfte noch weiter an 

Bedeutung gewinnen, wenn einige der ESA infolge dieser Änderungsverordnung bei der 

Beaufsichtigung von Unternehmen und Tätigkeiten außerhalb der EU zusätzliche, 

umfassendere Zuständigkeiten übernehmen. Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 

einschließlich der Übertragung dieser Daten außerhalb der Europäischen Union, sind die 

ESA an die Vorgaben der Verordnung (EU) Nr. 2018/XXX (Datenschutzverordnung für 

Organe und Einrichtungen der EU) gebunden. In Ermangelung eines 

Angemessenheitsbeschlusses oder geeigneter Garantien, die beispielsweise durch 

Verwaltungsvereinbarungen im Sinne von Artikel 49 Absatz 3 der Datenschutz-Verordnung 

für Organe und Einrichtungen der EU geleistet werden, können die ESA personenbezogene 

Daten mit Behörden von Drittländern im Einklang mit und unter den Bedingungen der in 

Artikel 51 Absatz 1 Buchstabe d der genannten Verordnung formulierten Ausnahme im 

öffentlichen Interesse austauschen, was insbesondere für den internationalen Datenaustausch 

zwischen Finanzaufsichtsbehörden gilt. 

(30) Die Beschlussfassungsverfahren der EBA müssen unbedingt angemessene Garantien für 

Mitgliedstaaten bieten, die nicht an der Bankenunion teilnehmen, und es der EBA 

gleichzeitig ermöglichen, weiterhin in effizienter Weise Beschlüsse zu fassen, auch wenn 

sich die Anzahl der nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten verringert. Die derzeitigen 

Abstimmungsregeln, denen zufolge die EBA nur bei einer Mehrheit der teilnehmenden 

Mitgliedstaaten und einer Mehrheit der nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten einen Beschluss 

fassen kann, sollten beibehalten werden. 
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(31) Die Gründungsverordnungen der ESA sehen vor, dass die ESA in Zusammenarbeit mit dem 

ESRB die Durchführung unionsweiter Stresstests veranlassen und koordinieren, um die 

Widerstandsfähigkeit von Finanzinstituten oder Finanzmarktteilnehmern gegenüber 

ungünstigen Marktentwicklungen zu bewerten. Sie sollten ferner sicherstellen, dass auf 

nationaler Ebene eine kohärente Methode für diese Tests angewendet wird. Ferner sollte in 

Bezug auf alle ESA klargestellt werden, dass die Geheimhaltungspflichten der zuständigen 

Behörden diese nicht daran hindern, den ESA die Ergebnisse der Stresstests zur 

Veröffentlichung zu übermitteln. 

(32) (…) 

(33) Aufgrund des zunehmend grenzüberschreitenden Charakters von Handelstätigkeiten und 

insbesondere der Tätigkeiten bestimmter Wertpapierfirmen, die aufgrund ihrer systemischen 

Bedeutung grenzüberschreitende Auswirkungen auf die Finanzstabilität haben können, sollte 

die ESMA eine stärkere Koordinierungsrolle spielen und den zuständigen Behörden die 

Einleitung entsprechender Untersuchungen empfehlen können. Die ESMA sollte ferner in 

der Lage sein, den Austausch von Informationen im Rahmen dieser Untersuchungen zu 

erleichtern, wenn sie begründeten Anlass zu der Vermutung hat, dass Tätigkeiten mit 

erheblichen grenzüberschreitenden Auswirkungen eine Bedrohung für das ordnungsgemäße 

Funktionieren und die Integrität der Finanzmärkte oder der Finanzstabilität in der Union 

darstellen. 

(34) (…) 

(35) (…) 

(36) (…) 

(37) (…) 

(38) (…) 

(39) (…) 
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(40) (…)(41) Die Qualität der Handelsdaten sowie der Verarbeitung und Bereitstellung dieser 

Daten unter Berücksichtigung der grenzüberschreitenden Datenverarbeitung und -

bereitstellung ist von grundlegender Bedeutung für die Stärkung der Transparenz der 

Finanzmärkte, die das zentrale Ziel der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 ist. Die 

Bereitstellung eines konsolidierten Datentickers ist daher für Nutzer von entscheidender 

Bedeutung, um den gewünschten Überblick über die Handelstätigkeit auf den 

Finanzmärkten der Union zu bekommen, und für zuständige Behörden, um zutreffende, 

umfassende Informationen über einschlägige Geschäfte zu erhalten. 

(42) (…) 

(43) (…) 

(44) Es ist wichtig, für ein wirksames und effizientes Funktionieren des konsolidierten 

Datentickers zu sorgen. Daher sollten der ESMA Befugnisse bezüglich der Zulassung und 

Beaufsichtigung der Bereitsteller konsolidierter Datenticker übertragen werden. 

(45) (…) 

(46) Die Übertragung von Befugnissen bezüglich der Zulassung und Beaufsichtigung der 

Bereitsteller konsolidierter Datenticker auf die ESMA dient maßgeblich auch anderen 

Aufgaben, die die ESMA gemäß der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 wahrnimmt, wie auch 

der Gewährleistung einer hohen Qualität der Nachhandelsdaten. 

(47) Damit die ESMA ihre Aufsichtsbefugnisse im Bereich der Beaufsichtigung der Bereitsteller 

konsolidierter Datenticker wirksam ausüben kann, sollte sie in der Lage sein, 

Untersuchungen und Prüfungen vor Ort durchzuführen. Die ESMA sollte in der Lage sein, 

Geldbußen oder Zwangsgelder zu verhängen, um Bereitsteller konsolidierter Datenticker 

dazu zu zwingen, Zuwiderhandlungen zu beenden, die von der ESMA angeforderten 

vollständigen und richtigen Informationen zu übermitteln, oder sie einer Untersuchung oder 

einer Prüfung vor Ort zu unterziehen, und sollte verwaltungsrechtliche Sanktionen oder 

andere verwaltungsrechtliche Maßnahmen verhängen können, wenn sie feststellt, dass eine 

Person vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verordnung (EU) Nr. 600/2014 verstoßen hat. 
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(48) Finanzprodukte, die kritische Referenzwerte verwenden, sind in allen Mitgliedstaaten 

verfügbar. Diese Referenzwerte sind daher von entscheidender Bedeutung für das 

Funktionieren der Finanzmärkte und die Finanzstabilität in der Union. Bei der 

Beaufsichtigung kritischer Referenzwerte sollte das Augenmerk im Sinne einer 

ganzheitlichen Betrachtungsweise nicht nur auf den Auswirkungen liegen, die im 

Mitgliedstaat, in dem der Administrator angesiedelt ist, und den Mitgliedstaaten, in denen 

seine Kontributoren angesiedelt sind, entstehen können, sondern sollten die Auswirkungen 

in der gesamten Union im Auge behalten werden. Daher ist es angemessen, dass bestimmte 

kritische Referenzwerte auf Unionsebene durch die ESMA im Einklang mit der Verordnung 

(EU) 2016/1011 überwacht werden. 

(48a) Mit der Verordnung (EU) 2016/1011 wird ein gemeinsamer Rahmen zur Sicherstellung der 

Genauigkeit und Integrität von Indizes eingeführt, die als Referenzwert bei 

Finanzinstrumenten und Finanzkontrakten oder zur Messung der Wertentwicklung von 

Investmentfonds in der Union verwendet werden. 

(48b) Mit Artikel 51 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/1011 wurde ein Übergangszeitraum 

eingeführt, wobei ein Index-Anbieter, der am 30. Juni 2016 einen Referenzwert bereitstellt, 

bis zum 1. Januar 2020 eine Zulassung oder Registrierung beantragen muss. 

(48c) Die Diskontinuität kritischer Referenzwerte kann Auswirkungen auf die Integrität des 

Marktes, die Finanzstabilität, die Verbraucher, die Realwirtschaft oder die Finanzierung von 

Haushalten und Unternehmen in Mitgliedstaaten haben. Die Durchführungsverordnung (EU) 

2016/1368 der Kommission diente der Erstellung einer Liste der an den Finanzmärkten 

verwendeten kritischen Referenzwerten gemäß der Verordnung (EU) 2016/1011. Die 

Begriffsbestimmung des "kritischen Referenzwerts" ist in Artikel 4 Absatz 1 Nummer 25 

der Verordnung (EU) 2016/1011 enthalten. 

(48d) Die von einem Administrator bewirkte Diskontinuität eines kritischen Referenzwerts könnte 

die Gültigkeit von Finanzkontrakten oder Finanzinstrumenten beeinträchtigen. Die 

Diskontinuität eines solchen kritischen Referenzwerts könnte Störungen für Anleger und 

Verbraucher – mit möglicherweise schwerwiegende Auswirkungen auf die Finanzstabilität – 

verursachen. Sollten keine Eingabedaten für kritische Referenzwerte mehr beigetragen 

werden, könnte dies außerdem den repräsentativen Charakter dieser Referenzwerte 

untergraben und sich negativ auf deren Fähigkeit, ein Bild des zugrunde liegenden Markts 

oder der zugrunde liegenden wirtschaftlichen Realität zu vermitteln, auswirken. 

(48e) Die Möglichkeit, die Verwaltung von kritischen Referenzwerten zwingend vorzuschreiben, 

sowie die Möglichkeit, Beiträge zu solchen Referenzwerten zu leisten, zwingend 

vorzuschreiben, sollten daher für einen Gesamtzeitraum von insgesamt fünf Jahren 

gewährleistet werden. 
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(48f) Kritische Referenzwerte sind derzeit Gegenstand eines Reformprozesses. Der Übergang von 

einem bestehenden kritischen Referenzwert zu einem geeigneten Folgesatz erfordert einen 

Übergangszeitraum, damit alle gesetzlichen und technischen Vorkehrungen, die für einen 

solchen Übergang notwendig sind, ohne Störungen abgeschlossen werden können. Während 

dieses Übergangszeitraums wird der bestehende kritische Referenzwert zusammen mit dem 

letztendlichen Folgesatz veröffentlicht werden müssen. Daher ist es notwendig, den 

Zeitraum zu verlängern, in dem ein bestehender kritischer Referenzwert veröffentlicht und 

verwendet werden kann, ohne dass der Administrator die notwendige vorgeschriebene 

Zulassung erhalten hat. 

(49) (…) 

(50) (…) 

(51) (…) 

(52) (…) 

(53) (…) 

(54) (…) 

(55) (…) 

(56) (…) 

(57) (…) 

(58) (…) 

(59) (…) 

(60) (…) 
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(61) (…) 

(62) (…) 

(63) (…) 

(64) (…) 

(65) Es sollte ein angemessener Zeitraum vorgesehen werden, in dem die notwendigen 

Vorkehrungen für die angestrebte Governance-Struktur und die delegierten Rechtsakte und 

Durchführungsrechtsakte getroffen werden, die erforderlich sind, damit die ESA und die 

anderen betroffenen Parteien die Vorschriften dieser Verordnung anwenden können. 

(66) Die Verordnung (EU) Nr. 1093/2010, die Verordnung (EU) Nr. 1094/2010, die Verordnung 

(EU) Nr. 1095/2010, die Verordnung (EU) Nr. 600/2014 und die Verordnung (EU) Nr. 2016 

/1011 sollten daher entsprechend geändert werden – 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
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Artikel 1  

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 

Die Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Die Behörde handelt im Rahmen der ihr durch diese Verordnung übertragenen 

Befugnisse und innerhalb des Anwendungsbereichs der Richtlinie 2002/87/EG, der 

Richtlinie 2008/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates*, der Richtlinie 

2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates*(*), der Verordnung 

2013/575/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinie 2013/36/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates**, der Richtlinie 2014/92/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates***, der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des 

Rates******, und, soweit diese Rechtsakte sich auf Kredit- und Finanzinstitute sowie die 

zuständigen Behörden, die diese beaufsichtigen, beziehen, der einschlägigen Teile der 

Richtlinie 2002/65/EG, einschließlich sämtlicher Richtlinien, Verordnungen und 

Beschlüsse, die auf der Grundlage dieser Rechtsakte angenommen wurden, sowie aller 

weiteren verbindlichen Rechtsakte der Union, die der Behörde Aufgaben übertragen. Die 

Behörde handelt ferner im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des 

Rates********. 

* Richtlinie 2008/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 

über Verbraucherkreditverträge und zur Aufhebung der 

*(*) Richtlinie 87/102/EWG des Rates (ABl. L 133 vom 22.5.2008, S. 66). Richtlinie 

2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 über 

die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-Geld-Instituten zur 

Änderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der 

Richtlinie 2000/46/EG 
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** Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 

über Einlagensicherungssysteme (Text von Bedeutung für den EWR) (ABl. L 173 vom 

12.6.2014, S. 149). 

*** Richtlinie 2014/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 

über die Vergleichbarkeit von Zahlungskontoentgelten, den Wechsel von Zahlungskonten 

und den Zugang zu Zahlungskonten mit grundlegenden Funktionen (Text von Bedeutung 

für den EWR) (ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 214). 

**** Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. November 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der 

Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 

Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 

23.12.2015, S. 35). 

***** Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Übertragung 

besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die 

Europäische Zentralbank (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 63)." 

c) In Absatz 5 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

"Inhalt und Form der Tätigkeiten und Maßnahmen der Behörde, insbesondere 

Leitlinien, Empfehlungen, Stellungnahmen, Fragen und Antworten sowie die 

Entwürfe von Regulierungsstandards werden auf der Grundlage und in den Grenzen 

des rechtlichen Rahmens festgelegt und gehen nicht über das hinaus, was 

erforderlich ist, um die Ziele dieser Verordnung und der in Absatz 2 genannten 

Rechtsakte zu erreichen und stehen im Verhältnis zu Art, Umfang und Komplexität 

der Risiken, die sich aus der von den Tätigkeiten der Behörde betroffenen 

Geschäftstätigkeit von Instituten, Unternehmen, anderen Subjekten oder 

Finanztätigkeiten ergeben." 
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2. In Artikel 2 Absatz 5 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

"Die in dieser Verordnung enthaltenen Bezugnahmen auf 'Aufsicht' bzw. 'Beaufsichtigung' 

beinhalten auch die Tätigkeiten aller zuständigen Behörden, die gemäß den in Artikel 1 

Absatz 2 genannten Rechtsakten durchzuführen sind." 

3. Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

"1. 'Finanzinstitute' Unternehmen, die gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten 

Rechtsakten der Union der Regulierung und Aufsicht unterliegen; " 

b) Nummer 2 Ziffer i erhält folgende Fassung: 

"i) zuständige Behörden im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 40 der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013, einschließlich der Europäischen Zentralbank, wenn 

es um Angelegenheiten geht, die die ihr durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 

übertragenen Aufgaben betreffen;" 

c) Nummer 2 Ziffer ii erhält folgende Fassung: 

"ii) in Bezug auf die Richtlinie 2002/65/EG die Behörden und Einrichtungen, die 

dafür zuständig sind, die Einhaltung der Anforderungen der genannten Richtlinie 

durch die Finanzinstitute sicherzustellen;" 

d) Nummer 2 Ziffer iii erhält folgende Fassung: 

"iii) in Bezug auf Einlagensicherungssysteme Einrichtungen, die 

Einlagensicherungssysteme gemäß der Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates verwalten, oder in dem Fall, dass der Betrieb des 

Einlagensicherungssystems von einem privaten Unternehmen verwaltet wird, die 

öffentliche Behörde, die solche Systeme gemäß der genannten Richtlinie 

beaufsichtigt, und die in der genannten Richtlinie aufgeführten einschlägigen 

Verwaltungsbehörden; und" 
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e) In Nummer 2 werden die folgenden Ziffern v und vi angefügt:  

"v) die zuständigen Behörden, die genannt sind in der Richtlinie 2014/17/EU, in der 

Verordnung 2015/751, in der Richtlinie (EU) 2015/2366, in der 

Richtlinie 2009/110/EG, in der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 und in der 

Verordnung (EU) Nr. 260/2012; 

vi) die in Artikel 20 der Richtlinie 2008/48/EG genannten Einrichtungen und 

Behörden." 

4. Artikel 6 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

"2. einem Verwaltungsrat, der die in Artikel 47 vorgesehenen Aufgaben 

wahrnimmt;" 

b) Nummer 4 wird gestrichen; 

5. Artikel 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

i) Der folgende Buchstabe aa erhält folgende Fassung: 

1. "aa) sie erstellt ein Unionshandbuch zur Beaufsichtigung von 

Finanzinstituten in der Union und hält es auf dem neuesten Stand;" 

ii) Der folgende Buchstabe ab wird eingefügt: 

2. "ab) sie erstellt ein Unionshandbuch zur Abwicklung von 

Finanzinstituten in der Union, indem sie auf der vorhandenen Arbeit des 

Einheitlichen Abwicklungsausschusses und der nationalen 

Abwicklungsbehörden aufbaut;" 
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iii) Die Buchstaben e und f erhalten folgende Fassung: 

3. "e) sie organisiert vergleichende Analysen ("Peer Reviews") der 

zuständigen Behörden und führt diese durch, gibt in diesem Zusammenhang 

Leitlinien und Empfehlungen heraus und bestimmt bewährte 

Vorgehensweisen, um bei den Ergebnissen der Aufsicht eine größere 

Angleichung zu erreichen;" 

 

4. "f) sie überwacht und bewertet Marktentwicklungen in ihrem 

Zuständigkeitsbereich, gegebenenfalls einschließlich Entwicklungen in Bezug 

auf Tendenzen bei der Kreditvergabe, insbesondere an private Haushalte und 

KMU, und bei innovativen Finanzdienstleistungen;" 

iv) Buchstabe h erhält folgende Fassung: 

5. "h) sie fördert den Einleger-, Verbraucher- und Anlegerschutz;" 

b) In Absatz 1a wird folgender Buchstabe c angefügt: 

"c) trägt die Behörde der technologischen Innovation, innovativen und nachhaltigen 

Geschäftsmodellen und der Einbeziehung ökologischer, sozialer und die Governance 

betreffender Faktoren Rechnung." 

c) (…) 

d) Absatz 2a wird wie folgt geändert: 

"Bei der Wahrnehmung der in Absatz 1 genannten Aufgaben und bei der Ausübung 

der in Absatz 2 genannten Befugnisse handelt die Behörde auf Grundlage des 

Rechtsrahmens und innerhalb der von ihm gesetzten Grenzen und trägt den 

Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit, Subsidiarität und Besseren Rechtsetzung 

Rechnung, einschließlich den Ergebnissen von Kosten-Nutzen-Analysen, die im 

Einklang mit dieser Verordnung erstellt wurden." 
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6. Artikel 9 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 werden die folgenden Buchstaben aa und ab eingefügt: 

"aa) die Durchführung eingehender themenbezogener Überprüfungen des 

Marktverhaltens, wobei an der Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses der 

Marktpraktiken gearbeitet wird, um mögliche Probleme zu erkennen und ihre 

Auswirkungen zu analysieren; 

ab) die Entwicklung von Indikatoren für das Kleinanlegerrisiko, mit denen Faktoren, 

die negative Auswirkungen für die Verbraucher haben könnten, rechtzeitig ermittelt 

werden können;" 

Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Die Behörde überwacht neue und bestehende Finanztätigkeiten und kann Leitlinien 

und Empfehlungen annehmen, um die Sicherheit und Solidität der Märkte und die 

Angleichung im Bereich der Regulierungs- und Aufsichtspraxis zu fördern." 

Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Die Behörde errichtet – als integralen Bestandteil der Behörde – einen Ausschuss für 

Finanzinnovationen, der alle jeweils zuständigen Behörden und 

Verbraucherschutzbehörden zusammen bringt, um eine koordinierte Herangehensweise an 

die regulatorische und aufsichtsrechtliche Behandlung neuer oder innovativer 

Finanztätigkeiten zu erreichen und Rat zu erteilen, den die Behörde dem Europäischen 

Parlament, dem Rat und der Kommission vorlegt. Die Behörde kann auch nationale 

Datenschutzbehörden in den Ausschuss einbeziehen." 
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7. Artikel 16 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 (...) 

 b) (...) 

c) In Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

"Der Bericht enthält auch eine Erläuterung, wie die Behörde die Herausgabe ihrer 

Leitlinien und Empfehlungen begründet hat, und eine Zusammenfassung der 

Rückmeldungen im Rahmen der öffentlichen Konsultationen zu diesen Leitlinien und 

Empfehlungen." 

 

 

7a. Folgender Artikel 16a wird eingefügt: 

"Artikel 16a 

Fragen und Antworten 

 

(1) Jede natürliche oder juristische Person einschließlich zuständiger Behörden und der 

Organe der EU kann Fragen zur praktischen Anwendung oder Umsetzung von 

Bestimmungen der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Gesetzgebungsakte, der damit 

verbundenen delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte sowie der gemäß diesen 

Gesetzgebungsakten erlassenen Leitlinien und Empfehlungen in jeder Amtssprache der 

Union an die Behörde richten. 

Finanzinstitute prüfen, bevor sie eine Frage bei der Behörde einreichen, ob die Frage 

zunächst an ihre zuständige Behörde gerichtet werden sollte. 
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(2)  Die Antworten der Behörde auf Fragen im Sinne von Absatz 1 sind nicht bindend. 

(3)  Die Behörde erstellt und unterhält auf ihrer Website ein webbasiertes Tool, mit dem 

Fragen eingereicht und alle Fragen und alle Antworten auf alle gemäß Absatz 1 zulässigen 

Fragen rasch veröffentlicht werden können, es sei denn, die Veröffentlichung steht im 

Widerspruch zum legitimen Interesse der betreffenden Personen oder würde die Stabilität 

des Finanzsystems gefährden. Die Behörde veröffentlicht zurückgewiesene Fragen zwei 

Jahre lang auf ihrer Website. 

(4)  Drei stimmberechtigte Mitglieder des Rates der Aufseher können den Rat der Aufseher 

ersuchen, gemäß Artikel 44 zu beschließen, den Gegenstand der zulässigen Frage im Sinne 

von Absatz 1 in Leitlinien gemäß Artikel 16 zu behandeln, Stellungnahmen oder 

Ratschläge der in Artikel 37 genannten Interessengruppe einzuholen, die Fragen und 

Antworten in angemessenen Abständen zu überprüfen, offene öffentliche Anhörungen 

durchzuführen oder die potenziell anfallenden Kosten und den Nutzen zu analysieren. 

Diese Anhörungen und Analysen müssen im Verhältnis zu Umfang, Natur und Folgen der 

Fragen- und Antwortentwürfe oder im Verhältnis zur besonderen Dringlichkeit der 

Angelegenheit angemessen sein. Bei Einbeziehung der in Artikel 37 genannten 

Interessengruppe ist darauf zu achten, dass die Vertraulichkeit gewahrt bleibt. 

 (5) Im Interesse der Klarheit und Vollständigkeit veröffentlicht die Behörde die Antworten 

auf Fragen zur rechtlichen Auslegung von Bestimmungen des Regulierungsrahmens im 

Namen der Europäischen Kommission." 
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8. Artikel 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden folgende Unterabsätze angefügt: 

"Unbeschadet der in Artikel 35 festgelegten Befugnisse kann die Behörde nach 

Unterrichtung der betroffenen zuständigen Behörde ein gebührend gerechtfertigtes und mit 

Gründen versehenes Informationsersuchen direkt an andere zuständige Behörden richten, 

wenn ein Informationsersuchen an die betroffene zuständige Behörde sich als 

unzureichend erwiesen hat oder für unzureichend erachtet wird, um die Informationen zu 

erhalten, die für die Zwecke der Untersuchung einer mutmaßlichen Verletzung oder 

Nichtanwendung des Unionsrechts für erforderlich erachtet werden. 

Die Adressaten eines solchen Ersuchens übermitteln der Behörde ohne unnötige 

Verzögerung klare, korrekte und vollständige Informationen." 

9. Artikel 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) In Fällen, die in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten der Union festgelegt 

sind, kann die Behörde unbeschadet der Befugnisse nach Artikel 17 den zuständigen 

Behörden helfen, nach dem in den Absätzen 2 bis 4 festgelegten Verfahren eine Einigung 

zu erzielen, und zwar entweder 

a) auf Ersuchen einer oder mehrerer der betreffenden zuständigen Behörden, wenn 

eine zuständige Behörde mit dem Vorgehen oder dem Inhalt der Maßnahme bzw. 

geplanten Maßnahme einer anderen zuständigen Behörde oder mit deren 

Nichttätigwerden nicht einverstanden ist, oder 

b) in Fällen, in denen die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtakte vorsehen, dass 

die Behörde von Amts wegen helfen kann, wenn anhand objektiver Kriterien eine 

Meinungsverschiedenheit zwischen den zuständigen Behörden festzustellen ist. 
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In Fällen, in denen gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten ein 

gemeinsamer Beschluss der zuständigen Behörden erforderlich ist und die Behörde im 

Einklang mit diesen Rechtsakten den betreffenden zuständigen Behörden von Amts wegen 

helfen kann, nach dem in den Absätzen 2 bis 4 festgelegten Verfahren eine Einigung zu 

erzielen, wird eine Meinungsverschiedenheit angenommen, wenn die zuständigen 

Behörden innerhalb der in den genannten Rechtsakten festgesetzten Fristen keinen 

gemeinsamen Beschluss fassen." 

b) Die folgenden Absätze 1a und 1b werden eingefügt: 

"(1a) Die betreffenden zuständigen Behörden setzen die Behörde in den folgenden Fällen 

unverzüglich darüber in Kenntnis, dass keine Einigung erzielt wurde: 

a) wenn in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten der Union eine Frist für 

die Erzielung einer Einigung zwischen den zuständigen Behörden festgelegt ist und 

einer der folgenden Fälle eintritt: 

i) Die Frist ist abgelaufen oder 

ii) mindestens zwei der betreffenden zuständigen Behörden gelangen anhand 

objektiver Faktoren zu dem Ergebnis, dass eine Meinungsverschiedenheit 

besteht; 

b) wenn in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten der Union keine Frist 

für die Erzielung einer Einigung zwischen den zuständigen Behörden festgelegt ist 

und einer der folgenden Fälle eintritt: 

i) mindestens zwei der betreffenden zuständigen Behörden gelangen anhand 

objektiver Faktoren zu dem Ergebnis, dass eine Meinungsverschiedenheit 

besteht, oder 

ii) seit dem Tag, an dem bei einer zuständigen Behörde das Ersuchen einer 

anderen zuständigen Behörde eingegangen ist, im Hinblick auf die Einhaltung 

der genannten Rechtsakte der Union eine bestimmte Maßnahme zu ergreifen, 

sind zwei Monate vergangen, ohne dass die ersuchte Behörde einen Beschluss 

gefasst hätte, mit dem sie dem Ersuchen nachkommt. 
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(1b) Der Vorsitzende beurteilt, ob die Behörde im Einklang mit Absatz 1 handeln sollte. 

Wenn die Behörde von Amts wegen tätig wird, setzt sie die betreffenden zuständigen 

Behörden von ihrem Beschluss, tätig zu werden, in Kenntnis. 

In Erwartung des Beschlusses der Behörde gemäß dem Verfahren nach Artikel 47 

Absatz 3a, setzen in Fällen, in denen die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakte einen 

gemeinsamen Beschluss erfordern, alle an dem gemeinsamen Beschluss beteiligten 

zuständigen Behörden ihre individuelle Beschlussfassung aus. Beschließt die Behörde, 

tätig zu werden, setzen alle an dem gemeinsamen Beschluss beteiligten zuständigen 

Behörden ihre Beschlussfassung aus, bis das Verfahren nach den Absätzen 2 und 3 

abgeschlossen ist." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"Erzielen die betreffenden zuständigen Behörden innerhalb der in Absatz 2 genannten 

Schlichtungsphase keine Einigung, so kann die Behörde einen Beschluss fassen, mit dem 

die zuständigen Behörden dazu verpflichtet werden, zur Beilegung der Angelegenheit 

bestimmte Maßnahmen zu treffen oder von solchen abzusehen, um die Einhaltung des 

Unionsrechts zu gewährleisten. Der Beschluss der Behörde ist für die betreffenden 

zuständigen Behörden bindend. Die Behörde kann die zuständigen Behörden mit ihrem 

Beschluss auffordern, einen von ihnen gefassten Beschluss aufzuheben oder zu ändern 

oder die Befugnisse, die sie nach dem einschlägigen Unionsrecht haben, wahrzunehmen." 

d) Folgender Absatz 3a wird eingefügt: 

"(3a) Die Behörde setzt die betreffenden zuständigen Behörden von dem Abschluss der 

Verfahren nach den Absätzen 2 und 3 sowie gegebenenfalls von ihrem Beschluss nach 

Absatz 3 in Kenntnis." 

 

10. Artikel 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1a wird gestrichen. 

b) (...) 
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11. Artikel 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

i) Folgende Buchstaben aa und bb werden eingefügt: 

"aa) sie setzt im Einklang mit Artikel 45c Koordinierungsgruppen ein, um die 

Angleichung der Aufsicht zu fördern und vorbildliche Vorgehensweisen zu 

bestimmen, ab) sie legt im Einklang mit Artikel 29a gemeinsame 

Aufsichtsprioritäten fest," 

ii) Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

"b) sie fördert einen effizienten bi- und multilateralen Informationsaustausch 

zwischen den zuständigen Behörden zu allen relevanten Fragen, gegebenenfalls 

einschließlich Cybersicherheit und Cyberangriffen, wobei sie den nach den 

einschlägigen Rechtsvorschriften der Union geltenden Geheimhaltungs- und 

Datenschutzbestimmungen in vollem Umfang Rechnung trägt;" 

iii) Buchstabe e erhält folgende Fassung: 

"e) sie richtet sektorspezifische und sektorübergreifende Schulungsprogramme ein, 

auch in Bezug auf die technologische Innovation, erleichtert den Personalaustausch 

und ermutigt die zuständigen Behörden, in verstärktem Maße Personal abzuordnen 

und ähnliche Instrumente einzusetzen." 
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b) In Absatz 2 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

"Im Hinblick auf die Schaffung einer gemeinsamen Aufsichtskultur erstellt die Behörde 

ein Unionshandbuch zur Beaufsichtigung von Finanzinstituten in der Union und hält es auf 

dem neuesten Stand, wobei sie Änderungen bei den Geschäftspraktiken und 

Geschäftsmodelle der Finanzinstitute Rechnung trägt. Die Behörde erstellt auch ein 

Unionshandbuch zur Abwicklung von Finanzinstituten in der Union und hält es auf dem 

neuesten Stand. Sowohl im Unionsaufsichtshandbuch als auch im 

Unionsabwicklungshandbuch werden vorbildliche Vorgehensweisen und besonders 

erfolgreiche Methoden und Verfahren dargelegt." 

 

12. Folgender Artikel 29a wird eingefügt: 

"Artikel 29a 

Gemeinsame Aufsichtsprioritäten 

 

Der Rat der Aufseher kann jährlich auf Vorschlag der zuständigen Behörden und unter 

Berücksichtigung künftiger Entwicklungen und Trends bis zu zwei Prioritäten von 

unionsweiter Relevanz festlegen. Die zuständigen Behörden tragen den vom Rat der 

Aufseher ausgewählten Prioritäten bei der Aufstellung ihrer Arbeitsprogramme Rechnung. 

Der Rat der Aufseher erörtert die entsprechenden Tätigkeiten der zuständigen Behörden im 

folgenden Jahr und zieht Schlussfolgerungen. Die Behörde erörtert mögliche 

Folgemaßnahmen, die unter anderem Leitlinien, Empfehlungen und Peer Reviews im 

betreffenden Bereich umfassen können." 
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13. Artikel 30 wird wie folgt geändert: 

a) (…) 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Um bei den Ergebnissen der Aufsicht eine größere Angleichung und Wirksamkeit zu 

erreichen, unterzieht die Behörde alle oder einige Tätigkeiten der zuständigen Behörden 

regelmäßig einer vergleichenden Analyse ("Peer Review"). Hierzu entwickelt die Behörde 

Methoden, die eine objektive Bewertung und einen objektiven Vergleich zwischen den 

überprüften zuständigen Behörden ermöglichen. Bei der Durchführung der Peer Reviews 

werden die in Bezug auf die betreffende zuständige Behörde vorhandenen Informationen 

und bereits vorgenommenen Bewertungen berücksichtigt, einschließlich aller 

Informationen, die der Behörde gemäß Artikel 35 vorgelegt wurden, und Informationen 

von Interessenvertretern." 

c) Folgender Absatz [...] wird angefügt: 

" (1[...]) "Für die Zwecke dieses Artikels setzt die Behörde Peer-Review-Ausschüsse ein, 

die aus Mitgliedern der zuständigen Behörden bestehen und an denen Bedienstete der 

Behörde mitwirken." 

d) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

i) Der einleitende Satz erhält folgende Fassung: 

"Bei der Peer Review wird unter anderem, aber nicht ausschließlich Folgendes bewertet:" 

ii) die Buchstaben a bis c erhalten folgende Fassung: 

"a) die Angemessenheit der Regelungen hinsichtlich der Ausstattung, des Grades der 

Unabhängigkeit und der Leitung der zuständigen Behörde mit besonderem Augenmerk auf 

der wirksamen Anwendung der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakte der Union und 

der Fähigkeit, auf Marktentwicklungen zu reagieren; 
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b) die Wirksamkeit und der Grad der Angleichung, die bei der Anwendung des 

Unionsrechts und bei den Aufsichtspraktiken, einschließlich der nach den Artikeln 10 

bis 16 festgelegten technischen Regulierungs- und Durchführungsstandards, Leitlinien und 

Empfehlungen, erzielt wurde, sowie der Umfang, in dem mit den Aufsichtspraktiken die 

im Unionsrecht gesetzten Ziele erreicht werden; 

c) die Anwendung vorbildlicher Vorgehensweisen einiger zuständiger Behörden, deren 

Übernahme für andere zuständige Behörden von Nutzen sein könnte;" 

 

e) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Die Behörde erstellt einen Bericht über die Ergebnisse der Peer Review, der vom Peer-

Review-Ausschuss ausgearbeitet und vom Rat der Aufseher im Einklang mit Artikel 44 

Absatz 4 angenommen wird. Bei der Ausarbeitung des Berichts konsultiert der Peer-Review-

Ausschuss den Verwaltungsrat, um die Kohärenz mit anderen Peer-Review-Berichten und 

gleiche Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten. Der Verwaltungsrat bewertet 

insbesondere, ob die Methode in gleicher Weise angewandt worden ist. In dem Bericht 

werden die infolge der Peer Review als angemessen, verhältnismäßig und notwendig 

erachteten Folgemaßnahmen angegeben und erläutert. Diese Folgemaßnahmen können in 

Form von Leitlinien und Empfehlungen nach Artikel 16 und Stellungnahmen nach Artikel 29 

Absatz 1 Buchstabe a angenommen werden. 

Im Einklang mit Artikel 16 Absatz 3 unternehmen die zuständigen Behörden alle 

erforderlichen Anstrengungen, um den herausgegebenen Leitlinien und Empfehlungen 

nachzukommen. 
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Bei der Ausarbeitung von Entwürfen technischer Regulierungs- und Durchführungsstandards 

gemäß den Artikeln 10 bis 15 oder von Leitlinien oder Empfehlungen gemäß Artikel 16 

berücksichtigt die Behörde das Ergebnis der Peer Review und alle weiteren Informationen, 

die sie bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben erlangt hat, um eine Angleichung in Richtung 

der bestmöglichen Aufsichtspraktiken sicherzustellen." 

 

f) Folgende Absätze 3a und 3b werden eingefügt: 

"(3a) Die Behörde legt der Kommission eine Stellungnahme vor, wenn sie auf der 

Grundlage des Ergebnisses der Peer Review oder sonstiger Informationen, die sie bei der 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben erlangt hat, die Auffassung vertritt, dass eine weitere 

Harmonisierung der Vorschriften für Finanzinstitute oder zuständige Behörden erforderlich 

ist. 

(3b) Die Behörde erstellt zwei Jahre nach Veröffentlichung des Peer-Review-Berichts 

einen Folgebericht. Der Folgebericht wird vom Peer-Review-Ausschuss ausgearbeitet und 

vom Rat der Aufseher im Einklang mit Artikel 44 Absatz 4 angenommen. Bei der 

Ausarbeitung des Berichts konsultiert der Peer-Review-Ausschuss den Verwaltungsrat, um 

die Kohärenz mit anderen Folgeberichten zu gewährleisten. Im Folgebericht wird unter 

anderem, aber nicht ausschließlich, bewertet, ob die Maßnahmen, die die der Peer Review 

unterzogenen zuständigen Behörden auf die Folgemaßnahmen des Peer-Review-Berichts 

hin ergriffen haben, angemessen und wirksam sind. 

(3c) (…)" 
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g) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Die Behörde veröffentlicht die wichtigsten Ergebnisse des in Absatz 3 genannten 

Berichts und des in Absatz 3b genannten Folgeberichts, es sei denn, sie ist der Auffassung, 

dass eine Veröffentlichung die Stabilität des Finanzsystems gefährden würde. Ist die 

zuständige Behörde, die der Peer Review unterzogen wurde, der Auffassung, dass eine 

Veröffentlichung der wichtigsten Ergebnisse der Berichte die Stabilität des Finanzsystems 

gefährden würde, kann sie die Angelegenheit an den Rat der Aufseher verweisen. Der Rat 

der Aufseher kann mit einfacher Mehrheit beschließen, die betreffenden Auszüge nicht zu 

veröffentlichen." 

 

h) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

"(5) Für die Zwecke dieses Artikels unterbreitet der Verwaltungsrat einen Vorschlag 

für einen Peer-Review-Arbeitsplan für die nächsten zwei Jahre, der unter anderem den 

Erkenntnissen, die im Zuge der vergangenen Peer Reviews und bei den Erörterungen der in 

Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe aa genannten Koordinierungsgruppe gewonnen wurden, 

Rechnung trägt. Der Peer-Review-Arbeitsplan ist ein separater Bestandteil des Jahres- und 

das Mehrjahresarbeitsprogramms. Er wird veröffentlicht. In dringenden Fällen oder bei 

unvorhergesehenen Ereignissen kann die Behörde beschließen, zusätzliche Peer Reviews 

durchzuführen." 

14. In Artikel 31[...]wird Absatz [...] angefügt: 

"In Bezug auf die Tätigkeit der zuständigen Behörden zur Erleichterung des Markteintritts 

von Wirtschaftsbeteiligten oder Produkten, die auf technologischer Innovation beruhen, 

fördert die Behörde die Angleichung der Aufsicht, insbesondere durch den Austausch von 

Informationen und vorbildlichen Vorgehensweisen. Die Behörde kann gegebenenfalls auch 

Leitlinien und Empfehlungen gemäß Artikel 16 annehmen." 
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16. Artikel 32 wird wie folgt geändert: 

a) Ein neuer Absatz 2a wird eingefügt: 

"(2a) Mindestens einmal jährlich prüft die Behörde, ob es angezeigt ist, unionsweite 

Bewertungen gemäß Absatz 2 durchzuführen und informiert das Europäische Parlament, 

den Rat und die Kommission über ihre Erwägungen. Werden solche unionsweiten 

Bewertungen durchgeführt und sieht es die Behörde als angemessen an, so sorgt sie für die 

Offenlegung der Ergebnisse eines jeden teilnehmenden Finanzinstituts. 

Verpflichtungen der zuständigen Behörden aufgrund des Berufsgeheimnisses hindern die 

zuständigen Behörden nicht daran, das Ergebnis der unionsweiten Bewertungen nach 

Absatz 2 zu veröffentlichen oder der Behörde das Ergebnis dieser Bewertungen zum 

Zwecke der Veröffentlichung der Ergebnisse unionsweiter Bewertungen der 

Widerstandsfähigkeit von Finanzinstituten durch die Behörde zu übermitteln." 

b) Die Absätze 3a und 3b erhalten folgende Fassung: 

"(3a) Im Kontext unionsweiter Bewertungen kann die Behörde die zuständigen Behörden 

auffordern, besondere Prüfungen durchzuführen Sie kann die zuständigen Behörden auch 

auffordern, Kontrollen vor Ort durchzuführen, und sie kann an diesen Kontrollen gemäß 

Artikel 21 nach Maßgabe der dort festgelegten Bedingungen teilnehmen, um die 

Vergleichbarkeit und Zuverlässigkeit der Methoden, Praktiken und Ergebnisse 

sicherzustellen." 
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16. Artikel 33 wird wie folgt geändert: 

[...] Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Auf besonderes Ersuchen der Kommission um Beratung oder wenn dies in den in 

Artikel 1 Absatz 2 aufgeführten Rechtsakten vorgesehen ist, unterstützt die Behörde die 

Kommission bei der Vorbereitung von Beschlüssen, in denen die Gleichwertigkeit der 

Regulierungs- und Aufsichtsrahmen von Drittländern festgestellt wird." 

[...] Folgende Absätze 2a, 2b und 2c werden eingefügt: 

"(2a) Die Behörde überwacht relevante regulierungs- und aufsichtsspezifische 

Entwicklungen und Durchsetzungsverfahren sowie Marktentwicklungen, soweit sie für die 

risikobasierten Gleichwertigkeitsbewertungen in Drittländern, für die die Kommission 

gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten Beschlüsse über die 

Gleichwertigkeit angenommen hat, von Belang sind, wobei der besondere Schwerpunkt 

auf den Auswirkungen dieser Entwicklungen bzw. Verfahren auf die Finanzstabilität, die 

Marktintegrität, den Anlegerschutz bzw. das Funktionieren des Binnenmarkts liegt. 

Zudem überprüft sie, ob die Kriterien, auf deren Grundlage die genannten Beschlüsse über 

die Gleichwertigkeit gefasst wurden, und alle darin festgelegten Bedingungen weiterhin 

erfüllt sind. 

Die Behörde kann mit den jeweiligen Behörden in Drittländern in Kontakt treten. Die 

Behörde unterbreitet der Kommission jährlich einen vertraulichen Bericht über die 

Ergebnisse ihrer Überwachungstätigkeiten in Bezug auf alle als gleichwertig eingestuften 

Drittländer. Dabei trägt sie der Marktrelevanz der betreffenden Drittländer Rechnung. 

Stellt die Behörde in den Drittländern nach Absatz 2a relevante Entwicklungen in Bezug 

auf die Regulierungs-, Aufsichts- oder Durchsetzungspraxis fest, die sich auf die 

Finanzstabilität der Union oder eines oder mehrerer ihrer Mitgliedstaaten, auf die 

Marktintegrität oder den Anlegerschutz oder auf das Funktionieren des Binnenmarktes 

auswirken könnten, erstattet sie der Kommission unverzüglich vertraulich Bericht. 
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(2b) Unbeschadet der besonderen Anforderungen, die in den in Artikel 1 Absatz 2 

genannten Rechtsakten aufgeführt sind, und vorbehaltlich der in Absatz 1 Satz 2 genannten 

Bedingungen arbeitet die Behörde soweit möglich mit den jeweils zuständigen Behörden 

und gegebenenfalls auch mit Abwicklungsbehörden von Drittländern zusammen, deren 

Rechts- und Aufsichtsrahmen als gleichwertig anerkannt worden ist. Diese 

Zusammenarbeit erfolgt auf der Grundlage von Verwaltungsvereinbarungen mit den 

jeweiligen Behörden der betreffenden Drittländer. Bei der Aushandlung solcher 

Verwaltungsvereinbarungen nimmt die Behörde Bestimmungen zu Folgendem auf: 

a) zu den Mechanismen, die es der Behörde erlauben, sachdienliche Informationen 

einzuholen, einschließlich Informationen über den Regulierungsrahmen, das 

Aufsichtskonzept, relevante Marktentwicklungen und etwaige Änderungen, die sich 

auf den Beschluss über die Gleichwertigkeit auswirken könnten; 

b) soweit es für die Weiterverfolgung derartiger Beschlüsse über die 

Gleichwertigkeit erforderlich ist, zu den Verfahren für die Koordinierung der 

Aufsichtstätigkeiten, gegebenenfalls einschließlich der Teilnahme an Kontrollen vor 

Ort. 

Die Behörde unterrichtet die Kommission, wenn die zuständige Behörde eines Drittlandes 

es ablehnt, derartige Verwaltungsvereinbarungen zu schließen oder wenn sie eine 

wirksame Zusammenarbeit ablehnt. 

(2c) Die Behörde kann Muster-Verwaltungsvereinbarungen entwickeln, um in der Union 

eine kohärente, effiziente und wirksame Aufsichtspraxis zu begründen und um die 

internationale Koordinierung der Aufsicht zu verbessern. Im Einklang mit Artikel 16 

Absatz 3 bemühen sich die zuständigen Behörden, derartige Mustervereinbarungen 

anzuwenden. 

Die Behörde nimmt in den in Artikel 43 Absatz 5 genannten Bericht Informationen über 

die mit Aufsichtsbehörden, internationalen Organisationen oder Verwaltungen von 

Drittländern geschlossenen Verwaltungsvereinbarungen, über die Unterstützung, die die 

Behörde der Kommission bei der Vorbereitung von Beschlüssen über die Gleichwertigkeit 

geleistet hat, und über die Überwachungstätigkeit der Behörde nach Absatz 2a auf." 
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17. Artikel 34 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Im Hinblick auf Beurteilungen nach Artikel 22 der Richtlinie 2013/36/EG, die gemäß 

jener Richtlinie eine Konsultation zwischen den zuständigen Behörden aus zwei oder mehr 

Mitgliedstaaten erfordern, kann die Behörde auf Antrag einer der betroffenen zuständigen 

Behörden zu einer derartigen Beurteilung eine Stellungnahme abgeben und diese 

veröffentlichen, außer in Zusammenhang mit den Kriterien in Artikel 23 Absatz 1 

Buchstabe e jener Richtlinie. Die Stellungnahme wird unverzüglich und in jedem Fall vor 

Ablauf des in jener Richtlinie genannten Beurteilungszeitraums abgegeben. Artikel 35 gilt 

für die Bereiche, zu denen die Behörde eine Stellungnahme abgeben kann." 

18. Artikel 35 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1, 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

"(1) Die zuständigen Behörden stellen der Behörde auf Verlangen alle Informationen zur 

Verfügung, die sie zur Wahrnehmung der ihr durch diese Verordnung übertragenen 

Aufgaben benötigt, vorausgesetzt sie haben rechtmäßigen Zugang zu den einschlägigen 

Informationen. 

Die zur Verfügung gestellten Informationen sind korrekt und vollständig und werden 

unverzüglich übermittelt. 

(2) Die Behörde kann ebenfalls verlangen, dass ihr diese Informationen in regelmäßigen 

Abständen und in vorgegebenen Formaten oder unter Verwendung vergleichbarer, von der 

Behörde genehmigter Vorlagen zur Verfügung gestellt werden. Für diese Ersuchen werden 

– soweit möglich – gemeinsame Berichtsformate verwendet. 

(3) Auf hinreichend begründeten Antrag einer zuständigen Behörde legt die Behörde 

sämtliche Informationen vor, die erforderlich sind, damit die zuständige Behörde ihre 

Aufgaben wahrnehmen kann, und zwar im Einklang mit den Verpflichtungen aufgrund des 

Berufsgeheimnisses gemäß den sektoralen Rechtsvorschriften und Artikel 70." 
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b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

"(5) Stehen die nach Absatz 1 angeforderten Informationen nicht zur Verfügung oder 

werden sie von den zuständigen Behörden nicht unverzüglich übermittelt, so kann die 

Behörde ein gebührend gerechtfertigtes und mit Gründen versehenes Ersuchen an eine der 

folgenden Stellen richten: 

 

a) andere Behörden mit Aufsichtsfunktionen; 

b) das für Finanzen zuständige Ministerium des betreffenden Mitgliedstaats, sofern 

dieses über aufsichtsrechtliche Informationen verfügt; 

c) die nationale Zentralbank des betreffenden Mitgliedstaats; 

d) das statistische Amt des betreffenden Mitgliedstaats. 

Die zuständigen Behörden unterstützen die Behörde auf Verlangen bei der Einholung der 

Informationen." 

19. Artikel 36 Absatz 5 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Erhält die Behörde eine Warnung oder Empfehlung, die der ESRB an eine zuständige 

Behörde gerichtet hat, so macht sie gegebenenfalls von den ihr durch diese Verordnung 

übertragen Befugnissen Gebrauch, um rechtzeitige Folgemaßnahmen zu gewährleisten." 

20. Artikel 37 wird wie folgt geändert: 

 In Absatz 4 Unterabsatz 1 erhält der letzte Satz folgende Fassung: 

"Die Mitglieder der Interessengruppe Bankensektor bleiben vier Jahre im Amt; nach 

Ablauf dieses Zeitraums findet ein neues Auswahlverfahren statt." 
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 In Absatz 5 werden folgende Unterabsätze angefügt: 

"Gelingt es den Mitgliedern der Interessengruppe Bankensektor nicht, sich auf eine 

gemeinsame Stellungnahme oder einen gemeinsamen Ratschlag zu einigen, ist es den 

Mitgliedern, die eine Gruppe von Interessenträgern vertreten, erlaubt, eine gesonderte 

Stellungnahme abzugeben oder einen gesonderten Ratschlag zu erteilen. 

Die Interessengruppe Bankensektor, die Interessengruppe Wertpapiere und 

Wertpapiermärkte, die Interessengruppe Versicherung und Rückversicherung und die 

Interessengruppe betriebliche Altersversorgung können zu Fragen im Zusammenhang mit 

der Arbeit der Europäischen Aufsichtsbehörden gemeinsame Stellungnahmen und 

Ratschläge gemäß Artikel 56 der vorliegenden Verordnung über gemeinsame Standpunkte 

und gemeinsame Handlungen abgeben." 

 

21. Artikel 39 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 39 

Beschlussfassungsverfahren 

(1) Beim Erlass von Beschlüssen nach dieser Verordnung handelt die Behörde im Einklang 

mit den Absätzen 2 bis 6. 

(2) Bevor die Behörde einen Beschluss erlässt, teilt sie dem Adressaten ihre diesbezügliche 

Absicht mit und setzt eine Frist, innerhalb derer der Adressat zum Gegenstand des 

Beschlusses Stellung nehmen kann und die der Dringlichkeit, der Komplexität und den 

möglichen Folgen der Angelegenheit in vollem Umfang Rechnung trägt. Satz 1 gilt für 

Empfehlungen nach Artikel 17 Absatz 3 entsprechend. 

(3) Die Beschlüsse der Behörde sind zu begründen. 

(4) Die Adressaten von Beschlüssen der Behörde werden über die im Rahmen dieser 

Verordnung zur Verfügung stehenden Rechtsbehelfe belehrt. 
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(5) Hat die Behörde einen Beschluss nach Artikel 18 Absatz 3 oder Artikel 18 Absatz 4 

erlassen, so überprüft sie diesen Beschluss in angemessenen Abständen. 

(6) Die Annahme der Beschlüsse, die die Behörde nach den Artikeln 17, 18 oder 19 erlässt, 

wird veröffentlicht. Die Veröffentlichung erfolgt unter Nennung der betreffenden 

zuständigen Behörde beziehungsweise des betreffenden Finanzinstituts und unter Angabe 

des wesentlichen Inhalts des Beschlusses, es sei denn, die Veröffentlichung steht im 

Widerspruch zum legitimen Interesse der jeweiligen Finanzinstitute oder zum Schutz ihrer 

Geschäftsgeheimnisse oder könnte das ordnungsgemäße Funktionieren und die Integrität 

von Finanzmärkten oder die Stabilität des Finanzsystems in der Union als Ganzes oder in 

Teilen ernsthaft gefährden." 

22. Artikel 40 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

i) Folgender Buchstabe aa wird eingefügt: 

"aa) den nicht stimmberechtigten in Artikel 45 Absatz 1 genannten hauptamtlichen 

Mitgliedern des Verwaltungsrates," 

b) Absatz 7 Unterabsatz 2 wird gestrichen; 

c) Folgender Absatz 8 wird angefügt: 

"(8) Ist die in Absatz 1 Buchstabe b genannte nationale Behörde nicht für die Durchsetzung 

von Verbraucherschutzvorschriften zuständig, kann das in Absatz 1 Buchstabe b genannte 

Mitglied des Rates der Aufseher beschließen, einen Vertreter der 

Verbraucherschutzbehörde des betreffenden Mitgliedstaats hinzuzuziehen, der kein 

Stimmrecht erhält. Sind in einem Mitgliedstaat mehrere Behörden für den 

Verbraucherschutz zuständig, einigen sich diese Behörden auf einen gemeinsamen 

Vertreter." 

23. Artikel 41 erhält folgende Fassung: 
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"Artikel 41 

Interne Ausschüsse 

 Der Rat der Aufseher kann für bestimmte ihm zugewiesene Aufgaben interne Ausschüsse 

einsetzen. Er kann die Delegation bestimmter, genau festgelegter Aufgaben und 

Beschlüsse an interne Ausschüsse oder den Verwaltungsrat vorsehen. Im Hinblick auf die 

Artikel 17 und 19 setzt der Rat der Aufseher auf Vorschlag des Verwaltungsrates interne 

Ausschüsse ein." 

24. Artikel 42 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Bei der Wahrnehmung der ihnen durch diese Verordnung übertragenen Aufgaben handeln 

die stimmberechtigten Mitglieder des Rates der Aufseher unabhängig und objektiv im 

alleinigen Interesse der Union als Ganzes und dürfen von Organen oder Einrichtungen der 

Union, von der Regierung eines Mitgliedstaats sowie von öffentlichen oder privaten 

Stellen keine Weisungen anfordern oder entgegennehmen." 

25. Artikel 43 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Der Rat der Aufseher gibt die Leitlinien für die Arbeiten der Behörde vor und erlässt 

die in Kapitel II genannten Beschlüsse. Der Rat der Aufseher gibt die in Kapitel II 

genannten Stellungnahmen und Empfehlungen der Behörde ab, erlässt ihre dort genannten 

Leitlinien und Beschlüsse und erteilt die dort genannten Ratschläge, wobei er sich auf 

Vorarbeiten der zuständigen internen Ausschüsse oder des Verwaltungsrates stützt." 

Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen. 
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Absatz 4 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Der Rat der Aufseher legt vor dem 30. September jedes Jahres auf Vorschlag des 

Verwaltungsrates das Arbeitsprogramm der Behörde für das darauffolgende Jahr fest und 

übermittelt es zur Kenntnisnahme dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 

Kommission." 

 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

"(5) Der Rat der Aufseher nimmt auf Vorschlag des Verwaltungsrates den Jahresbericht 

über die Tätigkeiten der Behörde, einschließlich über die Ausführung der Aufgaben des 

Vorsitzenden, an und übermittelt diesen Bericht spätestens am 15. Juni eines jeden Jahres 

dem Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission, dem Rechnungshof und dem 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss. Der Bericht wird veröffentlicht." 

Absatz 8 wird gestrichen. 

 

26. Artikel 44 wird wie folgt geändert: 
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Absatz 1 Unterabsätze 2 bis 4 erhält folgende Fassung: 

"In Bezug auf die in den Artikeln 10 bis 16 genannten Rechtsakte und die gemäß Artikel 9 

Absatz 5 Unterabsatz 3 und Kapitel VI erlassenen Maßnahmen und Beschlüsse trifft der 

Rat der Aufseher abweichend von Unterabsatz 1 seine Beschlüsse mit qualifizierter 

Mehrheit seiner Mitglieder im Sinne des Artikels 16 Absatz 4 des Vertrags über die 

Europäische Union, wobei diese Mehrheit mindestens die einfache Mehrheit seiner bei der 

Abstimmung anwesenden Mitglieder aus den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten, 

die teilnehmende Mitgliedstaaten gemäß der Begriffsbestimmung in Artikel 2 Nummer 1 

der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 sind (im Folgenden 'teilnehmende Mitgliedstaaten'), 

und die einfache Mehrheit seiner bei der Abstimmung anwesenden Mitglieder aus den 

zuständigen Behörden von Mitgliedstaaten, die keine teilnehmenden Mitgliedstaaten 

gemäß der Begriffsbestimmung in Artikel 2 Nummer 1 der Verordnung (EU) 

Nr. 1024/2013 sind (im Folgenden 'nicht teilnehmende Mitgliedstaaten'), umfasst." 

 

Die Absätze 4, 5 und 6 erhalten folgende Fassung: 

"(4) In Bezug auf Beschlüsse nach Artikel 30 stimmt der Rat der Aufseher über die 

vorgeschlagenen Beschlüsse im Wege eines schriftlichen Verfahrens ab. Die 

stimmberechtigten Mitglieder des Rates der Aufseher müssen ihre Stimme innerhalb von 

(15) Arbeitstagen abgeben. Jedes stimmberechtigte Mitglied verfügt über eine Stimme. Der 

vorgeschlagene Beschluss gilt als angenommen, es sei denn, er wird von den 

stimmberechtigten Mitgliedern des Rates des Aufseher mit einfacher Mehrheit 

abgelehnt. Enthaltungen zählen weder als Zustimmung oder Ablehnung und werden bei 

der Berechnung des Abstimmungsergebnisses nicht berücksichtigt. Erheben zwei 

stimmberechtigte Mitglieder des Rates der Aufseher Einwände gegen das schriftliche 

Verfahren, so erörtert der Rat der Aufseher den Beschlussentwurf und entscheidet darüber 

nach dem Verfahren des Absatzes 1. 
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(5) In Bezug auf Beschlüsse nach den Artikeln 17 und 19 stimmt der Rat der Aufseher über 

die vorgeschlagenen Beschlüsse im Wege eines schriftlichen Verfahrens ab. Die 

stimmberechtigten Mitglieder des Rates der Aufseher müssen ihre Stimme innerhalb von 

(15) Arbeitstagen abgeben. Jedes stimmberechtigte Mitglied verfügt über eine Stimme. Die 

vorgeschlagenen Beschlüsse gelten als angenommen, es sei denn, eine einfache Mehrheit 

seiner Mitglieder aus den zuständigen Behörden der teilnehmenden Mitgliedstaaten oder 

eine einfache Mehrheit seiner Mitglieder aus den zuständigen Behörden der nicht 

teilnehmenden Mitgliedstaaten erhebt Einwände dagegen. Jedes stimmberechtigte Mitglied 

verfügt über eine Stimme. Enthaltungen zählen weder als Zustimmung oder Ablehnung 

und werden bei der Berechnung des Abstimmungsergebnisses nicht berücksichtigt. 

Erheben zwei stimmberechtigte Mitglieder des Rates der Aufseher Einwände gegen das 

schriftliche Verfahren, so wird der vom Verwaltungsrat vorgeschlagene Beschlussentwurf 

vom Rat der Aufseher erörtert und kann mit einer einfachen Mehrheit der 

stimmberechtigten Mitglieder des Rates der Aufseher angenommen werden, die eine 

einfache Mehrheit seiner Mitglieder aus den zuständigen Behörden der teilnehmenden 

Mitgliedstaaten sowie eine einfache Mehrheit seiner Mitglieder aus den zuständigen 

Behörden der nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten umfasst. Jedes stimmberechtigte 

Mitglied verfügt über eine Stimme. 

Abweichend vom vorangegangenen Unterabsatz wird der vom Verwaltungsrat 

vorgeschlagene Beschluss ab dem Datum, an dem vier oder weniger stimmberechtigte 

Mitglieder aus den zuständigen Behörden nicht teilnehmender Mitgliedstaaten stammen, 

von den Mitgliedern des Rates der Aufseher mit einfacher Mehrheit angenommen, wobei 

diese Mehrheit mindestens eine Stimme von stimmberechtigten Mitgliedern aus den 

zuständigen Behörden der nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten umfasst. 

(6) Die nicht stimmberechtigten Mitglieder und die Beobachter nehmen nicht an 

Beratungen des Rates der Aufseher über einzelne Finanzinstitute teil, es sei denn, 

Artikel 75 Absatz 3 oder die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakte sehen etwas 

anderes vor. 

Dieser Absatz 1 gilt nicht für den Vorsitzenden, die hauptamtlichen Mitglieder des 

Verwaltungsrates und den von ihrem Aufsichtsgremium ernannten Vertreter der 

Europäischen Zentralbank." 
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27. Der Titel des Kapitels III Abschnitt 2 erhält folgende Fassung: 

 

"ABSCHNITT 2 

VERWALTUNGSRAT" 

28. Artikel 45 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 45 

Zusammensetzung 

(1) Der Verwaltungsrat setzt sich aus dem Vorsitzenden und sechs Mitgliedern des Rates 

der Aufseher, die von den stimmberechtigten Mitgliedern des Rates der Aufseher aus 

ihrem Kreis gewählt werden, sowie zwei hauptamtlichen Mitgliedern zusammen. 

(2) Der Vorsitzende weist jedem der hauptamtlichen Mitglieder genau festgelegte 

politische Aufgaben und Managementaufgaben zu. Einem der hauptamtlichen 

Mitglieder wird die Zuständigkeit für Haushaltsangelegenheiten und für 

Angelegenheiten im Zusammenhang mit dem Arbeitsprogramm der Behörde 

übertragen ('geschäftsführendes Mitglied'); dieses hauptamtliche Mitglied fungiert auch 

als stellvertretender Vorsitzender und nimmt bei Abwesenheit oder begründeter 

Verhinderung des Vorsitzenden dessen Aufgaben im Einklang mit dieser Verordnung 

wahr. 

(3) Die hauptamtlichen Mitglieder werden auf der Grundlage ihrer Verdienste, ihrer 

Kompetenzen, ihrer Kenntnis über Finanzinstitute und -märkte sowie ihrer Erfahrungen 

im Bereich Finanzaufsicht und -regulierung ausgewählt. Die hauptamtlichen Mitglieder 

verfügen über umfassende Managementerfahrung. Die Auswahl erfolgt auf der 

Grundlage einer im Amtsblatt der Europäischen Union zu veröffentlichenden offenen 

Aufforderung zur Einreichung von Bewerbungen, nach der der Rat der Aufseher eine 

Auswahlliste der qualifizierten Bewerber erstellt. 
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(4) Die Auswahlliste wird dem Europäischen Parlament zur Billigung vorgelegt. Nach Billigung 

dieser Auswahlliste erlässt der Rat einen Beschluss zur Ernennung der hauptamtlichen 

Mitglieder des Verwaltungsrates. 

(5) Erfüllt ein hauptamtliches Mitglied des Verwaltungsrates die in Artikel 46 aufgeführten 

Voraussetzungen nicht mehr oder hat es sich eines schweren Fehlverhaltens schuldig 

gemacht, so kann der Rat auf einen vom Europäischen Parlament gebilligten Vorschlag der 

Kommission einen Beschluss erlassen, mit dem das hauptamtliche Mitglied seines Amtes 

enthoben wird. 

(6) Die Amtszeit der hauptamtlichen Mitglieder beträgt fünf Jahre. Diese Amtszeit kann einmal 

verlängert werden. In den neun Monaten vor Ablauf der fünfjährigen Amtszeit eines 

hauptamtlichen Mitglieds beurteilt der Rat der Aufseher 

a) die in der ersten Amtszeit erzielten Ergebnisse und die Art und Weise, wie sie 

erzielt wurden; 

b) welche Aufgaben und Anforderungen in den folgenden Jahren auf die Behörde 

zukommen. 

Unter Berücksichtigung der Beurteilung legt der Rat der Aufseher die Liste der 

hauptamtlichen Mitglieder, deren Amtszeit zu verlängern ist, dem Rat vor. Der Rat kann 

die Amtszeit der hauptamtlichen Mitglieder auf der Grundlage dieser Liste und unter 

Berücksichtigung der Beurteilung verlängern. 

(7) Mit Ausnahme des Vorsitzenden und der hauptamtlichen Mitglieder hat jedes vom Rat der 

Aufseher gewählte Mitglied des Verwaltungsrates einen Stellvertreter, der es bei 

Verhinderung vertreten kann. In Einzelfällen, in denen es zu Interessenkonflikten im 

Zusammenhang mit Artikel 17, Artikel 19 und Artikel 30 kommen könnte, ernennt der Rat 

der Aufseher unverzüglich einen Vertreter.  
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(8) Die Amtszeit der vom Rat der Aufseher gewählten Mitglieder beträgt zweieinhalb Jahre. 

Diese Amtszeit kann einmal verlängert werden. Die Zusammensetzung des 

Verwaltungsrates muss ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis aufweisen, 

verhältnismäßig sein und die Union als Ganzes widerspiegeln. Die Mandate überschneiden 

sich, und es gilt eine angemessene Rotationsregelung." 

 

29. Folgender Artikel 45a wird eingefügt: 

 

"Artikel 45a 

Beschlussfassung 

(1) Der Verwaltungsrat trifft seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit und bemüht sich um 

Konsens. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Der Vorsitzende ist Mitglied ohne Stimmrecht, 

außer im Falle der Stimmengleichheit; dann gibt seine Stimme den Ausschlag. 

(2) Ausgenommen bei Angelegenheiten im Zusammenhang mit den Artikeln 17 und 19 

nimmt der Vertreter der Kommission an den Sitzungen des Verwaltungsrates teil. Der 

Vertreter der Kommission nimmt ohne Stimmrecht teil; dies gilt nicht bei den in Artikel 63 

genannten Angelegenheiten, in denen er stimmberechtigt ist. 

(3) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung und veröffentlicht diese. 

(4) Die Sitzungen des Verwaltungsrates werden auf Initiative des Vorsitzenden oder auf 

Antrag eines der Mitglieder des Verwaltungsrates einberufen; der Vorsitzende leitet die 

Sitzungen. 

Der Verwaltungsrat tritt vor jeder Sitzung des Rates der Aufseher und so oft der 

Verwaltungsrat es für notwendig hält, zusammen. Er tritt mindestens fünfmal jährlich 

zusammen. 
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(5) Die Mitglieder des Verwaltungsrates können vorbehaltlich der Geschäftsordnung von 

Beratern oder Sachverständigen unterstützt werden. Die nicht stimmberechtigten 

Teilnehmer nehmen nicht an Beratungen des Verwaltungsrates über einzelne 

Finanzinstitute teil." 

30. (…) 

30a. Folgender Artikel 45c wird eingefügt: 

 

"Artikel 45c 

Koordinierungsgruppen 

 

Der Verwaltungsrat kann auf eigene Initiative oder auf Ersuchen einer zuständigen 

Behörde Koordinierungsgruppen einsetzen. Alle zuständigen Behörden beteiligen sich an 

den Koordinierungsgruppen. Die Sitzungen befassen sich mit Anträgen der zuständigen 

Behörden und etwaigen von der Behörde ausgemachten Angelegenheiten. In Bezug auf 

Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe aa führt ein Mitglied des Verwaltungsrates den Vorsitz. 

Jedes Jahr erstattet das jeweilige Mitglied des Verwaltungsrates, das für die 

Koordinierungsgruppe zuständig ist, dem Rat der Aufseher über die wesentlichen 

Elemente der Erörterungen und Ergebnisse Bericht; sofern dies als relevant erachtet wird, 

gibt es Empfehlungen für regulatorische Folgemaßnahmen oder eine Peer Review im 

jeweiligen Bereich ab." 

 

31. Artikel 46 erhält folgende Fassung: 
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"Artikel 46 

Unabhängigkeit 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates handeln unabhängig und objektiv im alleinigen 

Interesse der Union als Ganzes und dürfen von Organen oder Einrichtungen der Union, 

von der Regierung eines Mitgliedstaats oder von öffentlichen oder privaten Stellen weder 

Weisungen anfordern noch entgegennehmen. 

Weder die Mitgliedstaaten, Organe oder Einrichtungen der Union noch andere öffentliche 

oder private Stellen versuchen, die Mitglieder des Verwaltungsrates bei der Erledigung 

ihrer Aufgaben zu beeinflussen." 

 

34. Artikel 47 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 47 

Aufgaben 

(1) Der Verwaltungsrat gewährleistet, dass die Behörde ihren Auftrag ausführt und die ihr 

durch diese Verordnung zugewiesenen Aufgaben wahrnimmt. Er trifft alle erforderlichen 

Maßnahmen und erlässt insbesondere interne Verwaltungsanweisungen und veröffentlicht 

Mitteilungen, um das Funktionieren der Behörde gemäß dieser Verordnung zu 

gewährleisten. 
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(2) Der Verwaltungsrat schlägt dem Rat der Aufseher das Jahres- und das mehrjährige 

Arbeitsprogramm zur Annahme vor. 

(3) Der Verwaltungsrat übt seine Haushaltsbefugnisse nach Maßgabe der Artikel 63 und 64 

aus. 

(3a) Der Verwaltungsrat kann alle Angelegenheiten prüfen, eine Stellungnahme dazu 

abgeben und einschlägige Vorschläge unterbreiten; dies gilt jedoch nicht für die Aufgaben 

nach den Artikeln 9a, 9b, 30 sowie den Artikeln 17 und 19 in Bezug auf Fragen im 

Zusammenhang mit der Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der 

Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung. 

(4) Der Verwaltungsrat nimmt die Personalplanung der Behörde an und erlässt gemäß 

Artikel 68 Absatz 2 die nach dem Statut der Beamten der Europäischen Gemeinschaften 

('Statut') notwendigen Durchführungsbestimmungen. 

(5) Der Verwaltungsrat erlässt gemäß Artikel 72 die besonderen Bestimmungen über das 

Recht auf Zugang zu den Dokumenten der Behörde. 

(6) Der Verwaltungsrat schlägt dem Rat der Aufseher einen Jahresbericht über die 

Tätigkeiten der Behörde, einschließlich über die Aufgaben des Vorsitzenden, zur Billigung 

vor. 

(7) Der Verwaltungsrat bestellt und entlässt die Mitglieder des Beschwerdeausschusses 

gemäß Artikel 58 Absätze 3 und 5. 

(8) Die Mitglieder des Verwaltungsrates machen abgehaltene Sitzungen und erhaltene 

Bewirtungen öffentlich. Ausgaben werden gemäß dem Statut öffentlich festgehalten. 
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(9) Das gemäß Artikel 45 Absatz 2 bestellte geschäftsführende Mitglied hat folgende 

besondere Aufgaben: 

a) Es führt das Jahresarbeitsprogramm der Behörde durch, wobei der Rat der 

Aufseher eine Lenkungsfunktion übernimmt und der Verwaltungsrat die Kontrolle 

ausübt. 

b) Es trifft alle erforderlichen Maßnahmen und erlässt insbesondere interne 

Verwaltungsanweisungen und veröffentlicht Mitteilungen, um das Funktionieren der 

Behörde gemäß dieser Verordnung zu gewährleisten. 

c) Es erstellt das in Absatz 2 genannte Mehrjahresarbeitsprogramm. 

d) Es erstellt jedes Jahr spätestens am 30. Juni das in Artikel 47 Absatz 2 genannte 

Arbeitsprogramm für das folgende Jahr. 

e) Es erstellt einen Vorentwurf des Haushaltsplans der Behörde gemäß Artikel 63 

und führt den Haushaltsplan der Behörde gemäß Artikel 64 aus. 

f) Es erstellt alljährlich einen Berichtsentwurf, der einen Abschnitt über die 

Regulierungs- und Aufsichtstätigkeiten der Behörde und einen Abschnitt über 

finanzielle und administrative Angelegenheiten enthält. 

g) Es übt gegenüber dem Personal der Behörde die in Artikel 68 niedergelegten 

Befugnisse aus und regelt Personalangelegenheiten." 

35. Artikel 48 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 
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"Der Vorsitzende bereitet die Arbeiten des Rates der Aufseher vor und leitet die Sitzungen des 

Rates der Aufseher und des Verwaltungsrates." 

Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Der Vorsitzende wird im Anschluss an ein im Amtsblatt der Europäischen Union zu 

veröffentlichendes offenes Auswahlverfahren aufgrund seiner Verdienste, seiner 

Kompetenzen, seiner Kenntnis über Finanzinstitute und -märkte sowie seiner Erfahrungen 

im Bereich Finanzaufsicht und -regulierung ausgewählt. Der Rat der Aufseher erstellt eine 

Auswahlliste der qualifizierten Bewerber für die Position des Vorsitzenden. 

Die Auswahlliste der Bewerber für die Position des Vorsitzenden wird dem Europäischen 

Parlament zur Billigung vorgelegt. Nach Billigung der Auswahlliste erlässt der Rat einen 

Beschluss zur Ernennung des Vorsitzenden.  

Erfüllt der Vorsitzende die in Artikel 49 aufgeführten Voraussetzungen nicht mehr oder hat 

er sich eines schweren Fehlverhaltens schuldig gemacht, so kann der Rat auf einen vom 

Europäischen Parlament gebilligten Vorschlag der Kommission einen Beschluss erlassen, 

mit dem der Vorsitzende seines Amtes enthoben wird." 

Absatz 4 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

"Der Rat kann die Amtszeit des Vorsitzenden auf Vorschlag des Rates der Aufseher und 

unter Berücksichtigung der Beurteilung einmal verlängern." 

Absatz 5 wird gestrichen; 

36. Artikel 49a erhält folgende Fassung: 
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"Artikel 49a 

Ausgaben 

Der Vorsitzende macht abgehaltene Sitzungen und erhaltene Bewirtungen öffentlich. 

Ausgaben werden gemäß dem Statut öffentlich festgehalten." 

 

37. Die Artikel 51, 52, 52a und 53 werden gestrichen. 

38. Artikel 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

"– Fragen des Einleger-, Verbraucher- und Anlegerschutzes." 

b) In Absatz 2 wird der fünfte Gedankenstrich gestrichen. 

39. Artikel 55 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Ein Mitglied des Verwaltungsrates, der Vertreter der Kommission und der Vertreter 

des ESRB werden zu den Sitzungen des Gemeinsamen Ausschusses und der in Artikel 57 

genannten Unterausschüsse als Beobachter geladen." 

40. Artikel 58 wird wie folgt geändert: 

Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Zwei Mitglieder des Beschwerdeausschusses und zwei stellvertretende Mitglieder 

werden vom Verwaltungsrat der Behörde aus einer Auswahlliste ernannt, die die 

Kommission im Anschluss an eine öffentliche Aufforderung zur Interessenbekundung, die 

im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wird, und nach Anhörung des Rates 

der Aufseher vorschlägt." 
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Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

"(5) Ein vom Verwaltungsrat der Behörde ernanntes Mitglied des Beschwerdeausschusses 

kann während seiner Amtszeit nur dann seines Amtes enthoben werden, wenn es sich eines 

schweren Fehlverhaltens schuldig gemacht hat und der Verwaltungsrat nach Anhörung des 

Rates der Aufseher einen entsprechenden Beschluss gefasst hat." 

41. Artikel 59 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Die Mitglieder des Beschwerdeausschusses sind in ihren Beschlüssen unabhängig. Sie 

sind an keinerlei Weisungen gebunden. Sie dürfen keine anderen Aufgaben für die 

Behörde, den Verwaltungsrat oder den Rat der Aufseher wahrnehmen." 

42. Artikel 60 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Eine natürliche oder juristische Person, einschließlich der zuständigen Behörden, kann 

gegen einen gemäß den Artikeln 17, 18 und 19 getroffenen Beschluss der Behörde, gegen 

jeden anderen von der Behörde gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten 

der Union getroffenen, an sie gerichteten Beschluss sowie gegen Beschlüsse, die an eine 

andere Person gerichtet sind, sie aber unmittelbar und individuell betreffen, Beschwerde 

einlegen." 

43. In Absatz 62 Absatz 1 werden folgende Buchstaben d und e angefügt: 

"d) etwaige freiwillige Beiträge von Mitgliedstaaten oder Beobachtern werden nicht 

angenommen, wenn durch eine solche Annahme Zweifel an der Unabhängigkeit 

und Unparteilichkeit der Behörde entstehen könnten. Es ist nicht davon 

auszugehen, dass durch die Annahme von freiwilligen Beiträgen, die als 

Entschädigung für die Kosten dienen, die mit den der Behörde von einer 

zuständigen Behörde übertragenen Aufgaben verbunden sind, Zweifel an der 

Unabhängigkeit der Behörde entstehen; 
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e) vereinbarte Entgelte für Veröffentlichungen, Ausbildungsmaßnahmen und 

sonstige Dienstleistungen, die von der Behörde angeboten werden, sofern sie von 

einer oder mehreren zuständigen Behörden ausdrücklich angefordert wurden." 

 

44. Artikel 63 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 63 

Aufstellung des Haushaltsplans 

(1) Jedes Jahr erstellt das geschäftsführende Mitglied einen vorläufigen Entwurf des 

einheitlichen Programmplanungsdokuments der Behörde für die drei folgenden 

Haushaltsjahre, das die geschätzten Einnahmen und Ausgaben sowie Informationen über 

das Personal aus seiner jährlichen und mehrjährigen Programmplanung enthält, und legt 

ihn, zusammen mit dem Stellenplan, dem Verwaltungsrat und dem Rat der Aufseher vor. 

(1a) Auf der Grundlage des vom Verwaltungsrat genehmigten Entwurfs nimmt der Rat der 

Aufseher den Entwurf des einheitlichen Programmplanungsdokuments für die drei 

folgenden Haushaltsjahre an. 

(1b) Der Verwaltungsrat leitet den Entwurf des einheitlichen 

Programmplanungsdokuments spätestens am 31. Januar der Kommission, dem 

Europäischen Parlament und dem Rat zu. 

(2) Die Kommission setzt auf der Grundlage des Entwurfs des einheitlichen 

Programmplanungsdokuments die von ihr mit Blick auf den Stellenplan für erforderlich 

erachteten Mittelansätze und den Betrag des Ausgleichsbeitrags, der gemäß den 

Artikeln 313 und 314 AEUV aus dem Gesamthaushaltsplan der Union zu leisten ist, in den 

Entwurf des Haushaltsplans der Union ein. 
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(3) Die Haushaltsbehörde nimmt den Stellenplan der Behörde an. Die Haushaltsbehörde 

bewilligt die Mittel für den Ausgleichsbeitrag für die Behörde. 

(4) Der Haushaltsplan der Behörde wird vom Rat der Aufseher erlassen. Er wird endgültig, 

wenn der Gesamthaushaltsplan der Union endgültig erlassen ist. Erforderlichenfalls wird er 

entsprechend angepasst. 

(5) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushaltsbehörde unverzüglich über alle von ihm 

geplanten Vorhaben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die Finanzierung seines 

Haushaltsplans haben könnten, insbesondere im Hinblick auf Immobilienvorhaben wie die 

Anmietung oder den Erwerb von Gebäuden." 

45. Artikel 64 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 64 

Ausführung und Kontrolle des Haushaltsplans 

(1) Das geschäftsführende Mitglied handelt als Anweisungsbefugter und führt den 

Haushaltsplan der Behörde aus. 

(2) Der Rechnungsführer der Behörde übermittelt dem Rechnungsführer der Kommission 

und dem Rechnungshof spätestens am 1. März des folgenden Jahres den vorläufigen 

Rechnungsabschluss. 

(3) Der Rechnungsführer der Behörde übermittelt dem Rechnungsführer der Kommission 

spätestens am 1. März des folgenden Jahres die erforderlichen 

Rechnungsführungsinformationen für Konsolidierungszwecke in der Form und dem 

Format, die vom Rechnungsführer der Kommission vorgegeben werden. 
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(4) Ferner übermittelt der Rechnungsführer der Behörde den Bericht über die 

Haushaltsführung und das Finanzmanagement spätestens am 31. März des folgenden 

Jahres den Mitgliedern des Rates der Aufseher, dem Europäischen Parlament, dem Rat und 

dem Rechnungshof. 

(5) Nach Übermittlung der Bemerkungen des Rechnungshofs zum vorläufigen 

Rechnungsabschluss der Behörde gemäß Artikel 148 der Haushaltsordnung erstellt der 

Rechnungsführer der Behörde den endgültigen Rechnungsabschluss der Behörde. Das 

geschäftsführende Mitglied übermittelt ihn dem Rat der Aufseher, der eine Stellungnahme 

dazu abgibt. 

(6) Der Rechnungsführer der Behörde übermittelt den endgültigen Rechnungsabschluss 

zusammen mit der Stellungnahme des Rates der Aufseher spätestens am 1. Juli des 

folgenden Jahres dem Rechnungsführer der Kommission, dem Europäischen Parlament, 

dem Rat und dem Rechnungshof. 

Der Rechnungsführer der Behörde übermittelt ferner spätestens am 1. Juli dem 

Rechnungsführer der Kommission ein Berichterstattungspaket in einem vom 

Rechnungsführer der Kommission für Konsolidierungszwecke vorgegebenen 

Standardformat. 

(7) Der endgültige Rechnungsabschluss wird spätestens am 15. November des folgenden 

Jahres im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

(8) Das geschäftsführende Mitglied übermittelt dem Rechnungshof spätestens am 

30. September eine Antwort auf seine Bemerkungen. Es übermittelt dem Verwaltungsrat 

und der Kommission auch eine Kopie dieser Antwort. 

(9) Das geschäftsführende Mitglied unterbreitet dem Europäischen Parlament auf dessen 

Anfrage gemäß Artikel 165 Absatz 3 der Haushaltsordnung alle Informationen, die für die 

ordnungsgemäße Durchführung des Entlastungsverfahrens für das betreffende 

Haushaltsjahr erforderlich sind. 
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(10) Das Europäische Parlament erteilt der Behörde auf Empfehlung des Rates, der mit 

qualifizierter Mehrheit beschließt, vor dem 15. Mai des Jahres N+2 Entlastung für die 

Ausführung des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr N." 

46. Artikel 65 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 65 

Finanzregelung 

Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der Kommission die für die Behörde 

geltende Finanzregelung. Diese Regelung darf von den Bestimmungen der Delegierten 

Verordnung (EU) Nr. 1271/2013 der Kommission* für Einrichtungen gemäß Artikel 208 

der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 nur dann abweichen, wenn die besonderen 

Erfordernisse der Arbeitsweise der Behörde dies verlangen und sofern die Kommission 

zuvor ihre Zustimmung erteilt hat. 

* Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1271/2013 der Kommission vom 30. September 2013 

über die Rahmenfinanzregelung für Einrichtungen gemäß Artikel 208 der Verordnung 

(EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 328 vom 

7.12.2013, S. 42)." 

47. Artikel 66 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Zur Bekämpfung von Betrug, Korruption und sonstigen rechtswidrigen Handlungen 

wird die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates** ohne Einschränkung auf die Behörde angewandt. 
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** Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. September 2013 über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für 

Betrugsbekämpfung (OLAF) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des 

Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des 

Rates (ABl. L 248 vom 18.9.2013, S. 1)." 

48. Artikel 68 wird wie folgt geändert: 

 

Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

"(1) Für das Personal der Behörde, einschließlich der hauptamtlichen Mitglieder des 

Verwaltungsrates und seines Vorsitzenden, gelten das Statut und die 

Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten sowie die von den Organen der 

Union gemeinsam erlassenen Regelungen für deren Anwendung. 

(2) Der Verwaltungsrat legt im Einvernehmen mit der Kommission die erforderlichen 

Durchführungsbestimmungen gemäß Artikel 110 des Statuts fest." 

Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Der Verwaltungsrat erlässt Vorschriften für das Hinzuziehen nationaler 

Sachverständiger, die von den Mitgliedstaaten zur Behörde abgeordnet werden." 

49. Artikel 70 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
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"(1) Mitglieder des Rates der Aufseher und alle Mitglieder des Personals der Behörde, 

einschließlich der von den Mitgliedstaaten vorübergehend abgeordneten Beamten und aller 

weiteren Personen, die auf vertraglicher Grundlage für die Behörde Aufgaben durchführen, 

unterliegen auch nach Beendigung ihrer Amtstätigkeit den Anforderungen des 

Berufsgeheimnisses gemäß Artikel 339 AEUV und den einschlägigen Bestimmungen des 

Unionsrechts." 

Absatz 2 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

"Die Verpflichtung gemäß Absatz 1 und Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes hindert 

die Behörde und die zuständigen Behörden nicht daran, die Informationen für die 

Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakte und insbesondere für die 

Verfahren zum Erlass von Beschlüssen zu nutzen." 

Folgender Absatz 2a wird eingefügt: 

"(2a) Der Verwaltungsrat und der Rat der Aufseher stellen sicher, dass Personen, die direkt 

oder indirekt, ständig oder gelegentlich Dienstleistungen im Zusammenhang mit den 

Aufgaben der Behörde erbringen, einschließlich der Beamten und sonstigen vom 

Verwaltungsrat und vom Rat der Aufseher ermächtigten Personen bzw. der für diesen 

Zweck von den zuständigen Behörden bestellten Personen, Anforderungen des 

Berufsgeheimnisses unterliegen, die den in den vorstehenden Absätzen aufgeführten 

Anforderungen entsprechen. 

Auch Beobachter, die den Sitzungen des Verwaltungsrates oder des Rates der Aufseher 

beiwohnen und an den Tätigkeiten der Behörde beteiligt sind, unterliegen den gleichen 

Anforderungen des Berufsgeheimnisses." 

Absatz 3 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Die Absätze 1 und 2 hindern die Behörde nicht daran, im Einklang mit dieser Verordnung 

und anderen auf Finanzinstitute anwendbaren Rechtsvorschriften der Union mit 

zuständigen Behörden Informationen auszutauschen." 
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50. Artikel 71 erhält folgende Fassung: 

"Diese Verordnung berührt weder die aus der Verordnung (EU) 2016/679 erwachsenden 

Verpflichtungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener 

Daten noch die aus der Verordnung (EU) 2018/XXX (Datenschutzverordnung für Organe 

und Einrichtungen der EU) erwachsenden Verpflichtungen der Behörde hinsichtlich der 

Verarbeitung personenbezogener Daten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben." 

51. Artikel 72 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Der Verwaltungsrat erlässt praktische Maßnahmen zur Anwendung der Verordnung 

(EG) Nr. 1049/2001." 

52. Artikel 73 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Der Verwaltungsrat legt die interne Sprachenregelung der Behörde fest." 

 

53. Artikel 74 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Die notwendigen Vorkehrungen hinsichtlich der Unterbringung der Behörde in dem 

Mitgliedstaat, in dem sie ihren Sitz hat, und hinsichtlich der Ausstattung, die von diesem 

Staat zur Verfügung zu stellen ist, sowie die speziellen Vorschriften, die in diesem 

Sitzstaat für das Personal der Behörde und dessen Familienangehörige gelten, werden in 

einem Sitzabkommen festgelegt, das nach Billigung durch den Verwaltungsrat zwischen 

der Behörde und dem betreffenden Mitgliedstaat geschlossen wird." 

55. Artikel 76 erhält folgende Fassung: 
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"Artikel 76 

Verhältnis zum CEBS 

Die Behörde wird als Rechtsnachfolgerin des CEBS betrachtet. Zum Zeitpunkt der Errichtung der 

Behörde gehen alle Vermögenswerte und Verbindlichkeiten sowie alle laufenden Tätigkeiten des 

CEBS automatisch auf die Behörde über. Der CEBS erstellt eine Aufstellung seiner 

Vermögenswerte und Verbindlichkeiten zum Zeitpunkt des Übergangs. Diese Aufstellung wird 

vom CEBS und von der Kommission geprüft und genehmigt." 

56. Ein neuer Artikel 77a wird eingefügt: 

"Artikel 77 a 

Übergangsbestimmungen 

Die Aufgaben und das Amt des Exekutivdirektors, der gemäß der Verordnung 

Nr. 1093/2010, zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU) 2015/2366, bestellt wurde und 

am [PO: please insert date 3 months after the entry into force of this Regulation] im Amt 

ist, enden mit dem genannten Datum. 

Die Aufgaben und das Amt des Vorsitzenden, der gemäß der Verordnung Nr. 1093/2010, 

zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU) 2015/2366, bestellt wurde und am [PO: please 

insert date 3 months after the entry into force of this Regulation] im Amt ist, laufen bis 

zum Ende seiner Amtszeit weiter. 

Die Aufgaben und das Amt der Mitglieder des Verwaltungsrats, die gemäß der 

Verordnung Nr. 1093/2010, zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU)2015/2366, bestellt 

wurden und am [PO: please insert date [3] months after the entry into force of this 

Regulation] im Amt sind, enden mit dem genannten Datum." 

57. (…) 
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Artikel 2 

Änderungen der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 

Die Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Die Behörde handelt im Rahmen der ihr durch diese Verordnung übertragenen 

Befugnisse und innerhalb des Anwendungsbereichs der Richtlinie 2009/138/EG mit 

Ausnahme des Titels IV, der Richtlinien 2003/41/EG und 2002/87/EG und, soweit diese 

Rechtsakte sich auf Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen, auf 

Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung und auf Versicherungsvermittler 

beziehen, der einschlägigen Teile der Richtlinien 2002/2016/EG und (EU) 2016/97*, 

einschließlich sämtlicher Richtlinien, Verordnungen und Beschlüsse, die auf der 

Grundlage dieser Rechtsakte angenommen wurden, sowie aller weiteren verbindlichen 

Rechtsakte der Union, die der Behörde Aufgaben übertragen. 

 

* Richtlinie (EU) 2016/97 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Januar 2016 über 

Versicherungsvertrieb (Neufassung)." 

In Absatz 5 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

"Inhalt und Form der Tätigkeiten und Maßnahmen der Behörde, insbesondere 

Leitlinien, Empfehlungen, Stellungnahmen, Fragen und Antworten sowie die 

Entwürfe von Regulierungsstandards werden auf der Grundlage und in den Grenzen 

des Rechtsrahmens festgelegt und gehen nicht über das hinaus, was erforderlich ist, 

um die Ziele dieser Verordnung und der in Absatz 2 genannten Rechtsakte zu 

erreichen, und stehen im Verhältnis zu Art, Umfang und Komplexität der Risiken, 

die sich aus der von den Tätigkeiten der Behörde betroffenen Geschäftstätigkeit von 

Instituten, Unternehmen, anderen Subjekten oder Finanztätigkeiten ergeben." 
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57. In Artikel 2 Absatz 5 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

"Die in dieser Verordnung enthaltenen Bezugnahmen auf "Aufsicht" bzw. 

"Beaufsichtigung" beinhalten auch die Tätigkeiten aller zuständigen Behörden, die gemäß 

den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten durchzuführen sind." 

58. Artikel 4 Nummer 2 Ziffer ii erhält folgende Fassung: 

"ii) in Bezug auf die Richtlinien 2002/65/EG und (EU) 2015/849 die Behörden, die 

dafür zuständig sind, die Einhaltung der Vorschriften dieser Richtlinien durch 

die Finanzinstitute im Sinne von Nummer 1 sicherzustellen;" 

59. Artikel 6 wird wie folgt geändert: 

 Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

"2. einem Verwaltungsrat, der die in Artikel 47 vorgesehenen Aufgaben 

wahrnimmt;" 

 Nummer 4 wird gestrichen. 

60. Artikel 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

i) Folgender Buchstabe aa wird eingefügt: 

"aa) sie erstellt ein Unionshandbuch zur Beaufsichtigung von Finanzinstituten 

in der Union und hält es auf dem neuesten Stand;" 

ii) Die Buchstaben e und f erhalten folgende Fassung: 

"e) sie organisiert vergleichende Analysen ("Peer Reviews") der zuständigen 

Behörden und führt diese durch, gibt in diesem Zusammenhang 

Leitlinien und Empfehlungen heraus und bestimmt vorbildliche 

Vorgehensweisen, um bei den Ergebnissen der Aufsicht eine größere 

Angleichung zu erreichen; 
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f) sie überwacht und bewertet Marktentwicklungen in ihrem 

Zuständigkeitsbereich, gegebenenfalls einschließlich Entwicklungen in 

Bezug auf Tendenzen bei innovativen Finanzdienstleistungen;" 

iii) Buchstabe h erhält folgende Fassung: 

"h) sie fördert den Schutz der Versicherungsnehmer, 

Altersversorgungsanwärter und Begünstigten, Verbraucher und Anleger;" 

iv) Buchstabe l wird gestrichen. 

b) Ein neuer Absatz 1a wird eingefügt: 

"(1a) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben gemäß dieser Verordnung trägt die Behörde 

der technologischen Innovation, innovativen und nachhaltigen Geschäftsmodellen und der 

Einbeziehung ökologischer, sozialer und die Governance betreffender Faktoren 

Rechnung." 

c) (…) 

d) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

"(3) Bei der Wahrnehmung der in Absatz 1 genannten Aufgaben und bei der Ausübung der 

in Absatz 2 genannten Befugnisse handelt die Behörde auf Grundlage des Rechtsrahmens 

und innerhalb der von ihm gesetzten Grenzen und trägt den Grundsätzen der 

Verhältnismäßigkeit, Subsidiarität und Besseren Rechtsetzung Rechnung, einschließlich 

den Ergebnissen von Kosten-Nutzen-Analysen, die im Einklang mit dieser Verordnung 

erstellt wurden." 

61. Artikel 9 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 werden die folgenden Buchstaben aa und ab eingefügt: 

"aa) die Durchführung eingehender themenbezogener Überprüfungen des 

Marktverhaltens, wobei an der Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses der 

Marktpraktiken gearbeitet wird, um mögliche Probleme zu erkennen und ihre 

Auswirkungen zu analysieren; 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=53510&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:5834/19;Nr:5834;Year:19&comp=5834%7C2019%7C


 

 

5834/19   ak,cf,hal/cat 65 

 ECOMP.1.B. LIMITE DE 
 

 

ab) die Entwicklung von Indikatoren für das Kleinanlegerrisiko, mit denen Faktoren, 

die negative Auswirkungen für die Verbraucher haben könnten, rechtzeitig ermittelt 

werden können;" 

Absatz 1 Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

"d) die Entwicklung allgemeiner Offenlegungsvorschriften." 

Absatz 2 erhält folgende Fassung:  

"(2) Die Behörde überwacht neue und bestehende Finanztätigkeiten und kann Leitlinien 

und Empfehlungen annehmen, um die Sicherheit und Solidität der Märkte und die 

Angleichung im Bereich der Regulierungs- und Aufsichtspraxis zu fördern." 

Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Die Behörde errichtet – als integralen Bestandteil der Behörde – einen Ausschuss für 

Finanzinnovationen, der alle einschlägigen zuständigen nationalen Aufsichtsbehörden und 

Verbraucherschutzbehörden zusammen bringt, um eine koordinierte Herangehensweise an 

die regulatorische und aufsichtsrechtliche Behandlung neuer oder innovativer 

Finanztätigkeiten zu erreichen und Rat zu erteilen, den die Behörde dem Europäischen 

Parlament, dem Rat und der Kommission vorlegt. Die Behörde kann auch nationale 

Datenschutzbehörden in den Ausschuss einbeziehen." 

62. Artikel 16 wird wie folgt geändert: 

63. (…)  

64. (…) 
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In Absatz 4 wird am Ende folgender Satz angefügt: 

"Der Bericht enthält auch eine Erläuterung, wie die Behörde die Herausgabe ihrer 

Leitlinien und Empfehlungen begründet hat, und eine Zusammenfassung der 

Rückmeldungen im Rahmen der öffentlichen Konsultationen zu diesen Leitlinien und 

Empfehlungen." 

 

Folgender Artikel 16a wird eingefügt: 

"Artikel 16a 

Fragen und Antworten 

 

(1)  Jede natürliche oder juristische Person einschließlich zuständiger Behörden und der 

Organe der EU kann Fragen zur praktischen Anwendung oder Umsetzung von 

Bestimmungen der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Gesetzgebungsakte, der damit 

verbundenen delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte sowie der gemäß diesen 

Gesetzgebungsakten erlassenen Leitlinien und Empfehlungen in jeder Amtssprache der 

Union an die Behörde richten. 

Finanzinstitute prüfen, bevor sie eine Frage bei der Behörde einreichen, ob die Frage 

zunächst an ihre zuständige Behörde gerichtet werden sollte. 

(2)  Die Antworten der Behörde auf Fragen im Sinne von Absatz 1 sind nicht bindend. 

(3)  Die Behörde erstellt und unterhält auf ihrer Website ein webbasiertes Tool, mit dem 

Fragen eingereicht und alle Fragen und alle Antworten auf alle gemäß Absatz 1 zulässigen 

Fragen rasch veröffentlicht werden können, es sei denn, die Veröffentlichung steht im 

Widerspruch zum legitimen Interesse der betreffenden Personen oder würde die Stabilität 

des Finanzsystems gefährden. Die Behörde veröffentlicht zurückgewiesene Fragen zwei 

Jahre lang auf ihrer Website. 
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(4) Drei stimmberechtigte Mitglieder des Rates der Aufseher können den Rat der Aufseher 

ersuchen, gemäß Artikel 44 zu beschließen, den Gegenstand der zulässigen Frage im Sinne 

von Absatz 1 in Leitlinien gemäß Artikel 16 zu behandeln, Stellungnahmen oder 

Ratschläge der in Artikel 37 genannten Interessengruppe einzuholen, die Fragen und 

Antworten in angemessenen Abständen zu überprüfen, offene öffentliche Anhörungen 

durchzuführen oder die potenziell anfallenden Kosten und den Nutzen zu analysieren. 

Diese Anhörungen und Analysen müssen im Verhältnis zu Umfang, Natur und Folgen der 

Fragen- und Antwortentwürfe oder im Verhältnis zur besonderen Dringlichkeit der 

Angelegenheit angemessen sein. Bei Einbeziehung der in Artikel 37 genannten 

Interessengruppe ist darauf zu achten, dass die Vertraulichkeit gewahrt bleibt. 

(5) Im Interesse der Klarheit und Vollständigkeit veröffentlicht die Behörde die Antworten 

auf Fragen zur rechtlichen Auslegung von Bestimmungen des Regulierungsrahmens im 

Namen der Europäischen Kommission." 

65. Artikel 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden folgende Unterabsätze angefügt: 

"Unbeschadet der in Artikel 35 festgelegten Befugnisse kann die Behörde nach 

Unterrichtung der betreffenden zuständigen Behörde ein gebührend gerechtfertigtes und 

mit Gründen versehenes Informationsersuchen direkt an andere zuständige Behörden 

richten, wenn ein Informationsersuchen an die betreffende zuständige Behörde sich als 

unzureichend erwiesen hat oder für unzureichend erachtet wird, um die Informationen zu 

erhalten, die für die Zwecke der Untersuchung einer mutmaßlichen Verletzung oder 

Nichtanwendung des Unionsrechts für erforderlich erachtet werden. 

Die Adressaten eines solchen Ersuchens übermitteln der Behörde unverzüglich klare, 

korrekte und vollständige Informationen." 

66. Artikel 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
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"(1) In Fällen, die in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten der Union festgelegt 

sind, kann die Behörde unbeschadet der Befugnisse nach Artikel 17 den zuständigen 

Behörden helfen, nach dem in den Absätzen 2 bis 4 festgelegten Verfahren eine Einigung 

zu erzielen, und zwar entweder 

a) auf Ersuchen einer oder mehrerer der betreffenden zuständigen Behörden, wenn 

eine zuständige Behörde mit dem Vorgehen oder dem Inhalt der Maßnahme bzw. 

geplanten Maßnahme einer anderen zuständigen Behörde oder mit deren 

Nichttätigwerden nicht einverstanden ist, oder 

b) in Fällen, in denen die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtakte vorsehen, dass 

die Behörde von Amts wegen helfen kann, wenn anhand objektiver Kriterien eine 

Meinungsverschiedenheit zwischen den zuständigen Behörden festzustellen ist. 

In Fällen, in denen gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten ein 

gemeinsamer Beschluss der zuständigen Behörden erforderlich ist und die Behörde im 

Einklang mit diesen Rechtsakten den betreffenden zuständigen Behörden von Amts wegen 

helfen kann, nach dem in den Absätzen 2 bis 4 festgelegten Verfahren eine Einigung zu 

erzielen, wird eine Meinungsverschiedenheit angenommen, wenn die zuständigen 

Behörden innerhalb der in den genannten Rechtsakten festgesetzten Fristen keinen 

gemeinsamen Beschluss fassen." 

b) Folgende Absätze 1a und 1b werden eingefügt: 

"(1a) Die betreffenden zuständigen Behörden setzen die Behörde in den folgenden Fällen 

unverzüglich darüber in Kenntnis, dass keine Einigung erzielt wurde: 

a) Wenn in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten der Union eine Frist für 

die Erzielung einer Einigung zwischen den zuständigen Behörden festgelegt ist und 

einer der folgenden Fälle eintritt: 
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i) Die Frist ist abgelaufen; 

ii) mindestens zwei der betreffenden zuständigen Behörden gelangen anhand 

objektiver Faktoren zu dem Ergebnis, dass eine Meinungsverschiedenheit 

besteht; 

 

b) wenn in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten der Union keine Frist 

für die Erzielung einer Einigung zwischen den zuständigen Behörden festgelegt ist 

und einer der folgenden Fälle eintritt: 

i) Mindestens zwei der betreffenden zuständigen Behörden gelangen 

anhand objektiver Faktoren zu dem Ergebnis, dass eine 

Meinungsverschiedenheit besteht, oder 

ii) seit dem Tag, an dem bei einer zuständigen Behörde das Ersuchen einer 

anderen zuständigen Behörde eingegangen ist, im Hinblick auf die 

Einhaltung des Unionsrechts eine bestimmte Maßnahme zu ergreifen, 

sind zwei Monate vergangen, ohne dass die ersuchte Behörde einen 

Beschluss gefasst hätte, mit dem sie dem Ersuchen nachkommt. 

c) (…) 

(1b) Der Vorsitzende beurteilt, ob die Behörde im Einklang mit Absatz 1 handeln sollte. 

Wenn die Behörde von Amts wegen tätig wird, setzt sie die betreffenden zuständigen 

Behörden von ihrem Beschluss, tätig zu werden, in Kenntnis. 

In Erwartung des Beschlusses der Behörde gemäß dem Verfahren nach Artikel 47 

Absatz 3a, setzen in Fällen, in denen die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakte einen 

gemeinsamen Beschluss erfordern, alle an dem gemeinsamen Beschluss beteiligten 

zuständigen Behörden ihre individuelle Beschlussfassung aus. Beschließt die Behörde, 

tätig zu werden, setzen alle an dem gemeinsamen Beschluss beteiligten zuständigen 

Behörden ihre Beschlussfassung aus, bis das Verfahren nach den Absätzen 2 und 3 

abgeschlossen ist." 
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d) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"Erzielen die betreffenden zuständigen Behörden innerhalb der in Absatz 2 genannten 

Schlichtungsphase keine Einigung, so kann die Behörde einen Beschluss fassen, mit dem 

die zuständigen Behörden dazu verpflichtet werden, zur Beilegung der Angelegenheit 

bestimmte Maßnahmen zu treffen oder von solchen abzusehen, um die Einhaltung des 

Unionsrechts zu gewährleisten. Der Beschluss der Behörde ist für die betreffenden 

zuständigen Behörden bindend. Die Behörde kann die zuständigen Behörden mit ihrem 

Beschluss auffordern, einen von ihnen gefassten Beschluss aufzuheben oder zu ändern 

oder die Befugnisse, die sie nach dem einschlägigen Unionsrecht haben, wahrzunehmen." 

e) Folgender Absatz 3a wird eingefügt: 

"(3a) Die Behörde setzt die betreffenden zuständigen Behörden von dem Abschluss der 

Verfahren nach den Absätzen 2 und 3 sowie gegebenenfalls von ihrem Beschluss nach 

Absatz 3 in Kenntnis." 

f) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Unbeschadet der Befugnisse der Kommission nach Artikel 258 AEUV kann die 

Behörde, wenn eine zuständige Behörde ihrem Beschluss nicht nachkommt und somit 

nicht sicherstellt, dass ein Finanzinstitut die Anforderungen erfüllt, die nach den in Artikel 

1 Absatz 2 genannten Rechtsakten unmittelbar auf dieses anwendbar sind, einen Beschluss 

im Einzelfall an das betreffende Finanzinstitut richten und es so dazu verpflichten, die zur 

Einhaltung seiner Pflichten im Rahmen des Unionsrechts erforderlichen Maßnahmen zu 

treffen, einschließlich der Einstellung jeder Tätigkeit." 

67. (…) 

68. Artikel 29 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
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i) Folgende Buchstaben aa und ab werden eingefügt: 

"aa) sie setzt im Einklang mit Artikel 45c Koordinierungsgruppen ein, um die 

Angleichung der Aufsicht zu fördern und vorbildliche Vorgehensweisen zu 

bestimmen, 

ab) sie legt im Einklang mit Artikel 29a gemeinsame Aufsichtsprioritäten fest," 

ii) Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

"b) sie fördert einen effizienten bi- und multilateralen Informationsaustausch 

zwischen den zuständigen Behörden zu allen relevanten Fragen, gegebenenfalls 

einschließlich Cybersicherheit und Cyberangriffen, wobei sie den nach den 

einschlägigen Rechtsvorschriften der Union geltenden Geheimhaltungs- und 

Datenschutzbestimmungen in vollem Umfang Rechnung trägt;" 

iii) Buchstabe e erhält folgende Fassung: 

"e) sie richtet sektorspezifische und sektorübergreifende Schulungsprogramme ein, 

auch in Bezug auf die technologische Innovation, erleichtert den 

Personalaustausch und ermutigt die zuständigen Behörden, in verstärktem 

Maße Personal abzuordnen und andere Instrumente einzusetzen." 

In Absatz 2 wird folgender Unterabsatz 2 angefügt: 

"Im Hinblick auf die Schaffung einer gemeinsamen Aufsichtskultur erstellt die Behörde 

ein Unionshandbuch zur Beaufsichtigung von Finanzinstituten in der Union und hält es auf 

dem neuesten Stand, wobei sie Änderungen bei den Geschäftspraktiken und 

Geschäftsmodelle der Finanzinstitute Rechnung trägt. Im Unionsaufsichtshandbuch 

werden vorbildliche Vorgehensweisen und besonders erfolgreiche Methoden und 

Verfahren dargelegt." 

69. Folgender Artikel 29a wird eingefügt: 
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"Artikel 29a 

Gemeinsame Aufsichtsprioritäten 

Der Rat der Aufseher kann jährlich auf Vorschlag der zuständigen Behörden und unter 

Berücksichtigung künftiger Entwicklungen und Trends bis zu zwei Prioritäten von 

unionsweiter Relevanz festlegen. Die zuständigen Behörden tragen den vom Rat der 

Aufseher ausgewählten Prioritäten bei der Aufstellung ihrer Arbeitsprogramme Rechnung. 

Der Rat der Aufseher erörtert die entsprechenden Tätigkeiten der zuständigen Behörden im 

folgenden Jahr und zieht Schlussfolgerungen. Die Behörde erörtert mögliche 

Folgemaßnahmen, die unter anderem Leitlinien, Empfehlungen und vergleichende 

Analysen ("Peer Reviews") im betreffenden Bereich umfassen können." 

70. Artikel 30 wird wie folgt geändert: 

a) (…) 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Um bei den Ergebnissen der Aufsicht eine größere Angleichung und Wirksamkeit zu 

erreichen, unterzieht die Behörde alle oder einige Tätigkeiten der zuständigen Behörden 

regelmäßig einer vergleichenden Analyse ("Peer Review"). Hierzu entwickelt die Behörde 

Methoden, die eine objektive Bewertung und einen objektiven Vergleich zwischen den 

überprüften zuständigen Behörden ermöglichen. Bei der Durchführung der Peer Reviews 

werden die in Bezug auf die betreffende zuständige Behörde vorhandenen Informationen 

und bereits vorgenommenen Bewertungen berücksichtigt, einschließlich aller 

Informationen, die der Behörde gemäß Artikel 35 vorgelegt wurden, und Informationen 

von Interessenvertretern." 
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c) Folgender Absatz 1a wird eingefügt: 

"Für die Zwecke dieses Artikels setzt die Behörde Peer-Review-Ausschüsse ein, die aus 

Mitgliedern der zuständigen Behörden bestehen und an denen Bedienstete der Behörde 

mitwirken." 

d) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

i) Der einleitende Satz erhält folgende Fassung: 

"Bei der Peer Review wird unter anderem, aber nicht ausschließlich Folgendes bewertet:" 

ii) Die Buchstaben a bis c erhalten folgende Fassung: 

"a) die Angemessenheit der Regelungen hinsichtlich der Ausstattung, des Grades der 

Unabhängigkeit und der Leitung der zuständigen Behörde mit besonderem 

Augenmerk auf der wirksamen Anwendung der in Artikel 1 Absatz 2 genannten 

Rechtsakte der Union und der Fähigkeit, auf Marktentwicklungen zu reagieren; 

b) die Wirksamkeit und der Grad der Angleichung, die bei der Anwendung des 

Unionsrechts und bei den Aufsichtspraktiken, einschließlich der nach den 

Artikeln 10 bis 16 festgelegten technischen Regulierungs- und 

Durchführungsstandards, Leitlinien und Empfehlungen, erzielt wurde, sowie der 

Umfang, in dem mit den Aufsichtspraktiken die im Unionsrecht gesetzten Ziele 

erreicht werden; 

c) die Anwendung vorbildlicher Vorgehensweisen einiger zuständiger Behörden, deren 

Übernahme für andere zuständige Behörden von Nutzen sein könnte;" 
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e) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Die Behörde erstellt einen Bericht über die Ergebnisse der Peer Review, der vom 

Peer-Review-Ausschuss ausgearbeitet und vom Rat der Aufseher im Einklang mit Artikel 

44 Absatz 4 angenommen wird. Bei der Ausarbeitung des Berichts konsultiert der Peer-

Review-Ausschuss den Verwaltungsrat, um die Kohärenz mit anderen Peer-Review-

Berichten und gleiche Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten. Der Verwaltungsrat 

bewertet insbesondere, ob die Methode in gleicher Weise angewandt worden ist. In dem 

Bericht werden die infolge der Peer Review als angemessen, verhältnismäßig und 

notwendig erachteten Folgemaßnahmen angegeben und erläutert. Diese Folgemaßnahmen 

können in Form von Leitlinien und Empfehlungen nach Artikel 16 und Stellungnahmen 

nach Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe a angenommen werden. 

Im Einklang mit Artikel 16 Absatz 3 unternehmen die zuständigen Behörden alle 

erforderlichen Anstrengungen, um den herausgegebenen Leitlinien und Empfehlungen 

nachzukommen. 

Bei der Ausarbeitung von Entwürfen technischer Regulierungs- und 

Durchführungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 15 oder von Leitlinien oder 

Empfehlungen gemäß Artikel 16 berücksichtigt die Behörde das Ergebnis der Peer Review 

und alle weiteren Informationen, die sie bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben erlangt hat, 

um eine Angleichung in Richtung der bestmöglichen Aufsichtspraktiken sicherzustellen." 

 

Folgender Absatz 3a wird eingefügt: 

Folgende Absätze 3a und 3b werden eingefügt: 
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"(3a) Die Behörde legt der Kommission eine Stellungnahme vor, wenn sie auf der 

Grundlage des Ergebnisses der Peer Review oder sonstiger Informationen, die sie bei der 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben erlangt hat, die Auffassung vertritt, dass eine weitere 

Harmonisierung der Vorschriften für Finanzinstitute oder zuständige Behörden erforderlich 

ist. 

(3b) Die Behörde erstellt zwei Jahre nach Veröffentlichung des Peer-Review-Berichts 

einen Folgebericht. Der Folgebericht wird vom Peer-Review-Ausschuss ausgearbeitet und 

vom Rat der Aufseher im Einklang mit Artikel 44 Absatz 4 angenommen. Bei der 

Ausarbeitung des Berichts konsultiert der Peer-Review-Ausschuss den Verwaltungsrat, um 

die Kohärenz mit anderen Folgeberichten zu gewährleisten. Im Folgebericht wird unter 

anderem, aber nicht ausschließlich, bewertet, ob die Maßnahmen, die die der Peer Review 

unterzogenen zuständigen Behörden auf die Folgemaßnahmen des Peer-Review-Berichts 

hin ergriffen haben, angemessen und wirksam sind." 

(3c) (…) 

 

f) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Die Behörde veröffentlicht die wichtigsten Ergebnisse des in Absatz 3 genannten 

Berichts und des in Absatz 3b genannten Folgeberichts, es sei denn, sie ist der Auffassung, 

dass eine Veröffentlichung die Stabilität des Finanzsystems gefährden würde. Ist die 

zuständige Behörde, die der Peer Review unterzogen wurde, der Auffassung, dass eine 

Veröffentlichung der wichtigsten Ergebnisse der Berichte die Stabilität des Finanzsystems 

gefährden würde, kann sie die Angelegenheit an den Rat der Aufseher verweisen. Der Rat 

der Aufseher kann mit einfacher Mehrheit beschließen, die betreffenden Auszüge nicht zu 

veröffentlichen." 
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g) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

"(5) Für die Zwecke dieses Artikels unterbreitet der Verwaltungsrat einen Vorschlag 

für einen Peer-Review-Arbeitsplan für die nächsten zwei Jahre, der unter anderem den 

Erkenntnissen, die im Zuge der vergangenen Peer Reviews und bei den Erörterungen der in 

Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe aa genannten Koordinierungsgruppe gewonnen wurden, 

Rechnung trägt. Der Peer-Review-Arbeitsplan ist ein separater Bestandteil des Jahres- und 

das Mehrjahresarbeitsprogramms. Er wird veröffentlicht. In dringenden Fällen oder bei 

unvorhergesehenen Ereignissen kann die Behörde beschließen, zusätzliche Peer Reviews 

durchzuführen." 

 

h) In Artikel 31 wird ein neuer Absatz 2 angefügt: 

"(2) In Bezug auf die Tätigkeit der zuständigen Behörden zur Erleichterung des 

Markteintritts von Wirtschaftsbeteiligten oder Produkten, die auf technologischer 

Innovation beruhen, fördert die Behörde die Angleichung der Aufsicht, insbesondere durch 

den Austausch von Informationen und vorbildlichen Vorgehensweisen. Die Behörde kann 

gegebenenfalls auch Leitlinien und Empfehlungen gemäß Artikel 16 annehmen." 

71. Artikel 32 wird wie folgt geändert: 

72. Ein neuer Absatz 2a wird eingefügt: 

"(2a) Mindestens einmal jährlich prüft die Behörde, ob es angezeigt ist, unionsweite 

Bewertungen gemäß Absatz 2 durchzuführen und informiert das Europäische Parlament, 

den Rat und die Kommission über ihre Erwägungen. Werden solche unionsweiten 

Bewertungen durchgeführt und sieht es die Behörde als angemessen an, so sorgt sie für 

eine nach Ländern aufgeschlüsselte Offenlegung der Ergebnisse für 

Versicherungsunternehmen. 
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Verpflichtungen der zuständigen Behörden aufgrund des Berufsgeheimnisses hindern die 

zuständigen Behörden nicht daran, das Ergebnis der unionsweiten Bewertungen nach 

Absatz 2 zu veröffentlichen oder der Behörde das Ergebnis dieser Bewertungen zum 

Zwecke der Veröffentlichung der Ergebnisse unionsweiter Bewertungen der 

Widerstandsfähigkeit von Versicherungsunternehmen durch die Behörde zu übermitteln." 

 

73. Artikel 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Auf besonderes Ersuchen der Kommission um Beratung oder wenn dies in den in 

Artikel 1 Absatz 2 aufgeführten Rechtsakten vorgesehen ist, unterstützt die Behörde die 

Kommission bei der Vorbereitung von Beschlüssen, in denen die Gleichwertigkeit der 

Regulierungs- und Aufsichtsrahmen von Drittländern festgestellt wird." 

b) Folgende Absätze 2a, 2b und 2c werden eingefügt: 

"(2a) Die Behörde überwacht relevante regulierungs- und aufsichtsspezifische 

Entwicklungen und Durchsetzungsverfahren sowie Marktentwicklungen, soweit sie für die 

risikobasierten Gleichwertigkeitsbewertungen in Drittländern, für die die Kommission 

gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten Beschlüsse über die 

Gleichwertigkeit angenommen hat, von Belang sind, wobei der besondere Schwerpunkt 

auf den Auswirkungen dieser Entwicklungen bzw. Verfahren auf die Finanzstabilität, die 

Marktintegrität, den Anlegerschutz bzw. das Funktionieren des Binnenmarkts liegt. 

Zudem überprüft sie, ob die Kriterien, auf deren Grundlage die genannten Beschlüsse über 

die Gleichwertigkeit gefasst wurden, und alle darin festgelegten Bedingungen weiterhin 

erfüllt sind. Die Behörde kann sich mit den einschlägigen Behörden in den Drittländern in 

Verbindung setzen. 
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Die Behörde unterbreitet der Kommission jährlich einen vertraulichen Bericht über die 

Ergebnisse ihrer Überwachungstätigkeiten in Bezug auf alle als gleichwertig eingestuften 

Drittländer. Dabei trägt sie der Marktrelevanz der betreffenden Drittländer Rechnung. 

Stellt die Behörde in den Drittländern nach Absatz 2a relevante Entwicklungen in Bezug 

auf die Regulierungs-, Aufsichts- oder Durchsetzungspraxis fest, die sich auf die 

Finanzstabilität der Union oder eines oder mehrerer ihrer Mitgliedstaaten, auf die 

Marktintegrität, die Interessen der Versicherungsnehmer oder den Anlegerschutz oder auf 

das Funktionieren des Binnenmarktes auswirken könnten, erstattet sie der Kommission 

unverzüglich vertraulich Bericht. 

(2b) Unbeschadet der besonderen Anforderungen, die in den in Artikel 1 Absatz 2 

genannten Rechtsakten aufgeführt sind, und vorbehaltlich der in Absatz 1 Satz 2 genannten 

Bedingungen arbeitet die Behörde soweit möglich mit den jeweils zuständigen Behörden 

und gegebenenfalls auch mit Abwicklungsbehörden von Drittländern zusammen, deren 

Rechts- und Aufsichtsrahmen als gleichwertig anerkannt worden ist. Diese 

Zusammenarbeit erfolgt auf der Grundlage von Verwaltungsvereinbarungen mit den 

jeweiligen Behörden der betreffenden Drittländer. Bei der Aushandlung solcher 

Verwaltungsvereinbarungen bemüht sich die Behörde, Bestimmungen zu Folgendem 

aufzunehmen: 

a) zu den Mechanismen, die es der Behörde erlauben, sachdienliche Informationen 

einzuholen, einschließlich Informationen über den Regulierungsrahmen, das 

Aufsichtskonzept, relevante Marktentwicklungen und etwaige Änderungen, die sich 

auf den Beschluss über die Gleichwertigkeit auswirken könnten; 

b) soweit es für die Weiterverfolgung derartiger Beschlüsse über die 

Gleichwertigkeit erforderlich ist, zu den Verfahren für die Koordinierung der 

Aufsichtstätigkeiten, einschließlich der Teilnahme an Kontrollen vor Ort. 

Die Behörde unterrichtet die Kommission, wenn die zuständige Behörde eines Drittlandes 

es ablehnt, derartige Verwaltungsvereinbarungen zu schließen oder wenn sie eine 

wirksame Zusammenarbeit ablehnt. 
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(2c) Die Behörde kann Muster-Verwaltungsvereinbarungen entwickeln, um in der Union 

eine kohärente, effiziente und wirksame Aufsichtspraxis zu begründen und um die 

internationale Koordinierung der Aufsicht zu verbessern. Im Einklang mit Artikel 16 

Absatz 3 bemühen sich die zuständigen Behörden, derartige Mustervereinbarungen 

anzuwenden. 

Die Behörde nimmt in den in Artikel 43 Absatz 5 genannten Bericht Informationen über 

die mit Aufsichtsbehörden, internationalen Organisationen oder Verwaltungen von 

Drittländern geschlossenen Verwaltungsvereinbarungen, über die Unterstützung, die die 

Behörde der Kommission bei der Vorbereitung von Beschlüssen über die Gleichwertigkeit 

geleistet hat, und über die Überwachungstätigkeit der Behörde nach Absatz 2a auf." 

74. Artikel 34 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Im Hinblick auf die aufsichtsrechtliche Beurteilung von Zusammenschlüssen und 

Übernahmen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2009/138/EG fallen und jener 

Richtlinie zufolge eine Konsultation zwischen den zuständigen Behörden aus zwei oder 

mehr Mitgliedstaaten erfordern, kann die Behörde auf Antrag einer der betreffenden 

zuständigen Behörden zu einer aufsichtsrechtlichen Beurteilung eine Stellungnahme 

abgeben und diese veröffentlichen, außer in Zusammenhang mit den Kriterien in 

Artikel 59 Absatz 1 Buchstabe e der Richtlinie 2009/138/EG. Die Stellungnahme wird 

unverzüglich und in jedem Fall vor Ablauf des Beurteilungszeitraums gemäß der 

Richtlinie 2009/138/EG abgegeben. Artikel 35 gilt für die Bereiche, zu denen die Behörde 

eine Stellungnahme abgeben kann." 

75. Artikel 35 wird wie folgt geändert: 

Die Absätze 1, 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

"(1) Die zuständigen Behörden stellen der Behörde auf Verlangen alle Informationen zur 

Verfügung, die sie zur Wahrnehmung der ihr durch diese Verordnung übertragenen 

Aufgaben benötigt, vorausgesetzt sie haben rechtmäßigen Zugang zu den einschlägigen 

Informationen. 
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Die zur Verfügung gestellten Informationen sind korrekt und vollständig und werden 

unverzüglich übermittelt. 

(2) Die Behörde kann ebenfalls verlangen, dass ihr diese Informationen in regelmäßigen 

Abständen und in vorgegebenen Formaten oder unter Verwendung vergleichbarer, von der 

Behörde genehmigter Vorlagen zur Verfügung gestellt werden. Für diese Ersuchen werden 

– soweit möglich – gemeinsame Berichtsformate verwendet. 

(3) Auf hinreichend begründeten Antrag einer zuständigen Behörde legt die Behörde 

sämtliche Informationen vor, die erforderlich sind, damit die zuständige Behörde ihre 

Aufgaben wahrnehmen kann, und zwar im Einklang mit den Verpflichtungen aufgrund des 

Berufsgeheimnisses gemäß den sektoralen Rechtsvorschriften und Artikel 70." 

Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

"(5) Stehen die nach Absatz 1 angeforderten Informationen nicht zur Verfügung oder 

werden sie von den zuständigen Behörden nicht unverzüglich übermittelt, so kann die 

Behörde ein gebührend gerechtfertigtes und mit Gründen versehenes Ersuchen an eine der 

folgenden Stellen richten: 

a) andere Behörden mit Aufsichtsfunktionen; 

b) das zuständige Ministerium des betreffenden Mitgliedstaats, sofern dieses über 

aufsichtsrechtliche Informationen verfügt; 

c) die nationale Zentralbank des betreffenden Mitgliedstaats; 

d) das statistische Amt des betreffenden Mitgliedstaats. 

Die zuständigen Behörden unterstützen die Behörde auf Verlangen bei der Einholung der 

Informationen." 
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76. Artikel 36 Absatz 5 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Erhält die Behörde eine Warnung oder Empfehlung, die der ESRB an eine zuständige 

Behörde gerichtet hat, so macht sie gegebenenfalls von den ihr durch diese Verordnung 

übertragen Befugnissen Gebrauch, um rechtzeitige Folgemaßnahmen zu gewährleisten." 

77. Artikel 37 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 5 Unterabsatz 1 erhält der letzte Satz folgende Fassung: 

"Die Mitglieder der Interessengruppe Versicherung und Rückversicherung und der 

Interessengruppe betriebliche Altersversorgung bleiben vier Jahre im Amt; nach Ablauf 

dieses Zeitraums findet ein neues Auswahlverfahren statt." 

In Absatz 6 werden folgende Unterabsätze angefügt: 

"Gelingt es den Mitgliedern der Interessengruppe Versicherung und Rückversicherung 

nicht, sich auf eine gemeinsame Stellungnahme oder einen gemeinsamen Ratschlag zu 

einigen, ist es den Mitgliedern, die eine Gruppe von Interessenträgern vertreten, erlaubt, 

eine gesonderte Stellungnahme abzugeben oder einen gesonderten Ratschlag zu erteilen. 

Die Interessengruppe Versicherung und Rückversversicherung, die Interessengruppe 

betriebliche Altersversorgung, die Interessengruppe Bankensektor und die 

Interessengruppe Wertpapiere und Wertpapiermärkte können zu Fragen im 

Zusammenhang mit der Arbeit der Europäischen Aufsichtsbehörden gemeinsame 

Stellungnahmen und Ratschläge gemäß Artikel 56 der vorliegenden Verordnung über 

gemeinsame Standpunkte und gemeinsame Handlungen abgeben." 
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78. Artikel 39 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 39 

Beschlussfassungsverfahren 

(1) Beim Erlass von Beschlüssen nach dieser Verordnung handelt die Behörde im Einklang 

mit den Absätzen 2 bis 6. 

(2) Bevor die Behörde einen Beschluss erlässt, teilt sie dem Adressaten ihre diesbezügliche 

Absicht mit und setzt eine Frist, innerhalb derer der Adressat zum Gegenstand des 

Beschlusses Stellung nehmen kann und die der Dringlichkeit, der Komplexität und den 

möglichen Folgen der Angelegenheit in vollem Umfang Rechnung trägt. Satz 1 gilt für 

Empfehlungen nach Artikel 17 Absatz 3 entsprechend. 

(3) Die Beschlüsse der Behörde sind zu begründen. 

(4) Die Adressaten von Beschlüssen der Behörde werden über die im Rahmen dieser 

Verordnung zur Verfügung stehenden Rechtsbehelfe belehrt. 

(5) Hat die Behörde einen Beschluss nach Artikel 18 Absatz 3 oder Artikel 18 Absatz 4 

erlassen, so überprüft sie diesen Beschluss in angemessenen Abständen. 

(6) Die Annahme der Beschlüsse, die die Behörde nach den Artikeln 17, 18 oder 19 erlässt, 

wird veröffentlicht. Die Veröffentlichung erfolgt unter Nennung der betreffenden 

zuständigen Behörde beziehungsweise des betreffenden Finanzinstituts und unter Angabe 

des wesentlichen Inhalts des Beschlusses, es sei denn, die Veröffentlichung steht im 

Widerspruch zum legitimen Interesse der jeweiligen Finanzinstitute oder zum Schutz ihrer 

Geschäftsgeheimnisse oder könnte das ordnungsgemäße Funktionieren und die Integrität 

von Finanzmärkten oder die Stabilität des Finanzsystems in der Union als Ganzes oder in 

Teilen ernsthaft gefährden." 
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79. Artikel 40 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

i) Folgender Buchstabe aa wird eingefügt: 

"aa) den nicht stimmberechtigten in Artikel 45 Absatz 1 genannten hauptamtlichen 

Mitgliedern des Verwaltungsrates;" 

 Absatz 5 Unterabsatz 2 wird gestrichen. 

 Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

"(6) Ist die in Absatz 1 Buchstabe b genannte nationale Behörde nicht für die Durchsetzung 

von Verbraucherschutzvorschriften zuständig, kann das in Absatz 1 Buchstabe b genannte 

Mitglied des Rates der Aufseher beschließen, einen Vertreter der 

Verbraucherschutzbehörde des betreffenden Mitgliedstaats hinzuzuziehen, der kein 

Stimmrecht erhält. Sind in einem Mitgliedstaat mehrere Behörden für den 

Verbraucherschutz zuständig, einigen sich diese Behörden auf einen gemeinsamen 

Vertreter." 

80. Artikel 41 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 41 

Interne Ausschüsse 

Der Rat der Aufseher kann für bestimmte ihm zugewiesene Aufgaben interne Ausschüsse 

einsetzen. Er kann die Delegation bestimmter, genau festgelegter Aufgaben und 

Beschlüsse an interne Ausschüsse oder den Verwaltungsrat vorsehen. Im Hinblick auf die 

Artikel 17 und 19 setzt der Rat der Aufseher auf Vorschlag des Verwaltungsrates interne 

Ausschüsse ein." 
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81. Artikel 42 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Bei der Wahrnehmung der ihnen durch diese Verordnung übertragenen Aufgaben handeln 

die stimmberechtigten Mitglieder des Rates der Aufseher unabhängig und objektiv im 

alleinigen Interesse der Union als Ganzes und dürfen von Organen oder Einrichtungen der 

Union, von der Regierung eines Mitgliedstaats sowie von öffentlichen oder privaten 

Stellen keine Weisungen anfordern oder entgegennehmen." 

82. Artikel 43 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Der Rat der Aufseher gibt die Leitlinien für die Arbeiten der Behörde vor und erlässt 

die in Kapitel II genannten Beschlüsse. Der Rat der Aufseher gibt die in Kapitel II 

genannten Stellungnahmen und Empfehlungen der Behörde ab, erlässt ihre dort genannten 

Leitlinien und Beschlüsse und erteilt die dort genannten Ratschläge, wobei er sich auf 

Vorarbeiten der zuständigen internen Ausschüsse oder des Verwaltungsrates stützt." 

b) Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen. 

c) Absatz 4 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Der Rat der Aufseher legt vor dem 30. September jedes Jahres auf Vorschlag des 

Verwaltungsrates das Arbeitsprogramm der Behörde für das darauffolgende Jahr fest und 

übermittelt es zur Kenntnisnahme dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 

Kommission." 

d) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
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"(5) Der Rat der Aufseher nimmt auf Vorschlag des Verwaltungsrates den Jahresbericht 

über die Tätigkeiten der Behörde, einschließlich über die Ausführung der Aufgaben des 

Vorsitzenden, an und übermittelt diesen Bericht spätestens am 15. Juni eines jeden Jahres 

dem Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission, dem Rechnungshof und dem 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss. Der Bericht wird veröffentlicht." 

e) Absatz 8 wird gestrichen. 

 

83. Artikel 44 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 Unterabsatz 3 erhält folgende Fassung: 

"In Bezug auf Beschlüsse nach Artikel 19 Absatz 3 gelten Beschlüsse der 

Gruppenaufsicht als angenommen, wenn sie mit einfacher Mehrheit gebilligt werden, 

es sei denn, sie werden von Mitgliedern, die eine Sperrminorität gemäß Artikel 16 

Absatz 4 des Vertrags über die Europäische Union und gemäß Artikel 3 des 

Protokolls (Nr. 36) über die Übergangsbestimmungen bilden, abgelehnt." 

Absatz 1 Unterabsatz 4 wird gestrichen. 

Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) In Bezug auf Beschlüsse nach den Artikeln 17, 19 und 30 stimmt der Rat der Aufseher 

über die vorgeschlagenen Beschlüsse im Wege eines schriftlichen Verfahrens ab. Die 

stimmberechtigten Mitglieder des Rates der Aufseher müssen ihre Stimme innerhalb von 

(15) Arbeitstagen abgeben. Jedes stimmberechtigte Mitglied verfügt über eine Stimme. Der 

vorgeschlagene Beschluss gilt als angenommen, es sei denn, er wird von den 

stimmberechtigten Mitgliedern des Rates des Aufseher mit einfacher Mehrheit 

abgelehnt. Enthaltungen zählen weder als Zustimmung oder Ablehnung und werden bei 

der Berechnung des Abstimmungsergebnisses nicht berücksichtigt. Erheben zwei 

stimmberechtigte Mitglieder des Rates der Aufseher Einwände gegen das schriftliche 

Verfahren, so erörtert der Rat der Aufseher den Beschlussentwurf und entscheidet darüber 

nach dem Verfahren des Absatzes 1. 
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(5) Die nicht stimmberechtigten Mitglieder und die Beobachter nehmen nicht an 

Beratungen des Rates der Aufseher über einzelne Finanzinstitute teil, es sei denn, 

Artikel 75 Absatz 3 oder die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakte sehen etwas 

anderes vor. 

Dieser Absatz gilt nicht für den Vorsitzenden und die hauptamtlichen Mitglieder des 

Verwaltungsrates." 

84. Der Titel des Kapitels III Abschnitt 2 erhält folgende Fassung: 

 

"ABSCHNITT 2 

VERWALTUNGSRAT" 

85. Artikel 45 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 45 

Zusammensetzung 

(1) Der Verwaltungsrat setzt sich aus dem Vorsitzenden und sechs Mitgliedern des Rates 

der Aufseher, die von den stimmberechtigten Mitgliedern des Rates der Aufseher aus 

ihrem Kreis gewählt werden, sowie zwei hauptamtlichen Mitgliedern zusammen. 

(2) Der Vorsitzende weist jedem der hauptamtlichen Mitglieder genau festgelegte 

politische Aufgaben und Managementaufgaben zu. Einem der hauptamtlichen 

Mitglieder wird die Zuständigkeit für Haushaltsangelegenheiten und für 

Angelegenheiten im Zusammenhang mit dem Arbeitsprogramm der Behörde 

übertragen ("geschäftsführendes Mitglied"); dieses hauptamtliche Mitglied fungiert 

auch als stellvertretender Vorsitzender und nimmt bei Abwesenheit oder begründeter 

Verhinderung des Vorsitzenden dessen Aufgaben im Einklang mit dieser Verordnung 

wahr. 
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(3) Die hauptamtlichen Mitglieder werden aufgrund ihrer Verdienste, ihrer Kompetenzen, 

ihrer Kenntnis über Finanzinstitute und -märkte sowie ihrer Erfahrungen im Bereich 

Finanzaufsicht und -regulierung ausgewählt. Die hauptamtlichen Mitglieder verfügen 

über umfassende Managementerfahrung. Die Auswahl erfolgt auf der Grundlage einer 

im Amtsblatt der Europäischen Union zu veröffentlichenden offenen Aufforderung zur 

Einreichung von Bewerbungen, nach der der Rat der Aufseher eine Auswahlliste der 

qualifizierten Bewerber erstellt. 

(4) Die Auswahlliste wird dem Europäischen Parlament zur Billigung vorgelegt. Nach 

Billigung dieser Auswahlliste erlässt der Rat einen Beschluss zur Ernennung der 

hauptamtlichen Mitglieder des Verwaltungsrates. 

(5) Erfüllt ein hauptamtliches Mitglied des Verwaltungsrates die in Artikel 46 aufgeführten 

Voraussetzungen nicht mehr oder hat es sich eines schweren Fehlverhaltens schuldig 

gemacht, so kann der Rat auf einen vom Europäischen Parlament gebilligten Vorschlag 

der Kommission einen Beschluss erlassen, mit dem das hauptamtliche Mitglied seines 

Amtes enthoben wird. 

(6) Die Amtszeit der hauptamtlichen Mitglieder beträgt fünf Jahre. Diese Amtszeit kann 

einmal verlängert werden. In den neun Monaten vor Ablauf der fünfjährigen Amtszeit 

eines hauptamtlichen Mitglieds beurteilt der Rat der Aufseher 

a) die in der ersten Amtszeit erzielten Ergebnisse und die Art und Weise, wie sie 

erzielt wurden; 

b) welche Aufgaben und Anforderungen in den folgenden Jahren auf die Behörde 

zukommen. 

Unter Berücksichtigung der Beurteilung legt der Rat der Aufseher die Liste der 

hauptamtlichen Mitglieder, deren Amtszeit zu verlängern ist, dem Rat vor. Der Rat kann 

die Amtszeit der hauptamtlichen Mitglieder auf der Grundlage dieser Liste und unter 

Berücksichtigung der Beurteilung verlängern. 
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(7) Mit Ausnahme des Vorsitzenden und der hauptamtlichen Mitglieder hat jedes vom Rat 

der Aufseher gewählte Mitglied des Verwaltungsrates einen Stellvertreter, der es bei 

Verhinderung vertreten kann. In Einzelfällen, in denen es zu Interessenkonflikten im 

Zusammenhang mit Artikel 17, Artikel 19 und Artikel 30 kommen könnte, ernennt der 

Rat der Aufseher unverzüglich einen Vertreter. 

(8) Die Amtszeit der vom Rat der Aufseher gewählten Mitglieder beträgt zweieinhalb 

Jahre. Diese Amtszeit kann einmal verlängert werden. Die Zusammensetzung des 

Verwaltungsrates muss ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis aufweisen, 

verhältnismäßig sein und die Union als Ganzes widerspiegeln. Die Mandate 

überschneiden sich, und es gilt eine angemessene Rotationsregelung." 

 

86. Folgender Artikel 45a wird eingefügt: 

"Artikel 45a 

Beschlussfassung 

(1) Der Verwaltungsrat trifft seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit und bemüht sich um 

Konsens. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Der Vorsitzende ist Mitglied ohne Stimmrecht, 

außer im Falle der Stimmengleichheit; dann gibt seine Stimme den Ausschlag. 

(2) Ausgenommen bei Angelegenheiten im Zusammenhang mit den Artikeln 17 und 19 

nimmt der Vertreter der Kommission an den Sitzungen des Verwaltungsrates teil. Der 

Vertreter der Kommission nimmt ohne Stimmrecht teil; dies gilt nicht bei den in Artikel 63 

genannten Angelegenheiten, in denen er stimmberechtigt ist. 

(3) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung und veröffentlicht diese. 
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(4) Die Sitzungen des Verwaltungsrates werden auf Initiative des Vorsitzenden oder auf 

Antrag eines der Mitglieder des Verwaltungsrates einberufen; der Vorsitzende leitet die 

Sitzungen. 

Der Verwaltungsrat tritt vor jeder Sitzung des Rates der Aufseher und so oft der 

Verwaltungsrat es für notwendig hält, zusammen. Es tritt mindestens fünfmal jährlich 

zusammen. 

(5) Die Mitglieder des Verwaltungsrates können vorbehaltlich der Geschäftsordnung von 

Beratern oder Sachverständigen unterstützt werden. Die nicht stimmberechtigten 

Teilnehmer nehmen nicht an Beratungen des Verwaltungsrates über einzelne 

Finanzinstitute teil." 

85. (Artikel 45b) (...)  

90a. Folgender Artikel 45c wird eingefügt: 

 

"Artikel 45c 

Koordinierungsgruppen 

 

Der Verwaltungsrat kann auf eigene Initiative oder auf Ersuchen einer zuständigen 

Behörde Koordinierungsgruppen einsetzen. Alle zuständigen Behörden beteiligen sich an 

den Koordinierungsgruppen. Die Sitzungen befassen sich mit Anträgen der zuständigen 

Behörden und etwaigen von der Behörde ausgemachten Angelegenheiten. In Bezug auf 

Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe aa führt ein Mitglied des Verwaltungsrates den Vorsitz. 

Jedes Jahr erstattet das jeweilige Mitglied des Verwaltungsrates, das für die 

Koordinierungsgruppe zuständig ist, dem Rat der Aufseher über die wesentlichen 

Elemente der Erörterungen und Ergebnisse Bericht; sofern dies als relevant erachtet wird, 

gibt es Empfehlungen für regulatorische Folgemaßnahmen oder eine Peer Review im 

jeweiligen Bereich ab." 
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88. Artikel 46 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 46 

Unabhängigkeit 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates handeln unabhängig und objektiv im alleinigen 

Interesse der Union als Ganzes und dürfen von Organen oder Einrichtungen der Union, 

von der Regierung eines Mitgliedstaats sowie von öffentlichen oder privaten Stellen weder 

Weisungen anfordern noch entgegennehmen. 

Weder die Mitgliedstaaten, Organe oder Einrichtungen der Union noch andere öffentliche 

oder private Stellen versuchen, die Mitglieder des Verwaltungsrates bei der Erledigung 

ihrer Aufgaben zu beeinflussen." 

89. Artikel 47 erhält folgende Fassung: 

 

"Artikel 47 

Aufgaben 

(1) Der Verwaltungsrat gewährleistet, dass die Behörde ihren Auftrag ausführt und die ihr 

durch diese Verordnung zugewiesenen Aufgaben wahrnimmt. Er trifft alle erforderlichen 

Maßnahmen und erlässt insbesondere interne Verwaltungsanweisungen und veröffentlicht 

Mitteilungen, um das Funktionieren der Behörde gemäß dieser Verordnung zu 

gewährleisten. 
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(2) Der Verwaltungsrat schlägt dem Rat der Aufseher das Jahres- und das mehrjährige 

Arbeitsprogramm zur Annahme vor. 

(3) Der Verwaltungsrat übt seine Haushaltsbefugnisse nach Maßgabe der Artikel 63 und 64 

aus. 

(3a) Der Verwaltungsrat prüft alle vom Rat der Aufseher zu beschließenden 

Angelegenheiten, gibt eine Stellungnahme dazu ab und unterbreitet dazu Vorschläge, 

nachdem diese Angelegenheiten im zuständigen internen Ausschuss erörtert worden sind; 

dies gilt nicht für die Peer Reviews nach Artikel 30. 

(3b) (…) 

(4) Der Verwaltungsrat nimmt die Personalplanung der Behörde an und erlässt gemäß 

Artikel 68 Absatz 2 die nach dem Statut der Beamten der Europäischen Gemeinschaften 

("Statut") notwendigen Durchführungsbestimmungen, nachdem beides im zuständigen 

internen Ausschuss erörtert worden ist; dies gilt nicht für die Peer Reviews nach Artikel 

30. 

(5) Der Verwaltungsrat erlässt gemäß Artikel 72 die besonderen Bestimmungen über das 

Recht auf Zugang zu den Dokumenten der Behörde. 

(6) Der Verwaltungsrat schlägt dem Rat der Aufseher einen Jahresbericht über die 

Tätigkeiten der Behörde, einschließlich über die Aufgaben des Vorsitzenden, zur Billigung 

vor. 

(7) Der Verwaltungsrat bestellt und entlässt die Mitglieder des Beschwerdeausschusses 

gemäß Artikel 58 Absätze 3 und 5. 

(8) Die Mitglieder des Verwaltungsrates machen abgehaltene Sitzungen und erhaltene 

Bewirtungen öffentlich. Ausgaben werden gemäß dem Statut öffentlich festgehalten. 
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(9) Das gemäß Artikel 45 Absatz 2 bestellte geschäftsführende Mitglied hat folgende 

besondere Aufgaben: 

a) Es führt das Jahresarbeitsprogramm der Behörde durch, wobei der Rat der 

Aufseher eine Lenkungsfunktion übernimmt und der Verwaltungsrat die Kontrolle 

ausübt. 

b) Es trifft alle erforderlichen Maßnahmen und erlässt insbesondere interne 

Verwaltungsanweisungen und veröffentlicht Mitteilungen, um das Funktionieren der 

Behörde gemäß dieser Verordnung zu gewährleisten. 

c) Es erstellt das in Absatz 2 genannte mehrjährige Arbeitsprogramm. 

d) Es erstellt jedes Jahr spätestens am 30. Juni das in Artikel 47 Absatz 2 genannte 

Arbeitsprogramm für das folgende Jahr. 

e) Es erstellt einen Vorentwurf des Haushaltsplans der Behörde gemäß Artikel 63 

und führt den Haushaltsplan der Behörde gemäß Artikel 64 aus. 

f) Es erstellt alljährlich einen Berichtsentwurf, der einen Abschnitt über die 

Regulierungs- und Aufsichtstätigkeiten der Behörde und einen Abschnitt über 

finanzielle und administrative Angelegenheiten enthält. 

g) Es übt gegenüber dem Personal der Behörde die in Artikel 68 niedergelegten 

Befugnisse aus und regelt Personalangelegenheiten." 

90. Artikel 48 wird wie folgt geändert: 

 Absatz 1 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 
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"Der Vorsitzende bereitet die Arbeiten des Rates der Aufseher vor und leitet die Sitzungen 

des Rates der Aufseher und des Verwaltungsrates." 

 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Der Vorsitzende wird im Anschluss an ein im Amtsblatt der Europäischen Union zu 

veröffentlichendes offenes Auswahlverfahren aufgrund seiner Verdienste, seiner 

Kompetenzen, seiner Kenntnis über Finanzinstitute und -märkte sowie seiner Erfahrungen 

im Bereich Finanzaufsicht und -regulierung ausgewählt. Der Rat der Aufseher erstellt eine 

Auswahlliste der qualifizierten Bewerber für die Position des Vorsitzenden des Rates der 

Aufseher. 

Die Auswahlliste der Bewerber für die Position des Vorsitzenden wird dem Europäischen 

Parlament zur Billigung vorgelegt. Nach Billigung der Auswahlliste erlässt der Rat einen 

Beschluss zur Ernennung des Vorsitzenden.  

Erfüllt der Vorsitzende die in Artikel 49 aufgeführten Voraussetzungen nicht mehr oder hat 

er sich eines schweren Fehlverhaltens schuldig gemacht, so kann der Rat auf einen vom 

Europäischen Parlament gebilligten Vorschlag der Kommission einen Beschluss erlassen, 

mit dem der Vorsitzende seines Amtes enthoben wird." 

 Absatz 4 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

"Der Rat kann die Amtszeit des Vorsitzenden auf Vorschlag des Rates der Aufseher und 

unter Berücksichtigung der Beurteilung einmal verlängern." 

 Absatz 5 wird gestrichen. 

91. Folgender Artikel 49a wird eingefügt: 
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"Artikel 49a 

Ausgaben 

Der Vorsitzende macht abgehaltene Sitzungen und erhaltene Bewirtungen öffentlich. 

Ausgaben werden gemäß dem Statut öffentlich festgehalten." 

 

92. Die Artikel 51, 52 und 53 werden gestrichen. 

93. Artikel 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

"– Fragen des Verbraucher- und Anlegerschutzes;" 

b) In Absatz 2 wird der fünfte Gedankenstrich gestrichen. 

c) (…) 

94. Artikel 55 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Ein Mitglied des Verwaltungsrates, der Vertreter der Kommission und der Vertreter 

des ESRB werden zu den Sitzungen des Gemeinsamen Ausschusses und der in Artikel 57 

genannten Unterausschüsse als Beobachter geladen." 

95. Artikel 58 wird wie folgt geändert: 

Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
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"(3) Zwei Mitglieder des Beschwerdeausschusses und zwei stellvertretende Mitglieder 

werden vom Verwaltungsrat der Behörde aus einer Auswahlliste ernannt, die die 

Kommission im Anschluss an eine öffentliche Aufforderung zur Interessenbekundung, die 

im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wird, und nach Anhörung des Rates 

der Aufseher vorschlägt." 

Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

"(5) Ein vom Verwaltungsrat der Behörde ernanntes Mitglied des Beschwerdeausschusses 

kann während seiner Amtszeit nur dann seines Amtes enthoben werden, wenn es sich eines 

schweren Fehlverhaltens schuldig gemacht hat und der Verwaltungsrat nach Anhörung des 

Rates der Aufseher einen entsprechenden Beschluss gefasst hat." 

96. Artikel 59 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Die Mitglieder des Beschwerdeausschusses sind in ihren Beschlüssen unabhängig. Sie 

sind an keinerlei Weisungen gebunden. Sie dürfen keine anderen Aufgaben für die 

Behörde, den Verwaltungsrat oder den Rat der Aufseher wahrnehmen." 

97. Artikel 60 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Eine natürliche oder juristische Person, einschließlich der zuständigen Behörden, kann 

gegen einen gemäß den Artikeln 17, 18 und 19 getroffenen Beschluss der Behörde, gegen 

jeden anderen von der Behörde gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten 

der Union getroffenen, an sie gerichteten Beschluss sowie gegen Beschlüsse, die an eine 

andere Person gerichtet sind, sie aber unmittelbar und individuell betreffen, Beschwerde 

einlegen." 

98. Artikel 62 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 werden folgende Buchstaben d und e angefügt: 
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d) etwaige freiwillige Beiträge von Mitgliedstaaten oder Beobachtern. Freiwillige 

Beiträge von Mitgliedstaaten oder Beobachtern werden nicht angenommen, wenn 

durch eine solche Annahme Zweifel an der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 

der Behörde entstehen könnten. Es ist nicht davon auszugehen, dass durch die 

Annahme von freiwilligen Beiträgen, die als Entschädigung für die Kosten 

dienen, die mit den der Behörde von einer zuständigen Behörde übertragenen 

Aufgaben verbunden sind, Zweifel an der Unabhängigkeit der Behörde 

entstehen; 

e) vereinbarte Entgelte für Veröffentlichungen, Ausbildungsmaßnahmen und 

sonstige Dienstleistungen, die von der Behörde angeboten werden, sofern sie von 

einer oder mehreren zuständigen Behörden ausdrücklich angefordert wurden." 

 

99. Artikel 63 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 63 

Aufstellung des Haushaltsplans 

(1) Jedes Jahr erstellt das geschäftsführende Mitglied einen vorläufigen Entwurf des 

einheitlichen Programmplanungsdokuments der Behörde für die drei folgenden 

Haushaltsjahre, das die geschätzten Einnahmen und Ausgaben sowie Informationen über 

das Personal aus seiner jährlichen und mehrjährigen Programmplanung enthält, und legt 

ihn, zusammen mit dem Stellenplan, dem Verwaltungsrat und dem Rat der Aufseher vor. 

(1a) Auf der Grundlage des vom Verwaltungsrat genehmigten Entwurfs nimmt der Rat der 

Aufseher den Entwurf des einheitlichen Programmplanungsdokuments für die drei 

folgenden Haushaltsjahre an. 
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(1b) Der Verwaltungsrat leitet den Entwurf des einheitlichen 

Programmplanungsdokuments spätestens am 31. Januar der Kommission, dem 

Europäischen Parlament und dem Rat zu. 

(2) Die Kommission stellt auf der Grundlage des Entwurfs des einheitlichen 

Programmplanungsdokuments die mit Blick auf den Stellenplan für erforderlich erachteten 

Mittel und den Betrag des aus dem Gesamthaushaltsplan der Union gemäß den Artikeln 

313 und 314 AEUV zu zahlenden Ausgleichsbeitrags in den Entwurf des Haushaltsplans 

der Union ein. 

(3) Die Haushaltsbehörde nimmt den Stellenplan der Behörde an. Die Haushaltsbehörde 

bewilligt die Mittel für den Ausgleichsbeitrag für die Behörde. 

(4) Der Haushaltsplan der Behörde wird vom Rat der Aufseher erlassen. Er wird endgültig, 

wenn der Gesamthaushaltsplan der Union endgültig erlassen ist. Erforderlichenfalls wird er 

entsprechend angepasst. 

(5) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushaltsbehörde unverzüglich über alle von ihm 

geplanten Vorhaben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die Finanzierung seines 

Haushaltsplans haben könnten, insbesondere im Hinblick auf Immobilienvorhaben wie die 

Anmietung oder den Erwerb von Gebäuden." 

 

100. Artikel 64 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 64 

Ausführung und Kontrolle des Haushaltsplans 

(1) Das geschäftsführende Mitglied handelt als Anweisungsbefugter und führt den 

Haushaltsplan der Behörde aus. 
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(2) Der Rechnungsführer der Behörde übermittelt dem Rechnungsführer der Kommission 

und dem Rechnungshof spätestens am 1. März des folgenden Jahres den vorläufigen 

Rechnungsabschluss. 

(3) Der Rechnungsführer der Behörde übermittelt dem Rechnungsführer der Kommission 

spätestens am 1. März des folgenden Jahres die erforderlichen 

Rechnungsführungsinformationen für Konsolidierungszwecke in der Form und dem 

Format, die vom Rechnungsführer der Kommission vorgegeben werden. 

(4) Der Rechnungsführer der Behörde übermittelt den Bericht über die Haushaltsführung 

und das Finanzmanagement spätestens am 31. März des folgenden Jahres den Mitgliedern 

des Rates der Aufseher, dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Rechnungshof. 

(5) Nach Übermittlung der Bemerkungen des Rechnungshofs zum vorläufigen 

Rechnungsabschluss der Behörde gemäß Artikel 148 der Haushaltsordnung erstellt der 

Rechnungsführer der Behörde den endgültigen Rechnungsabschluss der Behörde. Das 

geschäftsführende Mitglied übermittelt ihn dem Rat der Aufseher, der eine Stellungnahme 

dazu abgibt. 

(6) Der Rechnungsführer der Behörde übermittelt den endgültigen Rechnungsabschluss 

zusammen mit der Stellungnahme des Rates der Aufseher spätestens am 1. Juli des 

folgenden Jahres dem Rechnungsführer der Kommission, dem Europäischen Parlament, 

dem Rat und dem Rechnungshof. 

Der Rechnungsführer der Behörde übermittelt ferner spätestens am 1. Juli dem 

Rechnungsführer der Kommission ein Berichterstattungspaket in einem vom 

Rechnungsführer der Kommission für Konsolidierungszwecke vorgegebenen 

Standardformat. 

(7) Der endgültige Rechnungsabschluss wird spätestens am 15. November des folgenden 

Jahres im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 
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(8) Das geschäftsführende Mitglied übermittelt dem Rechnungshof spätestens am 

30. September eine Antwort auf seine Bemerkungen. Es übermittelt dem Verwaltungsrat 

und der Kommission auch eine Kopie dieser Antwort. 

(9) Das geschäftsführende Mitglied unterbreitet dem Europäischen Parlament auf dessen 

Anfrage gemäß Artikel 165 Absatz 3 der Haushaltsordnung alle Informationen, die für die 

ordnungsgemäße Durchführung des Entlastungsverfahrens für das betreffende 

Haushaltsjahr erforderlich sind. 

(10) Das Europäische Parlament erteilt der Behörde auf Empfehlung des Rates, der mit 

qualifizierter Mehrheit beschließt, vor dem 15. Mai des Jahres N+2 Entlastung für die 

Ausführung des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr N." 

101. Artikel 65 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 65 

Finanzregelung 

Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der Kommission die für die Behörde 

geltende Finanzregelung. Diese Regelung darf von den Bestimmungen der Verordnung 

(EU) Nr. 1271/2013 der Kommission* für Einrichtungen gemäß Artikel 208 der 

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2002 nur dann abweichen, wenn die besonderen 

Erfordernisse der Arbeitsweise der Behörde dies verlangen und sofern die Kommission 

zuvor ihre Zustimmung erteilt hat. 
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*Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1271/2013 der Kommission vom 30. September 2013 

über die Rahmenfinanzregelung für Einrichtungen gemäß Artikel 208 der Verordnung 

(EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 328 vom 

7.12.2013, S. 42)." 

102. Artikel 66 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Zur Bekämpfung von Betrug, Korruption und sonstigen rechtswidrigen Handlungen 

wird die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates* ohne Einschränkung auf die Behörde angewendet. 

*Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. September 2013 über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für 

Betrugsbekämpfung (OLAF) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des 

Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des 

Rates (ABl. L 248 vom 18.9.2013, S. 1)." 

103. Artikel 68 wird wie folgt geändert: 

Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

"(1) Für das Personal der Behörde, einschließlich der hauptamtlichen Mitglieder des 

Verwaltungsrates und seines Vorsitzenden, gelten das Statut und die 

Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten sowie die von den Organen der 

Union gemeinsam erlassenen Regelungen für deren Anwendung.  

(2) Der Verwaltungsrat legt im Einvernehmen mit der Kommission die erforderlichen 

Durchführungsbestimmungen gemäß Artikel 110 des Statuts fest." 
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Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Der Verwaltungsrat erlässt Vorschriften für das Hinzuziehen nationaler 

Sachverständiger, die von den Mitgliedstaaten zur Behörde abgeordnet werden." 

 

104. Artikel 70 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Mitglieder des Rates der Aufseher und alle Mitglieder des Personals der Behörde, 

einschließlich der von den Mitgliedstaaten vorübergehend abgeordneten Beamten und aller 

weiteren Personen, die auf vertraglicher Grundlage für die Behörde Aufgaben durchführen, 

unterliegen auch nach Beendigung ihrer Amtstätigkeit den Anforderungen des 

Berufsgeheimnisses gemäß Artikel 339 AEUV und den einschlägigen Bestimmungen des 

Unionsrechts." 

Absatz 2 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

"Die Verpflichtung gemäß Absatz 1 und Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes hindert 

die Behörde und die zuständigen Behörden nicht daran, die Informationen für die 

Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakte und insbesondere für die 

Verfahren zum Erlass von Beschlüssen zu nutzen." 

Folgender Absatz 2a wird eingefügt: 

"(2a) Der Verwaltungsrat und der Rat der Aufseher stellen sicher, dass Personen, die direkt 

oder indirekt, ständig oder gelegentlich Dienstleistungen im Zusammenhang mit den 

Aufgaben der Behörde erbringen, einschließlich der Beamten und sonstigen vom 

Verwaltungsrat und vom Rat der Aufseher ermächtigten Personen bzw. der für diesen 

Zweck von den zuständigen Behörden bestellten Personen, Anforderungen des 

Berufsgeheimnisses unterliegen, die den in den vorstehenden Absätzen aufgeführten 

Anforderungen entsprechen. 
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Auch Beobachter, die den Sitzungen des Verwaltungsrates oder des Rates der Aufseher 

beiwohnen und an den Tätigkeiten der Behörde beteiligt sind, unterliegen den gleichen 

Anforderungen des Berufsgeheimnisses." 

Absatz 3 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Die Absätze 1 und 2 hindern die Behörde nicht daran, im Einklang mit dieser Verordnung 

und anderen auf Finanzinstitute anwendbaren Rechtsvorschriften der Union mit 

zuständigen Behörden Informationen auszutauschen." 

105. Artikel 71 erhält folgende Fassung: 

"Diese Verordnung berührt weder die aus der Verordnung (EU) 2016/679 erwachsenden 

Verpflichtungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener 

Daten noch die aus der Verordnung (EU) 2018/XXX (Datenschutzverordnung für Organe 

und Einrichtungen der EU) erwachsenden Verpflichtungen der Behörde hinsichtlich der 

Verarbeitung personenbezogener Daten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben." 

106. Artikel 72 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Der Verwaltungsrat erlässt praktische Maßnahmen zur Anwendung der Verordnung 

(EG) Nr. 1049/2001." 

107. Artikel 73 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Der Verwaltungsrat legt die interne Sprachenregelung der Behörde fest." 
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108. Artikel 74 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Die notwendigen Vorkehrungen hinsichtlich der Unterbringung der Behörde in dem 

Mitgliedstaat, in dem sie ihren Sitz hat, und hinsichtlich der Ausstattung, die von diesem 

Staat zur Verfügung zu stellen ist, sowie die speziellen Vorschriften, die in diesem 

Sitzstaat für das Personal der Behörde und dessen Familienangehörige gelten, werden in 

einem Sitzabkommen festgelegt, das nach Billigung durch den Verwaltungsrat zwischen 

der Behörde und dem betreffenden Mitgliedstaat geschlossen wird." 

109. Artikel 76 erhält folgende Fassung: 

 

"Artikel 76 

Verhältnis zum CEIOPS 

Die Behörde wird als Rechtsnachfolgerin des CEIOPS betrachtet. Zum Zeitpunkt der 

Errichtung der Behörde gehen alle Vermögenswerte und Verbindlichkeiten sowie alle 

laufenden Tätigkeiten des CEIOPS automatisch auf die Behörde über. Der CEIOPS erstellt 

eine Aufstellung seiner Vermögenswerte und Verbindlichkeiten zum Zeitpunkt des 

Übergangs. Diese Aufstellung wird vom CEIOPS und von der Kommission geprüft und 

genehmigt." 

110. Ein neuer Artikel 77a wird eingefügt: 
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"Artikel 77 a 

Übergangsbestimmungen 

Die Aufgaben und das Amt des Exekutivdirektors, der gemäß der Verordnung 

Nr. 1093/2010, zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU) 2015/2366, bestellt wurde und 

am [PO: please insert date 3 months after the entry into force of this Regulation] im Amt 

ist, enden mit dem genannten Datum. 

Die Aufgaben und das Amt des Vorsitzenden, der gemäß der Verordnung Nr. 1094/2010, 

zuletzt geändert durch die Richtlinie 2014/51/EU, bestellt wurde und am [PO: please insert 

date 3 months after the entry into force of this Regulation] im Amt ist, laufen bis zum Ende 

seiner Amtszeit weiter. 

Die Aufgaben und das Amt der Mitglieder des Verwaltungsrats, die gemäß der 

Verordnung Nr. 1094/2010, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2014/51/EU, bestellt 

wurden und am [PO: please insert date 3 months after the entry into force of this 

Regulation] im Amt sind, enden mit dem genannten Datum." 

 

Artikel 3 

Änderungen der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 

Die Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 wird wie folgt geändert: 

111. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
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"(2) Die Behörde handelt im Rahmen der ihr durch diese Verordnung übertragenen 

Befugnisse und innerhalb des Anwendungsbereichs der Richtlinie 97/9/EG, der 

Richtlinie 98/26/EG, der Richtlinie 2001/34/EG, der Richtlinie 2002/47/EG, der 

Richtlinie 2003/71/EG, der Richtlinie 2004/39/EG, der Richtlinie 2004/109/EG, der 

Richtlinie 2009/65/EG, der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des 

Rates* und der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 und, soweit diese Rechtsakte für Firmen, 

die Wertpapierdienstleistungen erbringen, oder für Organismen für gemeinsame Anlagen 

in Wertpapieren, die ihre Anteilsscheine oder Anteile vertreiben, und die Behörden, die sie 

beaufsichtigen, gelten, der einschlägigen Teile der Richtlinie 2002/87/EG und der 

Richtlinie 2002/65/EG, einschließlich sämtlicher Richtlinien, Verordnungen und 

Beschlüsse, die auf der Grundlage dieser Rechtsakte angenommen wurden, sowie aller 

weiteren verbindlichen Rechtsakte der Union, die der Behörde Aufgaben übertragen. 

* Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 

über die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Änderung der 

Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und 

(EU) Nr. 1095/2010 (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 1)." 

In Absatz 5 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

"Inhalt und Form der Tätigkeiten und Maßnahmen der Behörde, insbesondere 

Leitlinien, Empfehlungen, Stellungnahmen, Fragen und Antworten sowie die 

Entwürfe von Regulierungsstandards werden auf der Grundlage und in den Grenzen 

des rechtlichen Rahmens festgelegt und gehen nicht über das hinaus, was 

erforderlich ist, um die Ziele dieser Verordnung und der in Absatz 2 genannten 

Rechtsakte zu erreichen und stehen im Verhältnis zu Art, Umfang und Komplexität 

der Risiken, die sich aus der von den Tätigkeiten der Behörde betroffenen 

Geschäftstätigkeit von Instituten, Unternehmen, anderen Subjekten oder 

Finanztätigkeiten ergeben." 
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 Folgender Absatz 3a wird eingefügt: 

"(3a) Diese Verordnung gilt unbeschadet anderer Rechtsakte der Union, mit denen der 

Behörde Zulassungs- oder Beaufsichtigungsfunktionen und die entsprechenden Befugnisse 

übertragen werden." 

112. In Artikel 2 Absatz 5 wird folgender Unterabsatz angefügt:  

"Die in dieser Verordnung enthaltenen Bezugnahmen auf "Aufsicht" bzw. 

"Beaufsichtigung" beinhalten auch die Tätigkeiten aller zuständigen Behörden, die gemäß 

den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten durchzuführen sind." 

113. Artikel 4 Nummer 3 Ziffer ii erhält folgende Fassung: 

"ii) in Bezug auf die Richtlinien 2002/65/EG und (EU) 2015/849 die Behörden, die 

dafür zuständig sind, die Einhaltung der Anforderungen der genannten 

Richtlinien durch Firmen, die Wertpapierdienstleistungen erbringen, und durch 

Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren, die ihre Anteilsscheine 

oder Anteile vertreiben, sicherzustellen;" 

114. Artikel 6 wird wie folgt geändert: 

 Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

"2. einem Verwaltungsrat, der die in Artikel 47 vorgesehenen Aufgaben 

wahrnimmt;" 

 Nummer 4 wird gestrichen. 

 

115. Artikel 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

i) Folgender Buchstabe aa wird eingefügt: 
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"aa) sie erstellt ein Unionshandbuch zur Beaufsichtigung von 

Finanzmarktteilnehmern in der Union und hält es auf dem neuesten Stand;" 

ii) Die Buchstaben e und f erhalten folgende Fassung: 

"e) sie organisiert vergleichende Analysen ("Peer Reviews") der zuständigen 

Behörden und führt diese durch, gibt in diesem Zusammenhang Leitlinien und 

Empfehlungen heraus und bestimmt vorbildliche Vorgehensweisen, um bei den 

Ergebnissen der Aufsicht eine größere Angleichung zu erreichen; 

f) sie überwacht und bewertet Marktentwicklungen in ihrem Zuständigkeitsbereich, 

gegebenenfalls einschließlich Entwicklungen in Bezug auf Tendenzen bei 

innovativen Finanzdienstleistungen;" 

iii) Buchstabe h erhält folgende Fassung: 

"h) sie fördert den Verbraucher- und Anlegerschutz;" 

iv) Buchstabe l wird gestrichen. 

b) Ein neuer Absatz 1a wird eingefügt: 

"(1a) "Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben gemäß dieser Verordnung trägt die Behörde 

der technologischen Innovation, innovativen und nachhaltigen Geschäftsmodellen und der 

Einbeziehung ökologischer, sozialer und die Governance betreffender Faktoren 

Rechnung." 

c) (…) 
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d) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

"(3) Bei der Wahrnehmung der in Absatz 1 genannten Aufgaben und bei der Ausübung der 

in Absatz 2 genannten Befugnisse handelt die Behörde auf Grundlage des Rechtsrahmens 

und innerhalb der von ihm gesetzten Grenzen und trägt den Grundsätzen der 

Verhältnismäßigkeit, Subsidiarität und Besseren Rechtsetzung Rechnung, einschließlich 

den Ergebnissen von Kosten-Nutzen-Analysen, die im Einklang mit dieser Verordnung 

erstellt wurden." 

e) (…) 

116. Artikel 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden folgende Buchstaben aa und ab eingefügt: 

"aa) die Durchführung eingehender themenbezogener Überprüfungen des 

Marktverhaltens, wobei an der Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses der 

Marktpraktiken gearbeitet wird, um mögliche Probleme zu erkennen und ihre 

Auswirkungen zu analysieren; 

ab) die Entwicklung von Indikatoren für das Kleinanlegerrisiko, mit denen Faktoren, 

die negative Auswirkungen für Verbraucher und Anleger haben könnten, rechtzeitig 

ermittelt werden können;" 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Die Behörde überwacht neue und bestehende Finanztätigkeiten und kann 

Leitlinien und Empfehlungen annehmen, um die Sicherheit und Solidität der Märkte 

und die Angleichung im Bereich der Regulierungs- und Aufsichtspraxis zu fördern." 
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c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Die Behörde errichtet – als integralen Bestandteil der Behörde – einen 

Ausschuss für Finanzinnovationen, der alle einschlägigen zuständigen nationalen 

Aufsichtsbehörden und Verbraucherschutzbehörden zusammen bringt, um eine 

koordinierte Herangehensweise an die regulatorische und aufsichtsrechtliche 

Behandlung neuer oder innovativer Finanztätigkeiten zu erreichen und Rat zu 

erteilen, den die Behörde dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 

Kommission vorlegt. Die Behörde kann auch nationale Datenschutzbehörden in den 

Ausschuss einbeziehen." 

 

117. Artikel 16 wird wie folgt geändert: 

a) (…)  

b) (…) 

(…) 

(…) 

In Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

"Der Bericht enthält auch eine Erläuterung, wie die Behörde die Herausgabe ihrer 

Leitlinien und Empfehlungen begründet hat, und eine Zusammenfassung der 

Rückmeldungen im Rahmen der öffentlichen Konsultationen zu den herausgegebenen 

Leitlinien und Empfehlungen." 

117a. Folgender Artikel 16a wird eingefügt: 
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"Artikel 16a 

Fragen und Antworten 

 

(1)  Jede natürliche oder juristische Person einschließlich zuständiger Behörden und der 

Organe der EU kann Fragen zur praktischen Anwendung oder Umsetzung von 

Bestimmungen der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Gesetzgebungsakte, der damit 

verbundenen delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte sowie der gemäß diesen 

Gesetzgebungsakten erlassenen Leitlinien und Empfehlungen in jeder Amtssprache der 

Union an die Behörde richten. 

Finanzinstitute prüfen, bevor sie eine Frage bei der Behörde einreichen, ob die Frage 

zunächst an ihre zuständige Behörde gerichtet werden sollte. 

(2) Die Antworten der Behörde auf Fragen im Sinne von Absatz 1 sind nicht bindend.  

(3)  Die Behörde erstellt und unterhält auf ihrer Website ein webbasiertes Tool, mit dem 

Fragen eingereicht und alle Fragen und alle Antworten auf alle gemäß Absatz 1 zulässigen 

Fragen rasch veröffentlicht werden können, es sei denn, die Veröffentlichung steht im 

Widerspruch zum legitimen Interesse der betreffenden Personen oder würde die Stabilität 

des Finanzsystems gefährden. Die Behörde veröffentlicht zurückgewiesene Fragen zwei 

Jahre lang auf ihrer Website. 
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(4)  Drei stimmberechtigte Mitglieder des Rates der Aufseher können den Rat der Aufseher 

ersuchen, gemäß Artikel 44 zu beschließen, den Gegenstand der zulässigen Frage im Sinne 

von Absatz 1 in Leitlinien gemäß Artikel 16 zu behandeln, Stellungnahmen oder 

Ratschläge der in Artikel 37 genannten Interessengruppe einzuholen, die Fragen und 

Antworten in angemessenen Abständen zu überprüfen, offene öffentliche Anhörungen 

durchzuführen oder die potenziell anfallenden Kosten und den Nutzen zu analysieren. 

Diese Anhörungen und Analysen müssen im Verhältnis zu Umfang, Natur und Folgen der 

Fragen- und Antwortentwürfe oder im Verhältnis zur besonderen Dringlichkeit der 

Angelegenheit angemessen sein. Bei Einbeziehung der in Artikel 37 genannten 

Interessengruppe ist darauf zu achten, dass die Vertraulichkeit gewahrt bleibt. 

(5) Im Interesse der Klarheit und Vollständigkeit veröffentlicht die Behörde die Antworten 

auf Fragen zur rechtlichen Auslegung von Bestimmungen des Regulierungsrahmens im 

Namen der Europäischen Kommission." 

118. Artikel 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden folgende Unterabsätze angefügt: 

"Unbeschadet der in Artikel 35 festgelegten Befugnisse kann die Behörde nach 

Unterrichtung der betreffenden zuständigen Behörde ein gebührend gerechtfertigtes und 

mit Gründen versehenes Informationsersuchen direkt an andere zuständige Behörden 

richten, wenn ein Informationsersuchen an die betreffende zuständige Behörde sich als 

unzureichend erwiesen hat oder für unzureichend erachtet wird, um die Informationen zu 

erhalten, die für die Zwecke der Untersuchung einer mutmaßlichen Verletzung oder 

Nichtanwendung des Unionsrechts für erforderlich erachtet werden. 
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Die Adressaten eines solchen Ersuchens übermitteln der Behörde unverzüglich klare, 

korrekte und vollständige Informationen." 

Artikel 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) In Fällen, die in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten der Union festgelegt 

sind, kann die Behörde unbeschadet der Befugnisse nach Artikel 17 den zuständigen 

Behörden helfen, nach dem in den Absätzen 2 bis 4 festgelegten Verfahren eine Einigung 

zu erzielen, und zwar entweder 

a) auf Ersuchen einer oder mehrerer der betreffenden zuständigen Behörden, wenn 

eine zuständige Behörde mit dem Vorgehen oder dem Inhalt der Maßnahme bzw. 

geplanten Maßnahme einer anderen zuständigen Behörde oder mit deren 

Nichttätigwerden nicht einverstanden ist, oder 

b) in Fällen, in denen die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtakte vorsehen, dass 

die Behörde von Amts wegen helfen kann, wenn anhand objektiver Kriterien eine 

Meinungsverschiedenheit zwischen den zuständigen Behörden festzustellen ist. 

 

In Fällen, in denen gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten ein 

gemeinsamer Beschluss der zuständigen Behörden erforderlich ist und die Behörde im 

Einklang mit diesen Rechtsakten den betreffenden zuständigen Behörden von Amts wegen 

helfen kann, nach dem in den Absätzen 2 bis 4 festgelegten Verfahren eine Einigung zu 

erzielen, wird eine Meinungsverschiedenheit angenommen, wenn die zuständigen 

Behörden innerhalb der in den genannten Rechtsakten festgesetzten Fristen keinen 

gemeinsamen Beschluss fassen." 

b) Folgende Absätze 1a und 1b werden eingefügt: 

"(1a) Die betreffenden zuständigen Behörden setzen die Behörde in den folgenden Fällen 

unverzüglich darüber in Kenntnis, dass keine Einigung erzielt wurde: 
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a) Wenn in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten der Union eine Frist für 

die Erzielung einer Einigung zwischen den zuständigen Behörden festgelegt ist und 

einer der folgenden Fälle eintritt: 

i) Die Frist ist abgelaufen; 

ii) mindestens zwei der zuständigen Behörden gelangen anhand objektiver 

Faktoren zu dem Ergebnis, dass eine Meinungsverschiedenheit besteht; 

b) wenn in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten der Union keine Frist 

für die Erzielung einer Einigung zwischen den zuständigen Behörden festgelegt ist 

und einer der folgenden Fälle eintritt: 

i) Mindestens zwei der betreffenden zuständigen Behörden gelangen 

anhand objektiver Faktoren zu dem Ergebnis, dass eine 

Meinungsverschiedenheit besteht, oder 

ii) seit dem Tag, an dem bei einer zuständigen Behörde das Ersuchen einer 

anderen zuständigen Behörde eingegangen ist, im Hinblick auf die 

Einhaltung des Unionsrechts eine bestimmte Maßnahme zu ergreifen, 

sind zwei Monate vergangen, ohne dass die ersuchte Behörde einen 

Beschluss gefasst hätte, mit dem sie dem Ersuchen nachkommt. 

(1b) Der Vorsitzende beurteilt, ob die Behörde im Einklang mit Absatz 1 handeln sollte. 

Wenn die Behörde von Amts wegen tätig wird, setzt sie die betreffenden zuständigen 

Behörden von ihrem Beschluss, tätig zu werden, in Kenntnis. 

In Erwartung des Beschlusses der Behörde gemäß dem Verfahren nach Artikel 47 

Absatz 3a, setzen in Fällen, in denen die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakte einen 

gemeinsamen Beschluss erfordern, alle an dem gemeinsamen Beschluss beteiligten 

zuständigen Behörden ihre individuelle Beschlussfassung aus. Beschließt die Behörde, 

tätig zu werden, setzen alle an dem gemeinsamen Beschluss beteiligten zuständigen 

Behörden ihre Beschlussfassung aus, bis das Verfahren nach den Absätzen 2 und 3 

abgeschlossen ist." 
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d) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"Erzielen die zuständigen Behörden innerhalb der in Absatz 2 genannten 

Schlichtungsphase keine Einigung, so kann die Behörde einen Beschluss fassen, mit dem 

die zuständigen Behörden dazu verpflichtet werden, zur Beilegung der Angelegenheit 

bestimmte Maßnahmen zu treffen oder von solchen abzusehen, um die Einhaltung des 

Unionsrechts zu gewährleisten. Der Beschluss der Behörde ist für die betreffenden 

zuständigen Behörden bindend. Die Behörde kann die zuständigen Behörden mit ihrem 

Beschluss auffordern, einen von ihnen gefassten Beschluss aufzuheben oder zu ändern 

oder die Befugnisse, die sie nach dem einschlägigen Unionsrecht haben, wahrzunehmen." 

e) Folgender Absatz 3a wird eingefügt: 

"(3a) Die Behörde setzt die betreffenden zuständigen Behörden von dem Abschluss der 

Verfahren nach den Absätzen 2 und 3 sowie gegebenenfalls von ihrem Beschluss nach 

Absatz 3 in Kenntnis." 

f) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Unbeschadet der Befugnisse der Kommission nach Artikel 258 AEUV kann die 

Behörde, wenn eine zuständige Behörde ihrem Beschluss nicht nachkommt und somit 

nicht sicherstellt, dass ein Finanzmarktteilnehmer die Anforderungen erfüllt, die nach den 

in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten unmittelbar auf diesen anwendbar sind, einen 

Beschluss im Einzelfall an den betreffenden Finanzteilnehmer richten und ihn so dazu 

verpflichten, die zur Einhaltung seiner Pflichten im Rahmen des Unionsrechts 

erforderlichen Maßnahmen zu treffen, einschließlich der Einstellung jeder Tätigkeit." 

119. (…) 
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120. Artikel 29 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

i) Folgende Buchstaben aa und ab werden eingefügt: 

"aa) sie setzt im Einklang mit Artikel 45c Koordinierungsgruppen ein, um die 

Angleichung der Aufsicht zu fördern und vorbildliche Vorgehensweisen zu 

bestimmen, 

ab) sie legt im Einklang mit Artikel 29a gemeinsame Aufsichtsprioritäten fest," 

ii) Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

"b) sie fördert einen effizienten bi- und multilateralen Informationsaustausch 

zwischen den zuständigen Behörden zu allen relevanten Fragen, 

gegebenenfalls einschließlich Cybersicherheit und Cyberangriffen, wobei sie 

den nach den einschlägigen Rechtsvorschriften der Union geltenden 

Geheimhaltungs- und Datenschutzbestimmungen in vollem Umfang Rechnung 

trägt;" 

iii) Buchstabe e erhält folgende Fassung: 

"e) sie richtet sektorspezifische und sektorübergreifende Schulungsprogramme ein, 

auch in Bezug auf die technologische Innovation, erleichtert den Personalaustausch 

und ermutigt die zuständigen Behörden, in verstärktem Maße Personal abzuordnen 

und andere Instrumente einzusetzen." 

In Absatz 2 wird folgender Unterabsatz angefügt: 
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"Im Hinblick auf die Schaffung einer gemeinsamen Aufsichtskultur erstellt die Behörde 

ein Unionshandbuch zur Beaufsichtigung von Finanzmarktteilnehmern in der Union und 

hält es auf dem neuesten Stand, wobei sie unter anderem Änderungen bei den 

Geschäftspraktiken und Geschäftsmodellen der Finanzmarktteilnehmer, einschließlich 

aufgrund technologischer Innovation, Rechnung trägt. Im Unionsaufsichtshandbuch 

werden vorbildliche Vorgehensweisen und besonders erfolgreiche Methoden und 

Verfahren dargelegt." 

121. Folgender Artikel 29a wird eingefügt: 

 

"Artikel 29a 

Gemeinsame Aufsichtsprioritäten 

 

Der Rat der Aufseher kann jährlich auf Vorschlag der zuständigen Behörden und unter 

Berücksichtigung künftiger Entwicklungen und Trends bis zu zwei Prioritäten von 

unionsweiter Relevanz festlegen. Die zuständigen Behörden tragen den vom Rat der 

Aufseher ausgewählten Prioritäten bei der Aufstellung ihrer Arbeitsprogramme Rechnung. 

Der Rat der Aufseher erörtert die entsprechenden Tätigkeiten der zuständigen Behörden im 

folgenden Jahr und zieht Schlussfolgerungen. Die Behörde erörtert mögliche 

Folgemaßnahmen, die unter anderem Leitlinien, Empfehlungen und Peer Reviews im 

betreffenden Bereich umfassen können." 
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122. Artikel 30 wird wie folgt geändert: 

a) (…) 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Um bei den Ergebnissen der Aufsicht eine größere Angleichung und Wirksamkeit zu 

erreichen, unterzieht die Behörde alle oder einige Tätigkeiten der zuständigen Behörden 

regelmäßig einer vergleichenden Analyse ("Peer Review"). Hierzu entwickelt die Behörde 

Methoden, die eine objektive Bewertung und einen objektiven Vergleich zwischen den 

überprüften zuständigen Behörden ermöglichen. Bei der Durchführung der Peer Reviews 

werden die in Bezug auf die betreffende zuständige Behörde vorhandenen Informationen 

und bereits vorgenommenen Bewertungen berücksichtigt, einschließlich aller Informationen, 

die der Behörde gemäß Artikel 35 vorgelegt wurden, und Informationen von 

Interessenvertretern." 

c) Folgender Absatz [...] wird eingefügt: 

"(1[...]) "Für die Zwecke dieses Artikels setzt die Behörde Peer-Review-Ausschüsse ein, die 

aus Mitgliedern der zuständigen Behörden bestehen und an denen Bedienstete der Behörde 

mitwirken." 

d) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

i) Der einleitende Satz erhält folgende Fassung: 

"Bei der Peer Review wird unter anderem, aber nicht ausschließlich Folgendes bewertet:" 

ii) Die Buchstaben a bis c erhalten folgende Fassung: 

"a) die Angemessenheit der Regelungen hinsichtlich der Ausstattung, des Grades der 

Unabhängigkeit und der Leitung der zuständigen Behörde mit besonderem Augenmerk auf 

der wirksamen Anwendung der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakte der Union und 

der Fähigkeit, auf Marktentwicklungen zu reagieren; 
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b) die Wirksamkeit und der Grad der Angleichung, die bei der Anwendung des Unionsrechts 

und bei den Aufsichtspraktiken, einschließlich der nach den Artikeln 10 bis 16 festgelegten 

technischen Regulierungs- und Durchführungsstandards, Leitlinien und Empfehlungen, 

erzielt wurde, sowie der Umfang, in dem mit den Aufsichtspraktiken die im Unionsrecht 

gesetzten Ziele erreicht werden; 

c) die Anwendung vorbildlicher Vorgehensweisen einiger zuständiger Behörden, deren 

Übernahme für andere zuständige Behörden von Nutzen sein könnte;" 

 

e) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Die Behörde erstellt einen Bericht über die Ergebnisse der Peer Review, der vom Peer-

Review-Ausschuss ausgearbeitet und vom Rat der Aufseher im Einklang mit Artikel 44 

Absatz 4 angenommen wird. Bei der Ausarbeitung des Berichts konsultiert der Peer-Review-

Ausschuss den Verwaltungsrat, um die Kohärenz mit anderen Peer-Review-Berichten und 

gleiche Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten. Der Verwaltungsrat bewertet 

insbesondere, ob die Methode in gleicher Weise angewandt worden ist. In dem Bericht 

werden die infolge der Peer Review als angemessen, verhältnismäßig und notwendig 

erachteten Folgemaßnahmen angegeben und erläutert. Diese Folgemaßnahmen können in 

Form von Leitlinien und Empfehlungen nach Artikel 16 und Stellungnahmen nach Artikel 29 

Absatz 1 Buchstabe a angenommen werden. 

Im Einklang mit Artikel 16 Absatz 3 unternehmen die zuständigen Behörden alle 

erforderlichen Anstrengungen, um den herausgegebenen Leitlinien und Empfehlungen 

nachzukommen. 

Bei der Ausarbeitung von Entwürfen technischer Regulierungs- und Durchführungsstandards 

gemäß den Artikeln 10 bis 15 oder von Leitlinien oder Empfehlungen gemäß Artikel 16 

berücksichtigt die Behörde das Ergebnis der Peer Review und alle weiteren Informationen, 

die sie bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben erlangt hat, um eine Angleichung in Richtung 

der bestmöglichen Aufsichtspraktiken sicherzustellen." 
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f) Folgende Absätze 3a und 3b werden eingefügt: 

"(3a) Die Behörde legt der Kommission eine Stellungnahme vor, wenn sie auf der Grundlage 

des Ergebnisses der Peer Review oder sonstiger Informationen, die sie bei der Wahrnehmung 

ihrer Aufgaben erlangt hat, die Auffassung vertritt, dass eine weitere Harmonisierung der 

Vorschriften für Finanzinstitute oder zuständige Behörden erforderlich ist. 

(3b) Die Behörde erstellt zwei Jahre nach Veröffentlichung des Peer-Review-Berichts einen 

Folgebericht. Der Folgebericht wird vom Peer-Review-Ausschuss ausgearbeitet und vom Rat 

der Aufseher im Einklang mit Artikel 44 Absatz 4 angenommen. Bei der Ausarbeitung des 

Berichts konsultiert der Peer-Review-Ausschuss den Verwaltungsrat, um die Kohärenz mit 

anderen Folgeberichten zu gewährleisten. Im Folgebericht wird unter anderem, aber nicht 

ausschließlich, bewertet, ob die Maßnahmen, die die der Peer Review unterzogenen 

zuständigen Behörden auf die Folgemaßnahmen des Peer-Review-Berichts hin ergriffen 

haben, angemessen und wirksam sind." 

(3c) (…) 

g) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Die Behörde veröffentlicht die wichtigsten Ergebnisse des in Absatz 3 genannten 

Berichts und des in Absatz 3b genannten Folgeberichts, es sei denn, sie ist der Auffassung, 

dass eine Veröffentlichung die Stabilität des Finanzsystems gefährden würde. Ist die 

zuständige Behörde, die der Peer Review unterzogen wurde, der Auffassung, dass eine 

Veröffentlichung der wichtigsten Ergebnisse der Berichte die Stabilität des Finanzsystems 

gefährden würde, kann sie die Angelegenheit an den Rat der Aufseher verweisen. Der Rat 

der Aufseher kann mit einfacher Mehrheit beschließen, die betreffenden Auszüge nicht zu 

veröffentlichen." 
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h) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

"(5) Für die Zwecke dieses Artikels unterbreitet der Verwaltungsrat einen Vorschlag für einen 

Peer-Review-Arbeitsplan für die nächsten zwei Jahre, der unter anderem den Erkenntnissen, die im 

Zuge der vergangenen Peer Reviews und bei den Erörterungen der in Artikel 29 Absatz 1 

Buchstabe aa genannten Koordinierungsgruppe gewonnen wurden, Rechnung trägt. Der Peer-

Review-Arbeitsplan ist ein separater Bestandteil des Jahres- und das Mehrjahresarbeitsprogramms. 

Er wird veröffentlicht. In dringenden Fällen oder bei unvorhergesehenen Ereignissen kann die 

Behörde beschließen, zusätzliche Peer Reviews durchzuführen." 

123. In Artikel 31a wird ein neuer Absatz angefügt: 

"In Bezug auf die Tätigkeit der zuständigen Behörden zur Erleichterung des Markteintritts 

von Wirtschaftsbeteiligten oder Produkten, die auf technologischer oder anderer 

Innovation beruhen, fördert die Behörde die Angleichung der Aufsicht, insbesondere durch 

den Austausch von Informationen und vorbildlichen Vorgehensweisen. Die Behörde kann 

gegebenenfalls auch Leitlinien und Empfehlungen gemäß Artikel 16 annehmen." 

124.  

(31b…) 

125. In Artikel 32a wird folgender neuer Absatz 2a eingefügt: 

"(2a) Mindestens einmal jährlich prüft die Behörde, ob es angezeigt ist, unionsweite 

Bewertungen gemäß Absatz 2 durchzuführen und informiert das Europäische Parlament, 

den Rat und die Kommission über ihre Erwägungen. Werden solche unionsweiten 

Bewertungen durchgeführt und sieht es die Behörde als angemessen an, so sorgt sie für 

eine nach Ländern aufgeschlüsselte Offenlegung der Ergebnisse für 

Versicherungsunternehmen. 
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Verpflichtungen der zuständigen Behörden aufgrund des Berufsgeheimnisses hindern die 

zuständigen Behörden nicht daran, das Ergebnis der unionsweiten Bewertungen nach Absatz 2 zu 

veröffentlichen oder der Behörde das Ergebnis dieser Bewertungen zum Zwecke der 

Veröffentlichung der Ergebnisse unionsweiter Bewertungen der Widerstandsfähigkeit von 

Finanzmarktteilnehmern durch die Behörde zu übermitteln." 

 

126. Artikel 33 wird wie folgt geändert: 

Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Auf besonderes Ersuchen der Kommission um Beratung oder wenn dies in den in 

Artikel 1 Absatz 2 aufgeführten Rechtsakten vorgesehen ist, unterstützt die Behörde die 

Kommission bei der Vorbereitung von Beschlüssen, in denen die Gleichwertigkeit der 

Regulierungs- und Aufsichtsrahmen von Drittländern festgestellt wird." 

Folgende Absätze 2a, 2b und 2c werden eingefügt: 

"(2a) Die Behörde überwacht relevante regulierungs- und aufsichtsspezifische 

Entwicklungen und Durchsetzungsverfahren sowie Marktentwicklungen, soweit sie für die 

risikobasierten Gleichwertigkeitsbewertungen in Drittländern, für die die Kommission 

gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten Beschlüsse über die 

Gleichwertigkeit angenommen hat, von Belang sind, wobei der besondere Schwerpunkt 

auf den Auswirkungen dieser Entwicklungen bzw. Verfahren auf die Finanzstabilität, die 

Marktintegrität, den Anlegerschutz bzw. das Funktionieren des Binnenmarkts liegt. 

Zudem überprüft sie, ob die Kriterien, auf deren Grundlage die genannten Beschlüsse über 

die Gleichwertigkeit gefasst wurden, und alle darin festgelegten Bedingungen weiterhin 

erfüllt sind. 

Die Behörde kann sich mit den einschlägigen Behörden in den Drittländern in Verbindung 

setzen. Die Behörde legt der Kommission einmal jährlich einen vertraulichen Bericht über 

diese Überwachungstätigkeiten vor. Dabei trägt sie der Marktrelevanz der betreffenden 

Drittländer Rechnung. 
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Stellt die Behörde in den Drittländern nach Absatz 2a relevante Entwicklungen in Bezug 

auf die Regulierungs-, Aufsichts- oder Durchsetzungspraxis fest, die sich auf die 

Finanzstabilität der Union oder eines oder mehrerer ihrer Mitgliedstaaten, auf die 

Marktintegrität oder den Anlegerschutz oder auf das Funktionieren des Binnenmarktes 

auswirken könnten, erstattet sie der Kommission unverzüglich vertraulich Bericht. 

(2b) Unbeschadet der besonderen Anforderungen, die in den in Artikel 1 Absatz 2 

genannten Rechtsakten aufgeführt sind, und vorbehaltlich der in Absatz 1 Satz 2 genannten 

Bedingungen arbeitet die Behörde soweit möglich mit den jeweils zuständigen Behörden 

und gegebenenfalls auch mit Abwicklungsbehörden von Drittländern zusammen, deren 

Rechts- und Aufsichtsrahmen als gleichwertig anerkannt worden ist. Diese 

Zusammenarbeit erfolgt auf der Grundlage von Verwaltungsvereinbarungen mit den 

jeweiligen Behörden der betreffenden Drittländer. Bei der Aushandlung solcher 

Verwaltungsvereinbarungen nimmt die Behörde Bestimmungen zu Folgendem auf: 

a) zu den Mechanismen, die es der Behörde erlauben, sachdienliche Informationen 

einzuholen, einschließlich Informationen über den Regulierungsrahmen sowie über das 

Aufsichtskonzept, relevante Marktentwicklungen und etwaige Änderungen, die sich auf 

den Beschluss über die Gleichwertigkeit auswirken könnten; 

b) soweit es für die Weiterverfolgung derartiger Beschlüsse erforderlich ist, zu den 

Verfahren für die Koordinierung der Aufsichtstätigkeiten, gegebenenfalls einschließlich 

der Teilnahme an Kontrollen vor Ort. 

Die Behörde unterrichtet die Kommission, wenn die zuständige Behörde eines Drittlandes 

es ablehnt, derartige Verwaltungsvereinbarungen zu schließen oder wenn sie eine 

wirksame Zusammenarbeit ablehnt. 
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(2c) Die Behörde kann Muster-Verwaltungsvereinbarungen entwickeln, um in der Union 

eine kohärente, effiziente und wirksame Aufsichtspraxis zu begründen und um die 

internationale Koordinierung der Aufsicht zu verbessern. Im Einklang mit Artikel 16 

Absatz 3 bemühen sich die zuständigen Behörden, derartige Mustervereinbarungen 

anzuwenden. 

Die Behörde nimmt in den in Artikel 43 Absatz 5 genannten Bericht Informationen über 

die mit Aufsichtsbehörden, internationalen Organisationen oder Verwaltungen von 

Drittländern geschlossenen Verwaltungsvereinbarungen, über die Unterstützung, die die 

Behörde der Kommission bei der Vorbereitung von Beschlüssen über die Gleichwertigkeit 

geleistet hat, und über die Überwachungstätigkeit der Behörde nach Absatz 2a auf." 

127. (…)  

128. Artikel 35 wird wie folgt geändert:  

Die Absätze 1, 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

"(1) Die zuständigen Behörden stellen der Behörde auf Verlangen alle Informationen zur 

Verfügung, die sie zur Wahrnehmung der ihr durch diese Verordnung übertragenen 

Aufgaben benötigt, vorausgesetzt sie haben rechtmäßigen Zugang zu den einschlägigen 

Informationen. 

Die zur Verfügung gestellten Informationen sind korrekt und vollständig und werden 

unverzüglich übermittelt. 

(2) Die Behörde kann ebenfalls verlangen, dass ihr diese Informationen in regelmäßigen 

Abständen und in einem vorgegebenen Format oder unter Verwendung vergleichbarer, von 

der Behörde genehmigter Vorlagen zur Verfügung gestellt werden. Für diese Ersuchen 

werden – soweit möglich – gemeinsame Berichtsformate verwendet. 

(3) Auf hinreichend begründeten Antrag einer zuständigen Behörde kann die Behörde 

sämtliche Informationen vorlegen, die erforderlich sind, damit die zuständige Behörde ihre 

Aufgaben wahrnehmen kann, und zwar im Einklang mit den Verpflichtungen aufgrund des 

Berufsgeheimnisses gemäß den sektoralen Rechtsvorschriften und Artikel 70." 

Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
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"(5) Stehen die nach Absatz 1 angeforderten Informationen nicht zur Verfügung oder 

werden sie von den zuständigen Behörden nicht unverzüglich übermittelt, so kann die 

Behörde ein gebührend gerechtfertigtes und mit Gründen versehenes Ersuchen an eine der 

folgenden Stellen richten: 

a) andere Aufsichtsbehörden mit Aufsichtsfunktionen; 

b) das für Finanzen zuständige Ministerium des betreffenden Mitgliedstaats, sofern 

dieses über aufsichtsrechtliche Informationen verfügt; 

c) die nationale Zentralbank oder das statistische Amt des betreffenden 

Mitgliedstaats; 

d) das statistische Amt des betreffenden Mitgliedstaats. 

Die zuständigen Behörden unterstützen die Behörde auf Verlangen bei der Einholung der 

Informationen." 

129. Artikel 36 Absatz 5 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Erhält die Behörde eine Warnung oder Empfehlung, die der ESRB an eine zuständige 

Behörde gerichtet hat, so macht sie gegebenenfalls von den ihr durch diese Verordnung 

übertragen Befugnissen Gebrauch, um rechtzeitige Folgemaßnahmen zu gewährleisten." 

130. Artikel 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Unterabsatz 1 erhält der letzte Satz folgende Fassung: 

"Die Mitglieder der Interessengruppe Wertpapiere und Wertpapiermärkte bleiben vier 

Jahre im Amt; nach Ablauf dieses Zeitraums findet ein neues Auswahlverfahren statt." 
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b) In Absatz 5 werden folgende Unterabsätze angefügt: 

"Gelingt es den Mitgliedern der Interessengruppe Wertpapiere und Wertpapiermärkte 

nicht, sich auf eine gemeinsame Stellungnahme oder einen gemeinsamen Ratschlag zu 

einigen, ist es den Mitgliedern, die eine Gruppe von Interessenträgern vertreten, erlaubt, 

eine gesonderte Stellungnahme abzugeben oder einen gesonderten Ratschlag zu erteilen. 

Die Interessengruppe Wertpapiere und Wertpapiermärkte, die Interessengruppe 

Bankensektor, die Interessengruppe Versicherung und Rückversicherung und die 

Interessengruppe betriebliche Altersversorgung können zu Fragen im Zusammenhang mit 

der Arbeit der Europäischen Aufsichtsbehörden gemeinsame Stellungnahmen und 

Ratschläge gemäß Artikel 56 der vorliegenden Verordnung über gemeinsame Standpunkte 

und gemeinsame Handlungen abgeben." 

131. Artikel 39 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 39 

Beschlussfassungsverfahren 

"(1) Beim Erlass von Beschlüssen nach dieser Verordnung handelt die Behörde im 

Einklang mit den Absätzen 2 bis 6. 

(2) Bevor die Behörde einen Beschluss erlässt, teilt sie dem Adressaten ihre diesbezügliche 

Absicht mit und setzt eine Frist, innerhalb derer der Adressat zum Gegenstand des 

Beschlusses Stellung nehmen kann und die der Dringlichkeit, der Komplexität und den 

möglichen Folgen der Angelegenheit in vollem Umfang Rechnung trägt. Satz 1 gilt für 

Empfehlungen nach Artikel 17 Absatz 3 entsprechend. 
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(3) Die Beschlüsse der Behörde sind zu begründen. 

(4) Die Adressaten von Beschlüssen der Behörde werden über die im Rahmen dieser 

Verordnung zur Verfügung stehenden Rechtsbehelfe belehrt. 

(5) Hat die Behörde einen Beschluss nach Artikel 18 Absatz 3 oder Artikel 18 Absatz 4 

erlassen, so überprüft sie diesen Beschluss in angemessenen Abständen. 

(6) Die Annahme der Beschlüsse, die die Behörde nach den Artikeln 17, 18 oder 19 erlässt, 

wird veröffentlicht. Die Veröffentlichung erfolgt unter Nennung der betroffenen 

zuständigen Behörde beziehungsweise des betroffenen Finanzmarktteilnehmers und unter 

Angabe des wesentlichen Inhalts des Beschlusses, es sei denn, die Veröffentlichung steht 

im Widerspruch zum legitimen Interesse der jeweiligen Finanzmarktteilnehmer oder zum 

Schutz ihrer Geschäftsgeheimnisse oder könnte das ordnungsgemäße Funktionieren und 

die Integrität von Finanzmärkten oder die Stabilität des Finanzsystems in der Union als 

Ganzes oder in Teilen ernsthaft gefährden." 

132. Artikel 40 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

i) Folgender Buchstabe aa wird eingefügt: 

"aa) den nicht stimmberechtigten in Artikel 45 Absatz 1 genannten hauptamtlichen 

Mitgliedern des Verwaltungsrates;" 

 Absatz 6 Unterabsatz 2 wird gestrichen. 

Folgender Absatz 7 wird angefügt: 
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"(7) Ist die in Absatz 1 Buchstabe b genannte nationale Behörde nicht für die Durchsetzung 

von Verbraucherschutzvorschriften zuständig, kann das in Absatz 1 Buchstabe b genannte 

Mitglied des Rates der Aufseher beschließen, einen Vertreter der 

Verbraucherschutzbehörde des betreffenden Mitgliedstaats hinzuzuziehen, der kein 

Stimmrecht erhält. Sind in einem Mitgliedstaat mehrere Behörden für den 

Verbraucherschutz zuständig, einigen sich diese Behörden auf einen gemeinsamen 

Vertreter." 

 

133. Artikel 41 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 41 

Interne Ausschüsse 

134. Der Rat der Aufseher kann für bestimmte ihm zugewiesene Aufgaben interne Ausschüsse 

einsetzen. Er kann die Delegation bestimmter, genau festgelegter Aufgaben und 

Beschlüsse an interne Ausschüsse, das Direktorium oder den Vorsitzenden vorsehen. Im 

Hinblick auf die Artikel 17 und 19 setzt der Rat der Aufseher auf Vorschlag des 

Verwaltungsrates interne Ausschüsse ein." 

135. Artikel 42 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Bei der Wahrnehmung der ihnen durch diese Verordnung übertragenen Aufgaben handeln 

die stimmberechtigten Mitglieder des Rates der Aufseher unabhängig und objektiv im 

alleinigen Interesse der Union als Ganzes und dürfen von Organen oder Einrichtungen der 

Union, von der Regierung eines Mitgliedstaats sowie von öffentlichen oder privaten 

Stellen keine Weisungen anfordern oder entgegennehmen." 
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136. Artikel 43 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Der Rat der Aufseher gibt die Leitlinien für die Arbeiten der Behörde vor und erlässt 

die in Kapitel II genannten Beschlüsse. Der Rat der Aufseher gibt die in Kapitel II 

genannten Stellungnahmen und Empfehlungen der Behörde ab, erlässt ihre dort genannten 

Leitlinien und Beschlüsse und erteilt die dort genannten Ratschläge, wobei er sich auf 

Vorarbeiten der zuständigen internen Ausschüsse oder des Verwaltungsrates stützt." 

Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen. 

Absatz 4 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Der Rat der Aufseher legt vor dem 30. September jedes Jahres auf Vorschlag des 

Verwaltungsrates das Arbeitsprogramm der Behörde für das darauffolgende Jahr fest und 

übermittelt es zur Kenntnisnahme dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 

Kommission." 

Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

"(5) Der Rat der Aufseher nimmt auf Vorschlag des Verwaltungsrates den Jahresbericht 

über die Tätigkeiten der Behörde, einschließlich über die Ausführung der Aufgaben des 

Vorsitzenden, an und übermittelt diesen Bericht spätestens am 15. Juni eines jeden Jahres 

dem Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission, dem Rechnungshof und dem 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss. Der Bericht wird veröffentlicht." 

Absatz 8 wird gestrichen. 
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137. Artikel 44 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 Unterabsatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

"In Bezug auf Beschlüsse nach Artikel 19 Absatz 3 gilt für Beschlüsse der 

konsolidierenden Aufsichtsbehörde der vorgeschlagene Beschluss als angenommen, wenn 

er mit einfacher Mehrheit gebilligt wird, es sei denn, er wird von Mitgliedern, die eine 

Sperrminorität im Sinne des Artikels 16 Absatz 4 des Vertrags über die Europäische Union 

und des Artikels 3 des Protokolls (Nr. 36) über die Übergangsbestimmungen bilden, 

abgelehnt." 

Absatz 1 Unterabsatz 4 wird gestrichen.  

Absatz 4 erhält folgende Fassung:  

"(4) In Bezug auf Beschlüsse nach den Artikeln 17, 19 und 30 stimmt der Rat der Aufseher 

über die vorgeschlagenen Beschlüsse im Wege eines schriftlichen Verfahrens ab. Die 

stimmberechtigten Mitglieder des Rates der Aufseher müssen ihre Stimme innerhalb von 

(15) Arbeitstagen abgeben. Jedes stimmberechtigte Mitglied verfügt über eine Stimme. Der 

vorgeschlagene Beschluss gilt als angenommen, es sei denn, er wird von den 

stimmberechtigten Mitgliedern des Rates des Aufseher mit einfacher Mehrheit 

abgelehnt. Enthaltungen zählen weder als Zustimmung oder Ablehnung und werden bei 

der Berechnung des Abstimmungsergebnisses nicht berücksichtigt. Erheben zwei 

stimmberechtigte Mitglieder des Rates der Aufseher Einwände gegen das schriftliche 

Verfahren, so erörtert der Rat der Aufseher ihn und entscheidet darüber nach dem 

Verfahren des Absatzes 1. 

Die nicht stimmberechtigten Mitglieder und die Beobachter nehmen nicht an Beratungen 

des Rates der Aufseher über einzelne Finanzinstitute teil, es sei denn, Artikel 75 Absatz 3 

oder die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakte sehen etwas anderes vor. 

Dieser Absatz gilt nicht für den Vorsitzenden und die hauptamtlichen Mitglieder des 

Verwaltungsrates." 

27. Der Titel des Kapitels III Abschnitt 2 erhält folgende Fassung: 
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"ABSCHNITT 2 

VERWALTUNGSRAT" 

139. Artikel 45 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 45 

Zusammensetzung 

(1) Der Verwaltungsrat setzt sich aus dem Vorsitzenden und sechs Mitgliedern des Rates 

der Aufseher, die von den stimmberechtigten Mitgliedern des Rates der Aufseher aus 

ihrem Kreis gewählt werden, sowie zwei hauptamtlichen Mitgliedern zusammen. 

(2) Der Vorsitzende weist jedem der hauptamtlichen Mitglieder genau festgelegte 

politische Aufgaben und Managementaufgaben zu. Einem der hauptamtlichen 

Mitglieder wird die Zuständigkeit für Haushaltsangelegenheiten und für 

Angelegenheiten im Zusammenhang mit dem Arbeitsprogramm der Behörde 

übertragen ("geschäftsführendes Mitglied"); dieses hauptamtliche Mitglied fungiert 

auch als stellvertretender Vorsitzender und nimmt bei Abwesenheit oder begründeter 

Verhinderung des Vorsitzenden dessen Aufgaben im Einklang mit dieser Verordnung 

wahr. Einem der hauptamtlichen Mitglieder werden die Zuständigkeiten für 

Angelegenheiten im Zusammenhang mit den Aufgaben der direkten Beaufsichtigung 

übertragen. 

 

(3) Die hauptamtlichen Mitglieder werden auf der Grundlage ihrer Verdienste, ihrer 

Kompetenzen, ihrer Kenntnis über Finanzinstitute und -märkte sowie ihrer Erfahrungen 

im Bereich Finanzaufsicht und -regulierung ausgewählt. Die hauptamtlichen Mitglieder 

verfügen über umfassende Managementerfahrung. Die Auswahl erfolgt auf der 

Grundlage einer im Amtsblatt der Europäischen Union zu veröffentlichenden offenen 

Aufforderung zur Einreichung von Bewerbungen, nach der der Rat der Aufseher eine 

Auswahlliste der qualifizierten Bewerber erstellt. 
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(4) Die Auswahlliste wird dem Europäischen Parlament zur Billigung vorgelegt. Nach Billigung 

dieser Auswahlliste erlässt der Rat einen Beschluss zur Ernennung der hauptamtlichen 

Mitglieder des Verwaltungsrates. 

(5) Erfüllt ein hauptamtliches Mitglied des Verwaltungsrates die in Artikel 46 aufgeführten 

Voraussetzungen nicht mehr oder hat es sich eines schweren Fehlverhaltens schuldig 

gemacht, so kann der Rat auf einen vom Europäischen Parlament gebilligten Vorschlag der 

Kommission einen Beschluss erlassen, mit dem das hauptamtliche Mitglied seines Amtes 

enthoben wird. 

(6) Die Amtszeit der hauptamtlichen Mitglieder beträgt fünf Jahre. Diese Amtszeit kann einmal 

verlängert werden. In den neun Monaten vor Ablauf der fünfjährigen Amtszeit eines 

hauptamtlichen Mitglieds beurteilt der Rat der Aufseher 

a) die in der ersten Amtszeit erzielten Ergebnisse und die Art und Weise, wie sie 

erzielt wurden; 

b) welche Aufgaben und Anforderungen in den folgenden Jahren auf die Behörde 

zukommen. 

Unter Berücksichtigung der Beurteilung legt der Rat der Aufseher die Liste der 

hauptamtlichen Mitglieder, deren Amtszeit zu verlängern ist, dem Rat vor. Der Rat kann 

die Amtszeit der hauptamtlichen Mitglieder auf der Grundlage dieser Liste und unter 

Berücksichtigung der Beurteilung verlängern. 

(7) Mit Ausnahme des Vorsitzenden und der hauptamtlichen Mitglieder hat jedes vom Rat der 

Aufseher gewählte Mitglied des Verwaltungsrates einen Stellvertreter, der es bei 

Verhinderung vertreten kann. In Einzelfällen, in denen es zu Interessenkonflikten im 

Zusammenhang mit Artikel 17, Artikel 19 und Artikel 30 kommen könnte, ernennt der Rat 

der Aufseher unverzüglich einen Vertreter. 
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(8) Die Amtszeit der vom Rat der Aufseher gewählten Mitglieder beträgt zweieinhalb Jahre. 

Diese Amtszeit kann einmal verlängert werden. Die Zusammensetzung des 

Verwaltungsrates muss ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis aufweisen, 

verhältnismäßig sein und die Union als Ganzes widerspiegeln. Die Mandate überschneiden 

sich, und es gilt eine angemessene Rotationsregelung." 

 

140. Folgender Artikel 45a wird eingefügt: 

 

"Artikel 45a 

Beschlussfassung 

(1) Der Verwaltungsrat trifft seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit und bemüht sich um 

Konsens. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Der Vorsitzende ist Mitglied ohne Stimmrecht, 

außer im Falle der Stimmengleichheit; dann gibt seine Stimme den Ausschlag. 

(2) Ausgenommen bei Angelegenheiten im Zusammenhang mit den Artikeln 17 und 19 

nimmt der Vertreter der Kommission an den Sitzungen des Verwaltungsrates teil. Der 

Vertreter der Kommission nimmt ohne Stimmrecht teil; dies gilt nicht bei den in Artikel 63 

genannten Angelegenheiten, in denen er stimmberechtigt ist. 

(3) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung und veröffentlicht diese. 

(4) Die Sitzungen des Verwaltungsrates werden auf Initiative des Vorsitzenden oder auf 

Antrag eines der Mitglieder des Verwaltungsrates einberufen; der Vorsitzende leitet die 

Sitzungen. 

Der Verwaltungsrat tritt vor jeder Sitzung des Rates der Aufseher und so oft der 

Verwaltungsrat es für notwendig hält, zusammen. Er tritt mindestens fünfmal jährlich 

zusammen. 
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(5) Die Mitglieder des Verwaltungsrates können vorbehaltlich der Geschäftsordnung von 

Beratern oder Sachverständigen unterstützt werden. Die nicht stimmberechtigten 

Teilnehmer nehmen nicht an Beratungen des Verwaltungsrates über einzelne 

Finanzinstitute teil." 

 

141. (Artikel 45b ...) 

 

149a. Folgender Artikel 45c wird eingefügt: 

 

"Artikel 45c 

Koordinierungsgruppen 

 

Der Verwaltungsrat kann auf eigene Initiative oder auf Ersuchen einer zuständigen 

Behörde Koordinierungsgruppen einsetzen. Alle zuständigen Behörden beteiligen sich an 

den Koordinierungsgruppen. Die Sitzungen befassen sich mit Anträgen der zuständigen 

Behörden und etwaigen von der Behörde ausgemachten Angelegenheiten. In Bezug auf 

Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe aa führt ein Mitglied des Verwaltungsrates den Vorsitz. 

Jedes Jahr erstattet das jeweilige Mitglied des Verwaltungsrates, das für die 

Koordinierungsgruppe zuständig ist, dem Rat der Aufseher über die wesentlichen 

Elemente der Erörterungen und Ergebnisse Bericht; sofern dies als relevant erachtet wird, 

gibt es Empfehlungen für regulatorische Folgemaßnahmen oder eine Peer Review im 

jeweiligen Bereich ab." 
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142. Artikel 46 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 46 

Unabhängigkeit 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates handeln unabhängig und objektiv im alleinigen 

Interesse der Union als Ganzes und dürfen von Organen oder Einrichtungen der Union, 

von der Regierung eines Mitgliedstaats sowie von öffentlichen oder privaten Stellen weder 

Weisungen anfordern noch entgegennehmen. 

Weder die Mitgliedstaaten, Organe oder Einrichtungen der Union noch andere öffentliche 

oder private Stellen versuchen, die Mitglieder des Verwaltungsrates bei der Erledigung 

ihrer Aufgaben zu beeinflussen." 

143. Artikel 47 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 47 

Aufgaben 

"(1) Der Verwaltungsrat gewährleistet, dass die Behörde ihren Auftrag ausführt und die ihr 

durch diese Verordnung zugewiesenen Aufgaben wahrnimmt. Er trifft alle erforderlichen 

Maßnahmen und erlässt insbesondere interne Verwaltungsanweisungen und veröffentlicht 

Mitteilungen, um das Funktionieren der Behörde gemäß dieser Verordnung zu 

gewährleisten. 

(2) Der Verwaltungsrat schlägt dem Rat der Aufseher das Jahres- und das mehrjährige 

Arbeitsprogramm zur Annahme vor. 
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(3) Der Verwaltungsrat übt seine Haushaltsbefugnisse nach Maßgabe der Artikel 63 und 64 

aus. 

(3a) Der Verwaltungsrat kann alle vom Rat der Aufseher zu beschließenden 

Angelegenheiten prüfen, eine Stellungnahme dazu abgeben und Vorschläge dazu 

unterbreiten, nachdem diese Angelegenheiten im zuständigen internen Ausschuss erörtert 

worden sind; dies gilt nicht für Peer Review nach Artikel 30. 

(3b) ... 

(4) Der Verwaltungsrat nimmt die Personalplanung der Behörde an und erlässt gemäß 

Artikel 68 Absatz 2 die nach dem Statut der Beamten der Europäischen Gemeinschaften 

("Statut") notwendigen Durchführungsbestimmungen. 

(5) Der Verwaltungsrat erlässt gemäß Artikel 72 die besonderen Bestimmungen über das 

Recht auf Zugang zu den Dokumenten der Behörde. 

(6) Der Verwaltungsrat schlägt dem Rat der Aufseher einen Jahresbericht über die 

Tätigkeiten der Behörde, einschließlich über die Aufgaben des Vorsitzenden, zur Billigung 

vor. 

(7) Der Verwaltungsrat bestellt und entlässt die Mitglieder des Beschwerdeausschusses 

gemäß Artikel 58 Absätze 3 und 5. 

(8) Die Mitglieder des Verwaltungsrates machen abgehaltene Sitzungen und erhaltene 

Bewirtungen öffentlich. Ausgaben werden gemäß dem Statut öffentlich festgehalten. . 

(9) Das geschäftsführende Mitglied hat folgende Aufgaben: 

a) Es führt das Jahresarbeitsprogramm der Behörde durch, wobei der Rat der 

Aufseher eine Lenkungsfunktion übernimmt und der Verwaltungsrat die Kontrolle 

ausübt. 
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b) Es trifft alle erforderlichen Maßnahmen und erlässt insbesondere interne 

Verwaltungsanweisungen und veröffentlicht Mitteilungen, um das Funktionieren der 

Behörde gemäß dieser Verordnung zu gewährleisten. 

c) Es erstellt das in Absatz 2 genannte Mehrjahresarbeitsprogramm. 

d) Es erstellt jedes Jahr spätestens am 30. Juni das in Artikel 47 Absatz 2 genannte 

Arbeitsprogramm für das folgende Jahr. 

e) Es erstellt einen Vorentwurf des Haushaltsplans der Behörde gemäß Artikel 63 

und führt den Haushaltsplan der Behörde gemäß Artikel 64 aus. 

f) Es erstellt alljährlich einen Berichtsentwurf, der einen Abschnitt über die 

Regulierungs- und Aufsichtstätigkeiten der Behörde und einen Abschnitt über 

finanzielle und administrative Angelegenheiten enthält. 

g) Es übt gegenüber dem Personal der Behörde die in Artikel 68 niedergelegten 

Befugnisse aus und regelt Personalangelegenheiten. 

144. ... 

145. Artikel 48 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

"Der Vorsitzende bereitet die Arbeiten des Rates der Aufseher vor und leitet die Sitzungen des 

Rates der Aufseher und des Verwaltungsrates." 
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Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Der Vorsitzende wird im Anschluss an ein im Amtsblatt der Europäischen Union zu 

veröffentlichendes offenes Auswahlverfahren aufgrund seiner Verdienste, seiner 

Kompetenzen, seiner Kenntnis über Finanzinstitute und -märkte sowie seiner Erfahrungen 

im Bereich Finanzaufsicht und -regulierung ausgewählt. Der Rat der Aufseher erstellt eine 

Auswahlliste der qualifizierten Bewerber für die Position des Vorsitzenden. 

Die Auswahlliste der Bewerber für die Position des Vorsitzenden wird dem Europäischen 

Parlament zur Billigung vorgelegt. Nach Billigung der Auswahlliste erlässt der Rat einen 

Beschluss zur Ernennung des Vorsitzenden. 

 

Erfüllt der Vorsitzende die in Artikel 49 aufgeführten Voraussetzungen nicht mehr oder hat 

er sich eines schweren Fehlverhaltens schuldig gemacht, so kann der Rat auf einen vom 

Europäischen Parlament gebilligten Vorschlag der Kommission einen Beschluss erlassen, 

mit dem der Vorsitzende seines Amtes enthoben wird." 

Absatz 4 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

"Der Rat kann die Amtszeit des Vorsitzenden auf Vorschlag des Rates der Aufseher und 

unter Berücksichtigung der Beurteilung einmal verlängern." 

Absatz 5 wird gestrichen; 

146. Folgender Artikel 49a wird eingefügt: 
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"Artikel 49a 

Ausgaben 

Der Vorsitzende macht abgehaltene Sitzungen und erhaltene Bewirtungen öffentlich. 

Ausgaben werden gemäß dem Statut öffentlich festgehalten." 

147. Die Artikel 51, 52 und 53 werden gestrichen; 

 

148. Artikel 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

"– Fragen des Verbraucher- und Anlegerschutzes;" ; 

b) in Absatz 2 wird der fünfte Gedankenstrich gestrichen; 

c)… 

149. Artikel 55 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Ein Mitglied des Verwaltungsrates, der Vertreter der Kommission und der Vertreter 

des ESRB werden zu den Sitzungen des Gemeinsamen Ausschusses und der in Artikel 57 

genannten Unterausschüsse als Beobachter geladen." 
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150. Artikel 58 wird wie folgt geändert: 

Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Zwei Mitglieder des Beschwerdeausschusses und zwei stellvertretende Mitglieder 

werden vom Verwaltungsrat der Behörde aus einer Auswahlliste ernannt, die die 

Kommission im Anschluss an eine öffentliche Aufforderung zur Interessenbekundung, die 

im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wird, und nach Anhörung des Rates 

der Aufseher vorschlägt." 

Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

"(5) Ein vom Verwaltungsrat der Behörde ernanntes Mitglied des Beschwerdeausschusses 

kann während seiner Amtszeit nur dann seines Amtes enthoben werden, wenn es sich eines 

schweren Fehlverhaltens schuldig gemacht hat und der Verwaltungsrat nach Anhörung des 

Rates der Aufseher einen entsprechenden Beschluss gefasst hat." 

151. Artikel 59 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Die Mitglieder des Beschwerdeausschusses sind in ihren Beschlüssen unabhängig. Sie 

sind an keinerlei Weisungen gebunden. Sie dürfen keine anderen Aufgaben für die 

Behörde, den Verwaltungsrat oder den Rat der Aufseher wahrnehmen." 

152. Artikel 60 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Eine natürliche oder juristische Person, einschließlich der zuständigen Behörden, kann 

gegen einen gemäß den Artikeln 17, 18 und 19 getroffenen Beschluss der Behörde, gegen 

jeden anderen von der Behörde gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten 

der Union getroffenen, an sie gerichteten Beschluss sowie gegen Beschlüsse, die an eine 

andere Person gerichtet sind, sie aber unmittelbar und individuell betreffen, Beschwerde 

einlegen." 

153. In Artikel 62 Absatz 1 werden die folgenden Buchstaben d und e angefügt: 
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"d) etwaige freiwillige Beiträge von Mitgliedstaaten oder Beobachtern. Freiwillige 

Beiträge von Mitgliedstaaten und Beobachtern werden nicht angenommen, wenn 

durch eine solche Annahme Zweifel an der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 

der Behörde entstehen könnten. Es ist nicht davon auszugehen, dass durch die 

Annahme von freiwilligen Beiträgen, die als Entschädigung für die Kosten 

dienen, die mit den der Behörde von einer zuständigen Behörde übertragenen 

Aufgaben verbunden sind, Zweifel an der Unabhängigkeit der Behörde 

entstehen; 

e) vereinbarte Entgelte für Veröffentlichungen, Ausbildungsmaßnahmen und 

sonstige Dienstleistungen, die von der Behörde angeboten werden, sofern sie von 

einer oder mehreren zuständigen Behörden ausdrücklich angefordert wurden." 

154. Artikel 63 erhält folgende Fassung: 

 

"Artikel 63 

Aufstellung des Haushaltsplans 

(1) Jedes Jahr erstellt das geschäftsführende Mitglied einen vorläufigen Entwurf des 

einheitlichen Programmplanungsdokuments der Behörde für die drei folgenden 

Haushaltsjahre, das die geschätzten Einnahmen und Ausgaben – sowie Informationen über 

das Personal – aus seiner jährlichen und mehrjährigen Programmplanung enthält, und legt 

ihn, zusammen mit dem Stellenplan, dem Verwaltungsrat und dem Rat der Aufseher vor. 
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In dem in Unterabsatz 1 genannten Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben werden die 

Ausgaben und Gebühren der ESMA im Zusammenhang mit den in Artikel 44b Absatz 1 genannten 

Aufgaben und Befugnissen gesondert ausgewiesen. 

Die von der ESMA aufgestellten und in Einklang mit Artikel 64 Absatz 6 veröffentlichten 

Jahresabschlüsse enthalten die Einnahmen und Ausgaben im Zusammenhang mit den in 

Artikel 44b Absatz 1 genannten Aufgaben. 

(1a) Auf der Grundlage des vom Verwaltungsrat genehmigten Entwurfs nimmt der Rat der 

Aufseher den Entwurf des einheitlichen Programmplanungsdokuments für die drei 

folgenden Haushaltsjahre an. 

(1b) Der Verwaltungsrat leitet den Entwurf des einheitlichen 

Programmplanungsdokuments spätestens am 31. Januar der Kommission, dem 

Europäischen Parlament und dem Rat zu. 

(2)  Die Kommission setzt auf der Grundlage des Entwurfs des einheitlichen 

Programmplanungsdokuments die von ihr mit Blick auf den Stellenplan für erforderlich 

erachteten Mittelansätze und den Betrag des Ausgleichsbeitrags, der gemäß den 

Artikeln 313 und 314 AEUV aus dem Gesamthaushaltsplan der Union zu leisten ist, in den 

Entwurf des Haushaltsplans der Union ein. 

(3)  Die Haushaltsbehörde nimmt den Stellenplan der Behörde an. Die Haushaltsbehörde 

bewilligt die Mittel für den Ausgleichsbeitrag für die Behörde. 

(4) Der Haushaltsplan der Behörde wird vom Rat der Aufseher erlassen. Er wird endgültig, 

wenn der Gesamthaushaltsplan der Union endgültig erlassen ist. Erforderlichenfalls wird er 

entsprechend angepasst. 
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(5) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushaltsbehörde unverzüglich über alle von ihm 

geplanten Vorhaben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die Finanzierung seines 

Haushaltsplans haben könnten, insbesondere im Hinblick auf Immobilienvorhaben wie die 

Anmietung oder den Erwerb von Gebäuden." 

155. Artikel 64 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 64 

Ausführung und Kontrolle des Haushaltsplans 

(1) Das geschäftsführende Mitglied handelt als Anweisungsbefugter und führt den 

Haushaltsplan der Behörde aus. 

(2) Der Rechnungsführer der Behörde übermittelt dem Rechnungsführer der Kommission 

und dem Rechnungshof spätestens am 1. März des folgenden Jahres den vorläufigen 

Rechnungsabschluss. 

(3) Der Rechnungsführer der Behörde übermittelt dem Rechnungsführer der Kommission 

spätestens am 1. März des folgenden Jahres die erforderlichen 

Rechnungsführungsinformationen für Konsolidierungszwecke in der Form und dem 

Format, die vom Rechnungsführer der Kommission vorgegeben werden. 

(4) Der Rechnungsführer der Behörde übermittelt den Bericht über die Haushaltsführung 

und das Finanzmanagement spätestens am 31. März des folgenden Jahres den Mitgliedern 

des Rates der Aufseher, dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Rechnungshof. 

(5) Nach Übermittlung der Bemerkungen des Rechnungshofs zum vorläufigen 

Rechnungsabschluss der Behörde gemäß Artikel 148 der Haushaltsordnung erstellt der 

Rechnungsführer der Behörde den endgültigen Rechnungsabschluss der Behörde. Das 

geschäftsführende Mitglied übermittelt ihn dem Rat der Aufseher, der eine Stellungnahme 

dazu abgibt. 
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(6) Der Rechnungsführer der Behörde übermittelt den endgültigen Rechnungsabschluss 

zusammen mit der Stellungnahme des Rates der Aufseher spätestens am 1. Juli des 

folgenden Jahres dem Rechnungsführer der Kommission, dem Europäischen Parlament, 

dem Rat und dem Rechnungshof. 

Der Rechnungsführer der Behörde übermittelt ferner spätestens am 1. Juli dem 

Rechnungsführer der Kommission ein Berichterstattungspaket in einem vom 

Rechnungsführer der Kommission für Konsolidierungszwecke vorgegebenen 

Standardformat. 

(7) Der endgültige Rechnungsabschluss wird spätestens am 15. November des folgenden 

Jahres im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

(8) Das geschäftsführende Mitglied übermittelt dem Rechnungshof spätestens am 

30. September eine Antwort auf seine Bemerkungen. Es übermittelt dem Verwaltungsrat 

und der Kommission auch eine Kopie dieser Antwort. 

(9) Das geschäftsführende Mitglied unterbreitet dem Europäischen Parlament auf dessen 

Anfrage gemäß Artikel 165 Absatz 3 der Haushaltsordnung alle Informationen, die für die 

ordnungsgemäße Durchführung des Entlastungsverfahrens für das betreffende 

Haushaltsjahr erforderlich sind. 

(10) Das Europäische Parlament erteilt der Behörde auf Empfehlung des Rates, der mit 

qualifizierter Mehrheit beschließt, vor dem 15. Mai des Jahres N+2 Entlastung für die 

Ausführung des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr N." 

156. Artikel 65 erhält folgende Fassung: 
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"Artikel 65 

Finanzregelung 

Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der Kommission die für die Behörde 

geltende Finanzregelung. Diese Regelung darf von den Bestimmungen der Delegierten 

Verordnung (EU) Nr. 1271/2013 der Kommission* für Einrichtungen gemäß Artikel 208 

der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 nur dann abweichen, wenn die besonderen 

Erfordernisse der Arbeitsweise der Behörde dies verlangen und sofern die Kommission 

zuvor ihre Zustimmung erteilt hat. 

* Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1271/2013 der Kommission vom 30. September 2013 

über die Rahmenfinanzregelung für Einrichtungen gemäß Artikel 208 der Verordnung 

(EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 328 vom 

7.12.2013, S. 42)." 

157. Artikel 66 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Zur Bekämpfung von Betrug, Korruption und sonstigen rechtswidrigen Handlungen 

wird die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates* ohne Einschränkung auf die Behörde angewandt. 

* Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. September 2013 über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für 

Betrugsbekämpfung (OLAF) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des 

Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des 

Rates (ABl. L 248 vom 18.9.2013, S. 1)." 

158. Artikel 68 wird wie folgt geändert: 

Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 
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"(1) Für das Personal der Behörde, einschließlich der hauptamtlichen Mitglieder des 

Verwaltungsrates und seines Vorsitzenden, gelten das Statut und die 

Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten sowie die von den Organen der 

Union gemeinsam erlassenen Regelungen für deren Anwendung. 

(2) Der Verwaltungsrat legt im Einvernehmen mit der Kommission die erforderlichen 

Durchführungsbestimmungen gemäß Artikel 110 des Statuts fest." 

Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Der Verwaltungsrat erlässt Vorschriften für das Hinzuziehen nationaler 

Sachverständiger, die von den Mitgliedstaaten zur Behörde abgeordnet werden." 

159. Artikel 70 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Mitglieder des Rates der Aufseher und alle Mitglieder des Personals der Behörde, 

einschließlich der von den Mitgliedstaaten vorübergehend abgeordneten Beamten und aller 

weiteren Personen, die auf vertraglicher Grundlage für die Behörde Aufgaben durchführen, 

unterliegen auch nach Beendigung ihrer Amtstätigkeit den Anforderungen des 

Berufsgeheimnisses gemäß Artikel 339 AEUV und den einschlägigen Bestimmungen des 

Unionsrechts." 

Absatz 2 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

"Die Verpflichtung gemäß Absatz 1 und Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes hindert 

die Behörde und die zuständigen Behörden nicht daran, die Informationen für die 

Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakte und insbesondere für die 

Verfahren zum Erlass von Beschlüssen zu nutzen." 
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Folgender Absatz 2a wird eingefügt: 

"(2a) Der Verwaltungsrat und der Rat der Aufseher stellen sicher, dass Personen, die direkt 

oder indirekt, ständig oder gelegentlich Dienstleistungen im Zusammenhang mit den 

Aufgaben der Behörde erbringen, einschließlich der Beamten und sonstigen vom 

Verwaltungsrat und vom Rat der Aufseher ermächtigten Personen bzw. der für diesen 

Zweck von den zuständigen Behörden bestellten Personen, Anforderungen des 

Berufsgeheimnisses unterliegen, die den in den vorstehenden Absätzen aufgeführten 

Anforderungen entsprechen. 

Auch Beobachter, die den Sitzungen des Verwaltungsrates oder des Rates der Aufseher 

beiwohnen und an den Tätigkeiten der Behörde beteiligt sind, unterliegen den gleichen 

Anforderungen des Berufsgeheimnisses." 

Absatz 3 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Die Absätze 1 und 2 hindern die Behörde nicht daran, im Einklang mit dieser Verordnung 

und anderen auf Finanzinstitute anwendbaren Rechtsvorschriften der Union mit 

zuständigen Behörden Informationen auszutauschen." 

160. Artikel 71 erhält folgende Fassung: 

"Diese Verordnung berührt weder die aus der Verordnung (EU) 2016/679 erwachsenden 

Verpflichtungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener 

Daten noch die aus der Verordnung (EU) 2018/XXX (Datenschutzverordnung für Organe 

und Einrichtungen der EU) erwachsenden Verpflichtungen der Behörde hinsichtlich der 

Verarbeitung personenbezogener Daten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben." 

161. Artikel 72 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Der Verwaltungsrat erlässt praktische Maßnahmen zur Anwendung der Verordnung 

(EG) Nr. 1049/2001." 
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162. Artikel 73 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Der Verwaltungsrat legt die interne Sprachenregelung der Behörde fest." 

163. Artikel 74 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Die notwendigen Vorkehrungen hinsichtlich der Unterbringung der Behörde in dem 

Mitgliedstaat, in dem sie ihren Sitz hat, und hinsichtlich der Ausstattung, die von diesem 

Staat zur Verfügung zu stellen ist, sowie die speziellen Vorschriften, die in diesem 

Sitzstaat für das Personal der Behörde und dessen Familienangehörige gelten, werden in 

einem Sitzabkommen festgelegt, das nach Billigung durch den Verwaltungsrat zwischen 

der Behörde und dem betreffenden Mitgliedstaat geschlossen wird." 

164. Folgender Artikel 75a wird eingefügt: 

"Artikel 75a 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in 

diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertragen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 35c und Artikel 62a 

wird auf unbestimmte Zeit übertragen. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 35c und Artikel 62a kann vom Europäischen 

Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf 

beendet die Übertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag 

nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im 

Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von 

delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über den 

Widerruf nicht berührt. 
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(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den 

einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverständigen im Einklang mit den in der 

Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung vom 13. April 2016 

enthaltenen Grundsätzen. 

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn 

gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 35c oder Artikel 62a erlassen wurde, tritt 

nur in Kraft, wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist 

von drei Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und 

den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist sowohl das 

Europäische Parlament als auch der Rat der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine 

Einwände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates 

wird diese Frist um drei Monate verlängert." 

165. Artikel 76 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 76 

Verhältnis zum CESR 

Die Behörde wird als Rechtsnachfolgerin des CESR betrachtet. Zum Zeitpunkt der 

Errichtung der Behörde gehen alle Vermögenswerte und Verbindlichkeiten sowie alle 

laufenden Tätigkeiten des CESR automatisch auf die Behörde über. Der CESR erstellt eine 

Aufstellung seiner Vermögenswerte und Verbindlichkeiten zum Zeitpunkt des Übergangs. 

Diese Aufstellung wird vom CESR und von der Kommission geprüft und genehmigt." 

166. Ein neuer Artikel 77a wird eingefügt: 
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"Artikel 77a 

Übergangsbestimmungen 

Die Aufgaben und das Amt des Exekutivdirektors, der gemäß der Verordnung 

Nr. 1093/2010, zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU) 2015/2366, bestellt wurde und 

am [PO: please insert date 3 months after the entry into force of this Regulation] im Amt 

ist, enden mit dem genannten Datum. 

Die Aufgaben und das Amt des Vorsitzenden, der gemäß der Verordnung Nr. 1095/2010, 

zuletzt geändert durch die Richtlinie 2014/51/EU, bestellt wurde und am [PO: please insert 

date 3 months after the entry into force of this Regulation] im Amt ist, laufen bis zum Ende 

seiner Amtszeit weiter. 

Die Aufgaben und das Amt der Mitglieder des Verwaltungsrates, die gemäß der 

Verordnung Nr. 1095/2010, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2014/51/EU, bestellt 

wurden und am [PO: please insert date 3 months after the entry into force of this 

Regulation] im Amt sind, enden mit dem genannten Datum." 

Technische Fragen müssen noch in Bezug auf CTP [Artikel 6] überprüft werden. 

Änderungen der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 über Märkte für Finanzinstrumente 

Die Verordnung (EU) Nr. 600/2104 wird wie folgt geändert: 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 wird folgender Buchstabe g angefügt: 

"g) die Zulassung und Überwachung von CTP;" 
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Artikel 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

35. "Bereitsteller konsolidierter Datenticker" oder "CTP" eine Person, die gemäß dieser 

Verordnung zur Einholung von Handelsauskünften über in den Artikeln 6, 7, 10, 12, 13, 20 

und 21 genannte Finanzinstrumente auf geregelten Märkten, MTF, OTF und APA 

berechtigt ist und sie in einem kontinuierlichen elektronischen Echtzeit-Datenstrom 

konsolidiert, über den Preis- und Handelsvolumendaten pro Finanzinstrument abrufbar 

sind;" 

Folgender Titel IVa wird eingefügt: 

"TITEL IVa 

BEREITSTELLER KONSOLIDIERTER DATENTICKER 

KAPITEL 1 

Zulassung von Datenbereitstellungsdienstleistern 

Artikel 27a 

Zulassungspflicht 

 

(1) Der Betrieb eines CTP als regelmäßig ausgeübte berufliche oder gewerbliche Tätigkeit 

erfordert die vorherige Zulassung durch die ESMA gemäß diesem Titel. 

(2) Wertpapierfirmen oder Marktbetreiber, die einen Handelsplatz betreiben, können 

ebenfalls Dienstleistungen eines CTP erbringen, sofern die vorherige Prüfung der ESMA 

ergeben hat, dass sie diesem Titel genügen. Die Erbringung dieser Dienstleistungen ist in 

ihrer Zulassung eingeschlossen. 
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(3) Die ESMA erstellt ein Verzeichnis sämtlicher CTP in der Union. Das Verzeichnis ist 

öffentlich zugänglich, enthält Informationen über die Dienstleistungen, für die der CTP 

zugelassen ist, und wird regelmäßig aktualisiert. 

(4) Hat die ESMA eine Zulassung gemäß Artikel 27d entzogen, so wird dies für einen 

Zeitraum von fünf Jahren im Verzeichnis veröffentlicht. 

(5) Die Erbringung von Dienstleistungen durch CTP unterliegt der Beaufsichtigung durch 

die ESMA. Die ESMA überprüft die CTP regelmäßig auf die Einhaltung dieses Titels hin. 

Die ESMA überwacht, ob die CTP jederzeit die Voraussetzungen für die Erstzulassung nach 

diesem Titel erfüllen." 

 

Artikel 27b erhält folgende Fassung: 

"Artikel 27b 

Zulassung von CTP 

(1) Eine Zulassung eines CTP durch die ESMA für die Zwecke des Titels IVa wird erteilt, 

wenn 

a) der CTP eine juristische Person mit Sitz in der Union ist und 

b) der CTP die Anforderungen des Titels IVa erfüllt. 

(2) In der Zulassung gemäß Absatz 1 werden die Dienstleistungen genannt, die der CTP 

erbringen darf. 

(3) Ein zugelassener CTP hat die Voraussetzungen für die Zulassung nach Titel IVa 

jederzeit zu erfüllen. Ein zugelassener CTP unterrichtet die ESMA unverzüglich über alle 

wesentlichen Änderungen der für die Zulassung erforderlichen Voraussetzungen. 
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(4) Die Zulassung gemäß Absatz 1 ist im gesamten Gebiet der Union wirksam und gültig 

und gestattet einem CTP, die Dienstleistungen, für die ihm eine Zulassung erteilt wurde, in 

der gesamten Union zu erbringen." 

"Artikel 27c 

Verfahren für die Erteilung der Zulassung und die Ablehnung von Anträgen auf Zulassung 

(1) Der vom Bereitsteller konsolidierter Datenticker vorzulegende Antrag enthält alle 

erforderlichen Informationen, anhand denen die ESMA bestätigen kann, dass er zum 

Zeitpunkt der Erstzulassung alle erforderlichen Vorkehrungen getroffen hat, um seinen 

Verpflichtungen gemäß diesem Titel nachzukommen, sowie einen Geschäftsplan, aus dem 

unter anderem die Art der geplanten Dienstleistungen und der organisatorische Aufbau 

hervorgehen. 

(2) Die ESMA überprüft den Zulassungsantrag innerhalb von 20 Arbeitstagen nach seinem 

Eingang auf Vollständigkeit. 

Ist der Antrag unvollständig, setzt die ESMA eine Frist, innerhalb deren ihr der 

Bereitsteller konsolidierter Datenticker zusätzliche Informationen zu übermitteln hat. 

Hat die ESMA festgestellt, dass der Antrag vollständig ist, teilt sie dies dem Bereitsteller 

konsolidierter Datenticker mit. 

(3) Die ESMA prüft innerhalb von 6 Monaten nach Eingang eines vollständigen 

Zulassungsantrags, ob der Bereitsteller konsolidierter Datenticker die Anforderungen des 

vorliegenden Titels erfüllt, erlässt einen ausführlich begründeten Beschluss über die 

Zulassung oder die Ablehnung der Zulassung und teilt dies dem antragstellenden 

Bereitsteller konsolidierter Datenticker innerhalb von fünf Arbeitstagen mit. 
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(4) Die ESMA erarbeitet Entwürfe technischer Regulierungsstandards, in denen Folgendes 

festgelegt wird: 

a) die nach Absatz 6 an sie zu übermittelnden Informationen einschließlich des 

Geschäftsplans, 

b) die Angaben, die die Mitteilungen nach Artikel 27b Absatz 3 enthalten müssen. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 1 genannten 

technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 

Nr. 1095/2010 zu erlassen. 

(8) Die ESMA erarbeitet Entwürfe für technische Durchführungsstandards, in denen die 

Standardformulare, Mustertexte und Verfahren für die nach Absatz 2 dieses Artikels und 

nach Artikel 27e Absatz 3 zu übermittelnden Mitteilungen und Angaben festgelegt sind. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 1 genannten 

technischen Durchführungsstandards nach Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 

zu erlassen. 

Artikel 27d 

Widerruf der Zulassung 

(1) Die ESMA kann die Zulassung eines Bereitstellers konsolidierter Datenticker 

widerrufen, wenn dieser 

a) während eines Zeitraums von zwölf Monaten von der Zulassung keinen Gebrauch 

macht, ausdrücklich auf die Zulassung verzichtet oder in den vorangegangenen sechs 

Monaten keine Dienstleistungen erbracht hat; 
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b) die Zulassung aufgrund falscher Angaben oder auf andere rechtswidrige Weise 

erhalten hat; 

c) die Voraussetzungen, auf denen die Zulassung beruhte, nicht mehr erfüllt; 

d) in schwerwiegender Weise und systematisch gegen die Bestimmungen dieser 

Verordnung verstoßen hat. 

(2) Die ESMA teilt der zuständigen Behörde des Mitgliedstaates, in dem der Bereitsteller 

konsolidierter Datenticker seinen Sitz hat, unverzüglich ihren Beschluss mit, die Zulassung 

eines Bereitstellers konsolidierter Datenticker zu widerrufen. 

Artikel 27e 

Anforderungen an das Leitungsorgan des Bereitstellers konsolidierter Datenticker 

(1) Das Leitungsorgan eines Bereitstellers konsolidierter Datenticker muss zu jeder Zeit 

ausreichend gut beleumundet sein, ausreichende Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen 

besitzen und der Wahrnehmung seiner Aufgaben ausreichend Zeit widmen. 

Das Leitungsorgan verfügt kollektiv über die zum Verständnis der Tätigkeiten des 

Bereitstellers konsolidierter Datenticker notwendigen Kenntnisse, Fähigkeiten und 

Erfahrungen. Jedes Mitglied des Leitungsorgans handelt aufrichtig, integer und 

unvoreingenommen, um die Entscheidungen des höheren Managements erforderlichenfalls 

wirksam in Frage zu stellen und die Entscheidungsfindung, wenn nötig, wirksam zu 

kontrollieren und zu überwachen. 

Beantragt ein Marktbetreiber die Zulassung für den Betrieb eines CTP gemäß Artikel 27c 

und handelt es sich bei den Mitgliedern des Leitungsorgans des CTP um dieselben 

Personen wie die Mitglieder des Leitungsorgans des geregelten Marktes, so wird davon 

ausgegangen, dass diese Personen die Anforderungen des Unterabsatzes 1 erfüllen. 
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(2) Der Bereitsteller konsolidierter Datenticker teilt der ESMA sämtliche Mitglieder seines 

Leitungsorgans und jede Veränderung in dessen Zusammensetzung sowie alle anderen 

Informationen mit, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob es den in Absatz 1 genannten 

Anforderungen entspricht. 

(3) Das Leitungsorgan eines Bereitstellers konsolidierter Datenticker legt 

Unternehmensführungsregelungen fest, die die wirksame und umsichtige Führung einer 

Organisation sicherstellen, die zu diesem Zweck unter anderem eine Aufgabentrennung in 

der Organisation und die Vorbeugung von Interessenkonflikten vorsehen und die 

gewährleisten, dass die Integrität des Markts und die Interessen seiner Kunden gefördert 

werden, und überwacht deren Umsetzung. 

(4) Die ESMA verweigert die Zulassung, wenn sie nicht davon überzeugt ist, dass die 

Person oder die Personen, die die Geschäfte des Bereitstellers konsolidierter Datenticker 

tatsächlich leiten wird/werden, gut beleumundet ist/sind, oder wenn objektive und 

nachweisbare Gründe für die Vermutung vorliegen, dass die vorgeschlagenen 

Veränderungen in der Geschäftsleitung des CTP dessen solide und umsichtige Führung 

sowie die angemessene Berücksichtigung der Kundeninteressen und der Marktintegrität 

gefährden könnten. 

(5) Die ESMA erarbeitet Entwürfe technischer Regulierungsstandards für die Beurteilung 

der in Absatz 1 beschriebenen Eignung der Mitglieder des Leitungsorgans, wobei den 

verschiedenen von ihnen wahrgenommenen Aufgaben und Funktionen und der 

Notwendigkeit Rechnung getragen wird, Interessenkonflikte zwischen Mitgliedern des 

Leitungsorgans und den Nutzern des CTP zu unterbinden, und legt diese spätestens am 

[PO: Please insert date 24 months after entry into force] vor. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in diesem Absatz genannten 

technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 

Nr. 1095/2010 zu erlassen. 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=53510&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:5834/19;Nr:5834;Year:19&comp=5834%7C2019%7C
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=53510&code1=VER&code2=&gruppen=Link:1095/2010;Nr:1095;Year:2010&comp=


 

 

5834/19   ak,cf,hal/cat 156 

 ECOMP.1.B. LIMITE DE 
 

 

Kapitel 2 

BEDINGUNGEN FÜR CTP 

Artikel 27g 

Organisatorische Anforderungen an CTP 

(1) Ein CTP verfügt über angemessene Grundsätze und Vorkehrungen, um die gemäß den 

Artikeln 6 und 20 veröffentlichten Informationen erheben, zu einem kontinuierlichen 

elektronischen Datenstrom konsolidieren und der Öffentlichkeit zu angemessenen 

kaufmännischen Bedingungen und soweit wie technisch möglich auf Echtzeitbasis zur 

Verfügung stellen zu können. 

Diese Informationen umfassen mindestens die folgenden Angaben: 

a) Kennung des Finanzinstruments; 

b) Kurs, zu dem das Geschäft abgeschlossen wurde; 

c) Volumen des Geschäfts; 

d) Zeitpunkt des Geschäfts; 

e) Zeitpunkt, zu dem das Geschäft gemeldet wurde; 

f) Kurszusatz des Geschäfts; 

g) Code für den Handelsplatz, an dem das Geschäfts ausgeführt wurde, oder, wenn 

das Geschäft über einen systematischen Internalisierer ausgeführt wurde, den Code 

"SI" oder andernfalls den Code "OTC"; 
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h) sofern anwendbar, einen Hinweis darauf, dass die Anlageentscheidung und 

Ausführung des Geschäfts durch die Wertpapierfirma auf einem 

Computeralgorithmus beruhte; 

i) sofern anwendbar, einen Hinweis, dass das Geschäft besonderen Bedingungen 

unterlag; 

j) falls für die Pflicht zur Veröffentlichung der Informationen gemäß Artikel 3 

Absatz 1 eine Ausnahme nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a oder b gewährt wurde, 

eine Kennzeichnung dieser Ausnahme. 

Die Informationen werden 15 Minuten nach ihrer Veröffentlichung durch den CTP 

kostenlos zur Verfügung gestellt. Der CTP ist in der Lage, diese Informationen effizient 

und kohärent in einer Weise zu verbreiten, die einen raschen diskriminierungsfreien 

Zugang zu den betreffenden Informationen in einem Format sicherstellt, das für die 

Marktteilnehmer leicht zugänglich und nutzbar ist. 

(2) Ein CTP verfügt über angemessene Grundsätze und Vorkehrungen, um die gemäß den 

Artikeln 10 und 21 veröffentlichten Informationen erheben, zu einem kontinuierlichen 

elektronischen Datenstrom konsolidieren und der Öffentlichkeit zu angemessenen 

kaufmännischen Bedingungen und soweit wie technisch möglich auf Echtzeitbasis zur 

Verfügung stellen zu können, wozu mindestens folgende Angaben gehören: 

a) Kennung oder kennzeichnende Merkmale des Finanzinstruments; 

b) Kurs, zu dem das Geschäft abgeschlossen wurde; 

c) Volumen des Geschäfts; 

d) Zeitpunkt des Geschäfts; 

e) Zeitpunkt, zu dem das Geschäft gemeldet wurde; 
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f) Kurszusatz des Geschäfts; 

g) Code für den Handelsplatz, an dem das Geschäfts ausgeführt wurde, oder, wenn 

das Geschäft über einen systematischen Internalisierer ausgeführt wurde, den Code 

"SI" oder andernfalls den Code "OTC"; 

h) sofern anwendbar, ein Hinweis, dass das Geschäft besonderen Bedingungen 

unterlag. 

Die Informationen werden 15 Minuten nach ihrer Veröffentlichung durch den CTP 

kostenlos zur Verfügung gestellt. Der CTP ist in der Lage, diese Informationen effizient 

und kohärent in einer Weise zu verbreiten, die einen raschen, diskriminierungsfreien 

Zugang zu den betreffenden Informationen in einem allgemein anerkannten Format 

sicherstellt, das interoperabel und für die Marktteilnehmer leicht zugänglich und nutzbar 

ist. 

(3) Der CTP stellt sicher, dass die bereitgestellten Daten von allen geregelten Märkten, 

MTF, OTF, APA und für die in technischen Regulierungsstandards gemäß Absatz 7 

Buchstabe c festgelegten Finanzinstrumente konsolidiert werden. 

(4) Der CTP trifft wirksame administrative Vorkehrungen, um Interessenkonflikte zu 

verhindern, und behält diese bei. Insbesondere behandelt ein Marktbetreiber oder ein APA, 

der bzw. das auch einen konsolidierten Datenticker anbietet, alle erhobenen Informationen 

auf nichtdiskriminierende Weise und trifft auf Dauer geeignete Vorkehrungen, um 

unterschiedliche Unternehmensfunktionen voneinander zu trennen. 

(5) Der CTP richtet solide Sicherheitsmechanismen ein, die darauf ausgelegt sind, die 

Sicherheit der Informationsübermittlungswege zu gewährleisten und das Risiko der 

Datenkorruption und des unberechtigten Zugriffs zu minimieren. Der CTP verfügt allzeit 

über ausreichende Ressourcen und über Notfallsysteme, um seine Dienste jederzeit 

anbieten und aufrechterhalten zu können. 
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Die ESMA arbeitet Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus, um Datenstandards 

und -formate für die gemäß den Artikeln 6, 10, 20 und 21 zu veröffentlichenden 

Informationen, darunter Finanzinstrumentenkennung, Kurs, Volumen, Zeitpunkt, 

Kurszusatz, Handelsplatzkennung und Hinweise auf besondere Bedingungen, denen das 

Geschäft unterlag, sowie technische Vorkehrungen festzulegen, die eine effiziente und 

kohärente Verbreitung der Informationen ermöglichen und die leichte Zugänglichkeit und 

Nutzbarkeit der Informationen für die Marktteilnehmer im Sinne der Absätze 1 und 2 

gewährleisten, was auch zusätzliche Dienstleistungen einschließt, die der CTP erbringen 

könnte, um die Effizienz des Marktes zu erhöhen. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 1 genannten 

technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 

Nr. 1095/2010 zu erlassen. 

(6) Die Kommission erlässt gemäß Artikel 50 delegierte Rechtsakte, in denen präzisiert 

wird, was im Zusammenhang mit der Zugänglichmachung von Datenströmen im Sinne der 

Absätze 1 und 2 des vorliegenden Artikels unter angemessenen kaufmännischen 

Bedingungen zu verstehen ist. 

(7) Die ESMA erarbeitet Entwürfe technischer Regulierungsstandards, in denen Folgendes 

festgelegt wird: 

a) die Mittel und Wege, mit denen der CTP die in den Absätzen 1 und 2 genannte 

Informationspflicht erfüllen kann; 

b) der Inhalt der gemäß den Absätzen 1 und 2 veröffentlichten Informationen; 

c) die Finanzinstrumente, für die Daten im Datenstrom zur Verfügung zu stellen 

sind, und für Nichteigenkapitalinstrumente die Handelsplätze und APA, die enthalten 

sein müssen; 
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d) andere Mittel und Wege, um sicherzustellen, dass die von verschiedenen CTP 

veröffentlichten Daten kohärent sind, eine umfassende Einordnung und Herstellung 

von Querverweisen zu ähnlichen Daten aus anderen Quellen ermöglichen und auf der 

Ebene der Union aggregiert werden können; 

e) die konkreten organisatorischen Anforderungen nach den Absätzen 4 und 5. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 1 genannten 

technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 

Nr. 1095/2010 zu erlassen." 

Folgender Titel VIa wird eingefügt: 

"TITEL VIa 

Befugnisse und Zuständigkeiten der ESMA 

KAPITEL 1 

ZUSTÄNDIGKEITEN UND VERFAHREN 

Artikel 38a 

Ausübung der Befugnisse durch die ESMA 

Die der ESMA oder Bediensteten der ESMA oder sonstigen von ihr bevollmächtigten 

Personen nach den Artikeln 38b bis 38e übertragenen Befugnisse dürfen nicht genutzt 

werden, um die Offenlegung von Informationen oder Unterlagen zu verlangen, die einem 

Rechtsprivileg unterliegen. 
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Artikel 38b 

Informationsersuchen 

(1) Die ESMA kann durch einfaches Ersuchen oder im Wege eines Beschlusses von 

folgenden Personen die Vorlage sämtlicher Informationen verlangen, die sie für die 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen dieser Verordnung benötigt: 

a) von CTP sowie von Wertpapierfirmen oder Marktbetreibern, die einen 

Handelsplatz betreiben, die Datenbereitstellungsdienstleistungen eines CTP 

erbringen, und von Personen, die diese kontrollieren oder von diesen kontrolliert 

werden; 

b) von den Führungskräften der unter Buchstabe a genannten Personen; 

c) von den Prüfern und Beratern der unter Buchstabe a genannten Personen. 

(2) Jedes einfache Informationsersuchen gemäß Absatz 1 enthält 

a) eine Bezugnahme auf diesen Artikel als Rechtsgrundlage des Ersuchens; 

b) den Zweck des Ersuchens; 

c) nähere Angaben zu den verlangten Informationen; 

d) die Frist für die Vorlage der Informationen; 

e) den Hinweis, dass die Person, die um Informationen ersucht wird, nicht zu deren 

Vorlage verpflichtet ist, dass jedoch eine freiwillige Beantwortung des 

Informationsersuchens nicht falsch oder irreführend sein darf; 

f) den Betrag der Geldbuße, die nach Artikel 38e verhängt werden kann, wenn die 

vorgelegten Informationen falsch oder irreführend sind. 
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(3) Fordert die ESMA Informationen im Wege eines Beschlusses nach Absatz 1 an, so 

enthält ihr Beschluss 

a) eine Bezugnahme auf diesen Artikel als Rechtsgrundlage des Ersuchens; 

b) den Zweck des Ersuchens; 

c) nähere Angaben zu den verlangten Informationen; 

d) die Frist für die Vorlage der Informationen; 

e) die Zwangsgelder, die nach Artikel 38g verhängt werden können, wenn die 

verlangten Informationen unvollständig sind; 

f) die Geldbuße, die nach Artikel 38f verhängt werden kann, wenn die Antworten auf 

die gestellten Fragen falsch oder irreführend sind; 

g) einen Hinweis auf das Recht, nach den Artikeln 60 und 61 der Verordnung (EU) 

Nr. 1095/2010 vor dem Beschwerdeausschuss der ESMA Beschwerde gegen den 

Beschluss einzulegen und den Beschluss durch den Gerichtshof der Europäischen 

Union ("Gerichtshof") überprüfen zu lassen. 

(4) Die in Absatz 1 genannten Personen oder deren Vertreter und bei juristischen Personen 

und nicht rechtsfähigen Vereinen die nach Gesetz oder Satzung zur Vertretung berufenen 

Personen stellen die geforderten Informationen zur Verfügung. Ordnungsgemäß 

bevollmächtigte Rechtsanwälte können die Informationen im Namen ihrer Mandanten 

vorlegen. Letztere bleiben in vollem Umfang dafür verantwortlich, dass die vorgelegten 

Informationen vollständig, sachlich richtig und nicht irreführend sind. 

(5) Die ESMA übermittelt der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem die in 

Absatz 1 genannten und von dem Informationsersuchen betroffenen Personen ansässig 

oder niedergelassen sind, unverzüglich eine Kopie des einfachen Ersuchens oder ihres 

Beschlusses. 
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Artikel 38c 

Allgemeine Untersuchungen 

(1) Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dieser Verordnung kann die ESMA im 

Hinblick auf die in Artikel 38b Absatz 1 genannten Personen erforderliche 

Untersuchungen durchführen. Zu diesem Zweck haben die Bediensteten der ESMA und 

sonstige von ihr bevollmächtigte Personen die Befugnis, 

a) Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und sonstiges für die Erfüllung ihrer Aufgaben 

relevantes Material unabhängig von der Speicherform zu prüfen; 

b) beglaubigte Kopien oder Auszüge dieser Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und 

des sonstigen Materials anzufertigen oder zu verlangen; 

c) jede in Artikel 38b Absatz 1 genannte Person oder ihre Vertreter oder 

Beschäftigten vorzuladen und zur Abgabe schriftlicher oder mündlicher Erklärungen 

zu Sachverhalten oder Unterlagen aufzufordern, die mit Gegenstand und Zweck der 

Prüfung in Zusammenhang stehen, und die Antworten aufzuzeichnen; 

d) jede andere natürliche oder juristische Person zu befragen, die dieser Befragung 

zum Zweck der Einholung von Informationen über den Untersuchungsgegenstand 

zustimmt; 

e) Aufzeichnungen von Telefongesprächen und Datenübermittlungen anzufordern. 

(2) Die Bediensteten der ESMA und sonstige von ihr zu Untersuchungen gemäß Absatz 1 

bevollmächtigte Personen üben ihre Befugnisse unter Vorlage einer schriftlichen 

Vollmacht aus, in der Gegenstand und Zweck der Untersuchung angegeben werden. 

Darüber hinaus wird in der Vollmacht angegeben, welche Zwangsgelder gemäß Artikel 38i 

verhängt werden, wenn die angeforderten Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und das 

sonstige Material oder die Antworten auf die Fragen, die den in Artikel 38b Absatz 1 

genannten Personen gestellt wurden, nicht oder unvollständig bereitgestellt 

beziehungsweise erteilt werden, und welche Geldbußen gemäß Artikel 38h verhängt 

werden, wenn die Antworten auf die Fragen, die den in Artikel 38b Absatz 1 genannten 

Personen gestellt wurden, sachlich falsch oder irreführend sind. 
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(3) Die in Artikel 38b Absatz 1 genannten Personen sind verpflichtet, sich den durch 

Beschluss der ESMA eingeleiteten Untersuchungen zu unterziehen. In dem Beschluss wird 

Folgendes angegeben: Gegenstand und Zweck der Untersuchung, die in Artikel 38i 

vorgesehenen Zwangsgelder, die nach der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 möglichen 

Rechtsbehelfe sowie das Recht, den Beschluss durch den Gerichtshof überprüfen zu lassen. 

(4) Die ESMA unterrichtet die zuständige Behörde des betreffenden Mitgliedstaats, in dem 

die Untersuchung gemäß Absatz 1 erfolgen soll, rechtzeitig über die bevorstehende 

Untersuchung und die Identität der bevollmächtigten Personen. Bedienstete der 

zuständigen Behörde unterstützen auf Antrag der ESMA die bevollmächtigten Personen 

bei der Durchführung ihrer Aufgaben. Die Bediensteten der betreffenden zuständigen 

Behörde können auf Antrag auch an den Untersuchungen teilnehmen. 

(5) Setzt die Anforderung von Aufzeichnungen von Telefongesprächen oder 

Datenübermittlungen gemäß Absatz 1 Buchstabe e nach geltendem nationalem Recht eine 

nationale gerichtliche Genehmigung voraus, so muss diese beantragt werden. Die 

Genehmigung kann auch vorsorglich beantragt werden. 

(6) Geht bei einem nationalen Gericht ein Antrag auf Genehmigung einer Anforderung von 

Aufzeichnungen von Telefongesprächen oder Datenübermittlungen gemäß Absatz 1 

Buchstabe e ein, so prüft das Gericht, 

a) ob der in Absatz 3 genannte Beschluss der ESMA echt ist; 

b) dass die zu ergreifenden Maßnahmen angemessen und nicht willkürlich oder 

unverhältnismäßig sind. 
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Für die Zwecke von Buchstabe b kann das nationale Gericht die ESMA um detaillierte 

Erläuterungen bitten, insbesondere in Bezug auf die Gründe, aus denen die ESMA 

annimmt, dass ein Verstoß gegen diese Verordnung erfolgt ist, sowie in Bezug auf die 

Schwere des mutmaßlichen Verstoßes und die Art der Beteiligung der Person, gegen die 

sich die Zwangsmaßnahmen richten. Das nationale Gericht darf jedoch weder die 

Notwendigkeit der Untersuchung prüfen noch die Übermittlung der in den Akten der 

ESMA enthaltenen Informationen verlangen. Die Rechtmäßigkeit des Beschlusses der 

ESMA unterliegt ausschließlich der Überprüfung durch den Gerichtshof nach dem in der 

Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 vorgesehenen Verfahren. 

Artikel 38d 

Prüfungen vor Ort 

(1) Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dieser Verordnung kann die ESMA alle 

erforderlichen Prüfungen vor Ort in den Geschäftsräumen der in Artikel 38b Absatz 1 

genannten Personen durchführen. 

(2) Die Bediensteten der ESMA und sonstige von ihr zur Durchführung der Prüfungen vor 

Ort bevollmächtigte Personen sind befugt, die Geschäftsräume der Personen, die 

Gegenstand des Beschlusses der ESMA über die Einleitung einer Untersuchung sind, zu 

betreten und verfügen über sämtliche in Artikel 38b Absatz 1 genannten Befugnisse. 

Darüber hinaus sind sie befugt, die Geschäftsräume und Bücher oder Aufzeichnungen für 

die Dauer und in dem Ausmaß zu versiegeln, wie es für die Prüfung erforderlich ist. 

(3) Die ESMA unterrichtet die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem die Prüfung 

erfolgen soll, rechtzeitig über die bevorstehende Prüfung. Wenn die ordnungsgemäße 

Durchführung und die Wirksamkeit der Prüfung dies erfordern, kann die ESMA die 

Prüfung vor Ort ohne vorherige Ankündigung durchführen, sofern sie die betreffende 

zuständige Behörde entsprechend vorab informiert hat. Prüfungen im Sinne dieses Artikels 

werden durchgeführt, sofern die betreffende Behörde bestätigt hat, dass sie sich diesen 

nicht widersetzt. 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=53510&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:5834/19;Nr:5834;Year:19&comp=5834%7C2019%7C
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=53510&code1=VER&code2=&gruppen=Link:1095/2010;Nr:1095;Year:2010&comp=


 

 

5834/19   ak,cf,hal/cat 166 

 ECOMP.1.B. LIMITE DE 
 

 

(4) Die Bediensteten der ESMA und sonstige von ihr zur Durchführung der Prüfungen vor 

Ort bevollmächtigte Personen üben ihre Befugnisse unter Vorlage einer schriftlichen 

Vollmacht aus, in der der Gegenstand und der Zweck der Prüfung genannt werden und 

angegeben wird, welche Zwangsgelder gemäß Artikel 38g verhängt werden, wenn sich die 

betreffenden Personen nicht der Prüfung unterziehen. 

(5) Die in Artikel 38b Absatz 1 genannten Personen sind verpflichtet, sich den durch 

Beschluss der ESMA angeordneten Prüfungen vor Ort zu unterziehen. In dem Beschluss 

wird Folgendes angegeben: Gegenstand, Zweck und Zeitpunkt des Beginns der Prüfung, 

die in Artikel 38i vorgesehenen Zwangsgelder, die nach der Verordnung (EU) 

Nr. 1095/2010 möglichen Rechtsbehelfe sowie das Recht, den Beschluss durch den 

Gerichtshof überprüfen zu lassen. 

(6) Auf Antrag der ESMA unterstützen Bedienstete der zuständigen Behörde des 

Mitgliedstaats, in dem die Prüfung vorgenommen werden soll, sowie von dieser Behörde 

entsprechend ermächtigte oder bestellte Personen die Bediensteten der ESMA und sonstige 

von ihr bevollmächtigte Personen aktiv. Bedienstete der zuständigen Behörde des 

betreffenden Mitgliedstaats können auch an den Prüfungen vor Ort teilnehmen. 

(7) Die ESMA kann die zuständigen Behörden zudem auffordern, bestimmte 

Untersuchungsaufgaben und Prüfungen vor Ort im Sinne dieses Artikels und des 

Artikels 38b Absatz 1 in ihrem Namen durchzuführen. 

(8) Stellen die Bediensteten der ESMA oder andere von ihr bevollmächtigte 

Begleitpersonen fest, dass sich eine Person einer nach Maßgabe dieses Artikels 

angeordneten Prüfung widersetzt, so gewährt die zuständige Behörde des betreffenden 

Mitgliedstaats gegebenenfalls unter Einsatz von Polizeikräften oder einer entsprechenden 

vollziehenden Behörde die erforderliche Unterstützung, damit die Prüfung vor Ort 

durchgeführt werden kann. 

(9) Setzt die Prüfung vor Ort gemäß Absatz 1 oder die Unterstützung gemäß Absatz 7 nach 

nationalem Recht eine gerichtliche Genehmigung voraus, so ist diese zu beantragen. Die 

Genehmigung kann auch vorsorglich beantragt werden. 
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(10) Geht bei einem nationalen Gericht ein Antrag auf Genehmigung einer Prüfung vor Ort 

gemäß Absatz 1 oder einer Unterstützung gemäß Artikel 7 ein, prüft das Gericht, 

a) ob der in Absatz 4 genannte Beschluss der ESMA echt ist; 

b) dass die zu ergreifenden Maßnahmen angemessen und nicht willkürlich oder 

unverhältnismäßig sind. 

Für die Zwecke von Buchstabe b kann das nationale Gericht die ESMA um detaillierte 

Erläuterungen bitten, insbesondere in Bezug auf die Gründe, aus denen die ESMA 

annimmt, dass ein Verstoß gegen diese Verordnung erfolgt ist, sowie in Bezug auf die 

Schwere des mutmaßlichen Verstoßes und die Art der Beteiligung der Person, gegen die 

sich die Zwangsmaßnahmen richten. Das nationale Gericht darf jedoch weder die 

Notwendigkeit der Untersuchung prüfen noch die Übermittlung der in den Akten der 

ESMA enthaltenen Informationen verlangen. Die Rechtmäßigkeit des Beschlusses der 

ESMA unterliegt ausschließlich der Überprüfung durch den Gerichtshof nach dem in der 

Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 vorgesehenen Verfahren. 

Artikel 38e 

Informationsaustausch 

Die ESMA und die zuständigen Behörden übermitteln einander unverzüglich die zur 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben gemäß dieser Verordnung erforderlichen Informationen. 
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Artikel 38f 

Wahrung des Berufsgeheimnisses 

Die ESMA und alle Personen, die bei der ESMA oder bei einer sonstigen Person, an die 

die ESMA Aufgaben delegiert hat, tätig sind oder tätig waren, einschließlich der unter 

Anweisung der ESMA tätigen Prüfer und Sachverständigen, sind zur Wahrung des 

Berufsgeheimnisses gemäß Artikel 76 der Richtlinie 2014/65/EU verpflichtet. 

 

Artikel 38g 

Aufsichtsmaßnahmen der ESMA 

(1) Stellt die ESMA fest, dass eine Person nach Artikel 38a Absatz 1 Buchstabe a gegen 

Titel IVa verstoßen hat, ergreift sie eine oder mehrere der folgenden Maßnahmen: 

a) Sie erlässt einen Beschluss, mit dem die Person aufgefordert wird, den Verstoß zu 

beenden; 

b) sie erlässt einen Beschluss über die Verhängung von Geldbußen gemäß den 

Artikeln 38h und 38i; 

c) sie gibt öffentliche Bekanntmachungen ab. 

(2) Wenn sie die in Absatz 1 genannten Maßnahmen ergreift, berücksichtigt die ESMA die 

Art und die Schwere des Verstoßes anhand folgender Kriterien: 

a) Dauer und Häufigkeit des Verstoßes; 

b) ob Finanzkriminalität verursacht oder erleichtert wurde oder ansonsten mit dem 

Verstoß in Verbindung steht; 
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c) ob der Verstoß vorsätzlich oder fahrlässig begangen wurde; 

d) Grad an Verantwortung der für den Verstoß verantwortlichen Person; 

e) Finanzkraft der für den Verstoß verantwortlichen Person, wie sie sich aus dem 

Gesamtumsatz der verantwortlichen juristischen Person oder den Jahreseinkünften 

und dem Nettovermögen der verantwortlichen natürlichen Person ablesen lässt; 

f) Auswirkungen des Verstoßes auf die Interessen der Anleger; 

g) Höhe der durch den Verstoß von der für den Verstoß verantwortlichen Person 

erzielten Gewinne bzw. vermiedenen Verluste oder Höhe der Dritten entstandenen 

Verluste, soweit diese sich beziffern lassen; 

h) Ausmaß der Zusammenarbeit der für den Verstoß verantwortlichen Person mit der 

ESMA, unbeschadet des Erfordernisses, die erzielten Gewinne oder vermiedenen 

Verluste dieser Person einzuziehen; 

i) frühere Verstöße der für den Verstoß verantwortlichen Person; 

j) Maßnahmen, die die für den Verstoß verantwortliche Person nach dem Verstoß 

ergriffen hat, um eine Wiederholung zu verhindern. 

(3) Die ESMA teilt der für den Verstoß verantwortlichen Person unverzüglich jede gemäß 

Absatz 1 ergriffene Maßnahme mit und setzt die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 

und die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. Sie veröffentlicht jeden derartigen 

Beschluss innerhalb von zehn Arbeitstagen ab dem Datum seiner Annahme auf ihrer 

Website. 
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Die in Unterabsatz 1 genannte Veröffentlichung umfasst: 

a) eine Erklärung darüber, dass die für den Verstoß verantwortliche Person das 

Recht hat, Beschwerde gegen den Beschluss einzulegen; 

b) gegebenenfalls eine Erklärung darüber, dass Beschwerde eingelegt wurde, mit 

dem Hinweis darauf, dass eine Beschwerde keine aufschiebende Wirkung hat; 

c) eine Erklärung darüber, dass der Beschwerdeausschuss der ESMA die 

Möglichkeit hat, die Anwendung des angefochtenen Beschlusses nach Artikel 60 

Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 auszusetzen. 

 

KAPITEL 2 

VERWALTUNGSSANKTIONEN UND ANDERE MASSNAHMEN 

Artikel 38h 

Geldbußen 

(1) Stellt die ESMA im Einklang mit Artikel 38k Absatz 5 fest, dass eine Person 

vorsätzlich oder fahrlässig gegen Titel IVa verstoßen hat, so fasst sie im Einklang mit 

Absatz 2 des vorliegenden Artikels einen Beschluss über die Verhängung einer Geldbuße. 

Ein Verstoß gilt als vorsätzlich begangen, wenn die ESMA objektive Anhaltspunkte zum 

Nachweis dessen ermittelt hat, dass eine Person den Verstoß absichtlich begangen hat. 
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(2) Die für Verstöße nach Absatz 1 zu verhängende Geldbuße beträgt höchstens 

200 000 EUR bzw. entspricht, in den Mitgliedstaaten, deren amtliche Währung nicht der 

Euro ist, dem entsprechenden Betrag in der Landeswährung. . 

(3) Bei der Festsetzung der Höhe einer Geldbuße gemäß Absatz 1 berücksichtigt die 

ESMA die in Artikel 48g Absatz 2 festgelegten Kriterien. 

Artikel 38i 

Zwangsgelder 

(1) Die ESMA verhängt per Beschluss Zwangsgelder, um 

a) eine Person im Einklang mit einem Beschluss gemäß Artikel 38b Absatz 1 

Buchstabe a zur Beendigung eines Verstoßes zu verpflichten; 

b) eine in Artikel 38b Absatz 1 genannte Person dazu zu zwingen, 

eine Information, die per Beschluss nach Artikel 38b angefordert wurde, 

vollständig zu erteilen; 

sich einer Untersuchung zu unterziehen und insbesondere vollständige 

Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und sonstiges angefordertes Material 

vorzulegen sowie sonstige im Rahmen einer per Beschluss nach Artikel 38c 

angeordneten Untersuchung vorzulegende Informationen zu vervollständigen 

oder zu berichtigen; 

sich einer per Beschluss nach Artikel 38d angeordneten Prüfung vor Ort zu 

unterziehen. 
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(2) Ein Zwangsgeld muss wirksam und verhältnismäßig sein. Die Zahlung des 

Zwangsgelds wird für jeden Tag des Verzugs angeordnet. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 beträgt das Zwangsgeld 3 % des durchschnittlichen 

Tagesumsatzes im vorangegangenen Geschäftsjahr bzw. bei natürlichen Personen 2 % des 

durchschnittlichen Tageseinkommens im vorausgegangenen Kalenderjahr. Es wird ab dem 

im Beschluss über die Verhängung des Zwangsgelds festgelegten Termin berechnet. 

(4) Ein Zwangsgeld kann für einen Zeitraum von höchstens sechs Monaten ab der 

Bekanntgabe des Beschlusses der ESMA verhängt werden. Nach Ende dieses Zeitraums 

überprüft die ESMA diese Maßnahme. 

Artikel 38j 

Offenlegung, Art, Vollstreckung und Zuweisung der Geldbußen und Zwangsgelder 

(1) Die ESMA veröffentlicht sämtliche gemäß den Artikeln 38h und 38i verhängten 

Geldbußen und Zwangsgelder, sofern dies die Stabilität der Finanzmärkte nicht ernsthaft 

gefährdet und den Beteiligten daraus kein unverhältnismäßiger Schaden erwächst. Die 

Veröffentlichung darf keine personenbezogenen Daten im Sinne der Verordnung (EG) 

Nr. 45/2001 enthalten. 

(2) Gemäß den Artikeln 38h und 38i verhängte Geldbußen und Zwangsgelder sind 

administrativer Art. 

(3) Beschließt die ESMA, keine Geldbußen oder Zwangsgelder zu verhängen, so 

informiert sie das Europäische Parlament, den Rat, die Kommission und die zuständigen 

Behörden des betreffenden Mitgliedstaats entsprechend und legt die Gründe für ihren 

Beschluss dar. 
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(4) Gemäß den Artikeln 38h und 38i verhängte Geldbußen und Zwangsgelder sind 

vollstreckbar. 

(5) Die Vollstreckung erfolgt nach den Vorschriften des Zivilprozessrechts des Staates, in 

dessen Hoheitsgebiet sie stattfindet. 

(6) Die Geldbußen und Zwangsgelder werden dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen 

Union zugewiesen. 

Artikel 38k 

Verfahrensvorschriften für Aufsichtsmaßnahmen und die Verhängung von Geldbußen 

(1) Stellt die ESMA bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dieser Verordnung fest, 

dass es ernsthafte Anhaltspunkte für das Vorliegen von Tatsachen gibt, die einen oder 

mehrere Verstöße gegen Titel IVa darstellen können, benennt sie aus dem Kreis ihrer 

Bediensteten einen unabhängigen Untersuchungsbeauftragten zur Untersuchung des 

Sachverhalts. Der benannte Beauftragte darf nicht direkt oder indirekt in die 

Beaufsichtigung oder das Zulassungsverfahren des betreffenden Bereitstellers 

konsolidierter Datenticker einbezogen sein oder gewesen sein und nimmt seine Aufgaben 

unabhängig von der ESMA wahr. 

(2) Der in Absatz 1 genannte Untersuchungsbeauftragte untersucht die mutmaßlichen 

Verstöße, wobei er alle Bemerkungen der Personen, die Gegenstand der Untersuchungen 

sind, berücksichtigt, und legt der ESMA eine vollständige Verfahrensakte mit seinen 

Feststellungen vor. 
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(3) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann der Untersuchungsbeauftragte von der Befugnis 

Gebrauch machen, nach Artikel 38b Informationen anzufordern und nach den Artikeln 38c 

und 38d Untersuchungen und Prüfungen vor Ort durchzuführen. 

(4) Bei der Erfüllung seiner Aufgaben hat der Untersuchungsbeauftragte Zugang zu allen 

Unterlagen und Informationen, die die ESMA bei ihren Aufsichtstätigkeiten 

zusammengetragen hat. 

(5) Beim Abschluss seiner Untersuchung gibt der Untersuchungsbeauftragte den Personen, 

die Gegenstand der Untersuchung sind, Gelegenheit, zu den untersuchten Fragen angehört 

zu werden, bevor er der ESMA die Verfahrensakte mit seinen Feststellungen vorlegt. Der 

Untersuchungsbeauftragte stützt seine Feststellungen nur auf Tatsachen, zu denen die 

betreffenden Personen Stellung nehmen konnten. 

(6) Während der Untersuchungen nach diesem Artikel sind die Verteidigungsrechte der 

betreffenden Personen in vollem Umfang zu wahren. 

(7) Wenn der Untersuchungsbeauftragte der ESMA die Verfahrensakte mit seinen 

Feststellungen vorlegt, setzt er die Personen, die Gegenstand der Untersuchungen sind, 

davon in Kenntnis. Vorbehaltlich des berechtigten Interesses anderer Personen an der 

Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse haben die Personen, die Gegenstand der 

Untersuchungen sind, das Recht auf Einsicht in die Verfahrensakte. Vom Recht auf 

Einsicht in die Verfahrensakte ausgenommen sind vertrauliche Informationen, die Dritte 

betreffen. 

(8) Anhand der Verfahrensakte mit den Feststellungen des Untersuchungsbeauftragten und 

– wenn die Personen, die Gegenstand der Untersuchungen sind, darum ersuchen – nach der 

gemäß Artikel 38l erfolgten Anhörung dieser Personen entscheidet die ESMA darüber, ob 

die Personen, die Gegenstand der Untersuchungen sind, einen oder mehrere Verstöße 

gegen Titel IVa begangen haben; ist dies der Fall, ergreift sie eine Maßnahme nach 

Artikel 38m. 

(9) Der Untersuchungsbeauftragte nimmt nicht an den Beratungen der ESMA teil und 

greift auch nicht in anderer Weise in den Beschlussfassungsprozess der ESMA ein. 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=53510&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:5834/19;Nr:5834;Year:19&comp=5834%7C2019%7C


 

 

5834/19   ak,cf,hal/cat 175 

 ECOMP.1.B. LIMITE DE 
 

 

(10) Die Kommission erlässt spätestens am [PO: Please insert date 24 months after the date 

of entry into force] delegierte Rechtsakte nach Artikel 50 mit Verfahrensvorschriften für 

die Ausübung der Befugnis zur Verhängung von Geldbußen oder Zwangsgeldern, 

einschließlich Bestimmungen zu den Verteidigungsrechten, zu Zeitpunkten und Fristen, 

zur Einziehung der Geldbußen und Zwangsgelder und zur Verjährung bezüglich der 

Verhängung und Vollstreckung von Buß- und Zwangsgeldzahlungen. 

(11) Stellt die ESMA bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dieser Verordnung 

ernsthafte Anhaltspunkte für das Vorliegen von Tatsachen fest, die Straftaten darstellen 

könnten, verweist sie diese Sachverhalte zur strafrechtlichen Verfolgung an die 

zuständigen nationalen Behörden. Ferner sieht die ESMA davon ab, Geldbußen oder 

Zwangsgelder zu verhängen, wenn ein früherer Freispruch oder eine frühere Verurteilung 

aufgrund identischer oder im Wesentlichen gleichartiger Tatsachen als Ergebnis eines 

Strafverfahrens nach nationalem Recht bereits Rechtskraft erlangt hat. 

Artikel 38l 

Anhörung der betreffenden Personen 

(1) Vor einem Beschluss gemäß den Artikeln 38g, 38h und 38i gibt die ESMA den 

Personen, die Gegenstand des Verfahrens sind, Gelegenheit, zu ihren Feststellungen 

angehört zu werden. Die ESMA stützt ihre Beschlüsse nur auf Feststellungen, zu denen 

sich die Personen, die Gegenstand des Verfahrens sind, äußern konnten. 

Unterabsatz 1 gilt nicht, wenn dringende Maßnahmen ergriffen werden müssen, um 

ernsthaften und unmittelbar bevorstehenden Schaden vom Finanzsystem abzuwenden. In 

einem solchen Fall kann die ESMA einen Interimsbeschluss fassen und muss den 

betreffenden Personen die Gelegenheit geben, so bald wie möglich nach Erlass ihres 

Beschlusses gehört zu werden. 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=53510&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:5834/19;Nr:5834;Year:19&comp=5834%7C2019%7C


 

 

5834/19   ak,cf,hal/cat 176 

 ECOMP.1.B. LIMITE DE 
 

 

(2) Die Verteidigungsrechte der Personen, die Gegenstand der Untersuchungen sind, 

müssen während des Verfahrens in vollem Umfang gewahrt werden. Sie haben 

vorbehaltlich des berechtigten Interesses anderer Personen an der Wahrung ihrer 

Geschäftsgeheimnisse Recht auf Einsicht in die Akten der ESMA. Von der Akteneinsicht 

ausgenommen sind vertrauliche Informationen sowie interne vorbereitende Unterlagen der 

ESMA. 

Artikel 38m 

Überprüfung durch den Gerichtshof 

Der Gerichtshof besitzt die unbeschränkte Befugnis zur Überprüfung von Beschlüssen, mit 

denen die ESMA eine Geldbuße oder ein Zwangsgeld festgesetzt hat. Er kann die 

verhängten Geldbußen oder Zwangsgelder aufheben, herabsetzen oder erhöhen. 

Artikel 38n 

Zulassungs- und Aufsichtsgebühren 

(1) Die ESMA stellt den Bereitstellern konsolidierter Datenticker gemäß dieser 

Verordnung und gemäß den nach Absatz 3 erlassenen delegierten Rechtsakten Gebühren in 

Rechnung. Diese Gebühren decken die Aufwendungen der ESMA im Zusammenhang mit 

der Zulassung und Beaufsichtigung von Bereitstellern konsolidierter Datenticker sowie die 

Erstattung der Kosten, die den zuständigen Behörden bei der Durchführung von Arbeiten 

nach dieser Verordnung insbesondere für nach Artikel 38o übertragene Aufgaben 

entstehen können, voll ab. 

(2) Die Höhe einer einzelnen, von einem Bereitsteller konsolidierter Datenticker zu 

entrichtenden Gebühr deckt alle Verwaltungskosten der ESMA ab, die ihr im 

Zusammenhang mit ihren Tätigkeiten entstehen. Sie steht in einem angemessenen 

Verhältnis zum Umsatz des CTP. 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=53510&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:5834/19;Nr:5834;Year:19&comp=5834%7C2019%7C


 

 

5834/19   ak,cf,hal/cat 177 

 ECOMP.1.B. LIMITE DE 
 

 

(3) Die Kommission erlässt spätestens am [PO: Please insert date 24 months after entry 

into force] einen delegierten Rechtsakt nach Artikel 50, in dem die Art der Gebühren, die 

Tatbestände, für die Gebühren zu entrichten sind, die Höhe der Gebühren und die Art und 

Weise, wie sie zu zahlen sind, genauer festgelegt werden. 

 

Artikel 38o 

Übertragung von Aufgaben durch die ESMA an die zuständigen Behörden 

(1) Soweit es für die ordnungsgemäße Erfüllung einer Aufsichtsaufgabe erforderlich ist, 

kann die ESMA spezifische Aufsichtsaufgaben gemäß den von ihr nach Artikel 16 der 

Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 herausgegebenen Leitlinien an die zuständige Behörde 

eines Mitgliedstaats übertragen. Zu diesen spezifischen Aufsichtsaufgaben können 

insbesondere die Befugnis zum Stellen von Informationsersuchen gemäß Artikel 38b und 

die Befugnis zur Durchführung von Untersuchungen und Prüfungen vor Ort gemäß den 

Artikeln 38c und 38d zählen. 

(2) Bevor die ESMA Aufgaben überträgt, konsultiert sie die jeweils zuständige Behörde in 

Bezug auf: 

a) den Umfang der zu übertragenden Aufgabe; 

b) den Zeitplan für die Ausführung der Aufgabe; und 

c) die Übermittlung erforderlicher Informationen durch und an die ESMA. 

(3) Gemäß der von der Kommission nach Artikel 38n Absatz 3 angenommenen 

Gebührenverordnung erstattet die ESMA einer zuständigen Behörde die Kosten, die dieser 

bei der Durchführung übertragener Aufgaben entstanden sind. 

(4) Die ESMA überprüft den Beschluss nach Absatz 1 in angemessenen Zeitabständen. 

Eine Aufgabenübertragung kann jederzeit widerrufen werden. 
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 (5) Eine Übertragung von Aufgaben berührt nicht die Zuständigkeit der ESMA und 

schränkt die Möglichkeit der ESMA, die übertragene Tätigkeit durchzuführen und zu 

überwachen, nicht ein." Artikel 50 erhält folgende Fassung: 

Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 1 Absatz 9, Artikel 2 

Absatz 2, Artikel 13 Absatz 2, Artikel 15 Absatz 5, Artikel 17 Absatz 3, Artikel 19 

Absätze 2 und 3, Artikel 27c, Artikel 31 Absatz 4, Artikel 40 Absatz 8, Artikel 41 

Absatz 8, Artikel 42 Absatz 7, Artikel 45 Absatz 10 und Artikel 52 Absätze 10 und 12 

wird der Kommission auf unbestimmte Zeit ab dem [PO: Please insert date of entry into 

force] übertragen." 

Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 1 Absatz 9, Artikel 2 Absatz 2, Artikel 13 

Absatz 2, Artikel 15 Absatz 5, Artikel 17 Absatz 3, Artikel 19 Absätze 2 und 3, 

Artikel 27c, Artikel 31 Absatz 4, Artikel 40 Absatz 8, Artikel 41 Absatz 8, Artikel 42 

Absatz 7, Artikel 45 Absatz 10 und Artikel 52 Absätze 10 und 12 kann vom Europäischen 

Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden." 

Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 1 Absatz 9, Artikel 2 Absatz 2, Artikel 13 

Absatz 2, Artikel 15 Absatz 5, Artikel 17 Absatz 3, Artikel 19 Absätze 2 und 3, 

Artikel 27c, Artikel 31 Absatz 4, Artikel 40 Absatz 8, Artikel 41 Absatz 8, Artikel 42 

Absatz 7, Artikel 45 Absatz 10 und Artikel 52 Absätze 10 oder 12 erlassen wurde, tritt nur 

in Kraft, wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von 

drei Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den 

Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist sowohl das Europäische 

Parlament als auch der Rat der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände 

erheben werden." 
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In Artikel 52 werden die folgenden Absätze 13 und 14 angefügt: 

"(13) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat nach Anhörung 

der ESMA Berichte über die Funktionsweise der im Einklang mit Titel IVa eingerichteten 

konsolidierten Datenticker vor. Der Bericht zu Artikel 27g Absatz 1 wird spätestens am 

3. September 2019 vorgelegt. Der Bericht zu Artikel 27g Absatz 2 wird spätestens am 

3. September 2021 vorgelegt. 

In den in Unterabsatz 1 genannten Berichten wird die Funktionsweise der konsolidierten 

Datenticker anhand folgender Kriterien beurteilt: 

a) Verfügbarkeit und Aktualität nachbörslicher Informationen in einem 

konsolidierten Format, das sämtliche Geschäfte erfasst, unabhängig davon, ob sie an 

einem Handelsplatz abgeschlossen werden oder nicht; 

b) Verfügbarkeit und Aktualität vollständiger und partieller nachbörslicher 

Informationen von hoher Qualität in Formaten, die für die Marktteilnehmer leicht 

zugänglich und nutzbar sind und zu angemessenen kaufmännischen Bedingungen 

angeboten werden. 

Kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die CTP Informationen auf eine Weise 

bereitgestellt haben, die den in Unterabsatz 2 genannten Kriterien nicht genügt, so fügt sie 

ihrem Bericht ein Ersuchen an die ESMA bei, ein Verhandlungsverfahren einzuleiten, in 

dessen Rahmen eine gewerbliche Stelle im Wege eines von der ESMA durchzuführenden 

öffentlichen Vergabeverfahrens als Betreiberin eines konsolidierten Datentickers benannt 

wird. Nach Eingang des Ersuchens der Kommission leitet die ESMA das Verfahren unter 

den im Ersuchen festgelegten Bedingungen und im Einklang mit der Verordnung (EU, 

Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates(**) ein. 
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(14) Wird ein Verfahren nach Absatz 13 eingeleitet, so erlässt die Kommission gemäß 

Artikel 50 delegierte Rechtsakte, in denen 

a) die Laufzeit des Vertrags mit der gewerblichen Stelle, die einen konsolidierten 

Datenticker betreibt, sowie das Verfahren und die Bedingungen für die Verlängerung 

des Vertrags und die Einleitung eines neuen öffentlichen Vergabeverfahrens 

festgelegt werden; 

b) vorgeschrieben wird, dass die gewerbliche Stelle, die einen konsolidierten 

Datenticker betreibt, diese Tätigkeit ausschließlich ausübt und dass keine andere 

Stelle nach Artikel 27a als CTP zugelassen wird; 

c) die ESMA ermächtigt wird, sicherzustellen, dass die im Wege eines öffentlichen 

Vergabeverfahrens benannte gewerbliche Stelle, die einen konsolidierten Datenticker 

betreibt, die Ausschreibungsbedingungen einhält; 

d) sichergestellt wird, dass die nachbörslichen Informationen der gewerblichen 

Stelle, die einen konsolidierten Datenticker betreibt, von hoher Qualität sind und in 

Formaten, die für die Marktteilnehmer leicht zugänglich und nutzbar sind, sowie in 

einem konsolidierten Format, das den gesamten Markt erfasst, bereitgestellt werden; 

e) sichergestellt wird, dass die nachbörslichen Informationen zu angemessenen 

kaufmännischen Bedingungen auf konsolidierter und nichtkonsolidierter Grundlage 

bereitgestellt werden und den Bedürfnissen der Nutzer in der gesamten Union 

gerecht werden; 

f) sichergestellt wird, dass Handelsplätze und APA der im Wege eines öffentlichen, 

von der ESMA durchgeführten Vergabeverfahrens benannten gewerblichen Stelle, 

die einen konsolidierten Datenticker betreibt, ihre Handelsdaten zu vertretbaren 

Kosten zur Verfügung stellen; 

g) Vorkehrungen für den Fall getroffen werden, dass die im Wege eines öffentlichen 

Vergabeverfahrens benannte gewerbliche Stelle, die einen konsolidierten Datenticker 

betreibt, die Ausschreibungsbedingungen nicht einhält; 
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h) Vorkehrungen getroffen werden, wonach die nach Artikel 27a zugelassenen CTP 

für den Fall, dass die Befugnisse gemäß Buchstabe b dieses Absatzes nicht 

wahrgenommen werden oder keine Stelle im Wege eines öffentlichen 

Vergabeverfahrens benannt wird, weiterhin einen konsolidierten Datenticker 

betreiben dürfen, bis ein neues öffentliches Vergabeverfahren abgeschlossen und 

eine gewerbliche Stelle als Betreiberin eines konsolidierten Datentickers benannt 

wird. 

* Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 

über den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte 

von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 

78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 19). 

** Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union 

und zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABl. L 298 

vom 26.10.2012, S. 1)." 

Folgende Artikel 54a und 54b werden eingefügt: 

 

"Artikel 54a 

Übergangsmaßnahmen in Bezug auf die ESMA 

(1) Sämtliche den zuständigen Behörden im Zusammenhang mit Aufsichts- und 

Vollstreckungstätigkeiten nach Artikel 67 der Richtlinie 2014/65/EU in Bezug auf 

Bereitsteller konsolidierter Datenticker übertragenen Befugnisse und Aufgaben enden am 

[PO: Please insert date 36 months after entry into force]. Die ESMA übernimmt diese 

Befugnisse und Aufgaben am selben Tag. 
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(2) Alle Unterlagen und Arbeitsdokumente im Zusammenhang mit Aufsichts- und 

Vollstreckungstätigkeiten in Bezug auf Bereitsteller konsolidierter Datenticker, 

einschließlich sämtlicher eventuell laufender Prüfungen und Vollstreckungsmaßnahmen, 

sowie die beglaubigten Kopien dieser Unterlagen und Arbeitsdokumente werden an dem in 

Absatz 1 genannten Tag von der ESMA übernommen. 

Abweichend davon werden Zulassungsanträge, die bei den zuständigen Behörden vor dem 

[PO: Please insert date 30 months after entry into force] eingegangen sind, nicht der 

ESMA übergeben, sondern der Beschluss über die Zulassung oder die Ablehnung der 

Zulassung wird von der betreffenden Behörde erlassen. 

(3) Die in Absatz 1 genannten zuständigen Behörden sorgen dafür, dass sämtliche 

eventuell vorhandenen Aufzeichnungen und Arbeitspapiere sowie die beglaubigten Kopien 

dieser Aufzeichnungen und Arbeitspapiere sobald wie möglich und spätestens am 

[PO: Please insert date 36 months after entry into force] an die ESMA übergeben werden. 

Diese zuständigen Behörden leisten der ESMA ferner jede Unterstützung und Beratung, 

die erforderlich ist, um eine wirksame und effiziente Übergabe und Aufnahme der 

Aufsichts- und Vollstreckungstätigkeiten in Bezug auf Datenbereitstellungsdienstleister zu 

gewährleisten. 

(4) Die ESMA ist der rechtmäßige Nachfolger der in Absatz 1 genannten zuständigen 

Behörden in Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren, die aus den Aufsichts- oder 

Rechtsdurchsetzungstätigkeiten dieser zuständigen Behörden in den unter diese 

Verordnung fallenden Fragen herrühren. 

(5) Sämtliche von einer in Absatz 1 genannten zuständigen Behörde erteilten Zulassungen 

von Bereitstellern konsolidierter Datenticker behalten nach der Befugnisübertragung auf 

die ESMA ihre Gültigkeit. 
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Artikel 54b 

Beziehungen zu Wirtschaftsprüfern 

(1) Jede im Rahmen der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates(*) zugelassene Person, die bei einem Datenbereitstellungsdienstleister die in 

Artikel 34 der Richtlinie 2013/34/EU bzw. in Artikel 73 der Richtlinie 2009/65/EG 

beschriebenen Aufgaben oder andere gesetzlich vorgeschriebene Aufgaben erfüllt, ist 

verpflichtet, der ESMA unverzüglich jeden dieses Unternehmen betreffenden Sachverhalt 

oder Beschluss zu melden, von dem sie bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben Kenntnis 

erlangt hat und der 

a) einen erheblichen Verstoß gegen die Rechts- oder Verwaltungsvorschriften, die 

die Zulassungsvoraussetzungen enthalten oder die Ausübung der Tätigkeit von 

Datenbereitstellungsdienstleistern regeln, darstellen könnte; 

b) den Fortbestand des Datenbereitstellungsdienstleisters infrage stellen könnte; 

c) dazu führen könnte, dass der Prüfungsvermerk verweigert oder unter einen 

Vorbehalt gestellt wird. 

Diese Person ist ferner zur Meldung jedes Sachverhalts oder Beschlusses verpflichtet, von 

dem sie in Ausübung einer der Tätigkeiten gemäß Unterabsatz 1 in einem Unternehmen 

Kenntnis erlangt, das in enger Verbindung zu dem Bereitsteller konsolidierter Datenticker 

steht, bei dem sie diese Tätigkeit ausübt. 

(2)  Meldet eine im Rahmen der Richtlinie 2006/43/EG zugelassene Person den 

zuständigen Behörden nach Treu und Glauben einen der in Absatz 1 genannten 

Sachverhalte oder Beschlüsse, so stellt dies keinen Verstoß gegen eine etwaige vertragliche 

oder rechtliche Beschränkung der Informationsweitergabe dar und zieht für diese Person 

keinerlei Haftung nach sich. 
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* Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 

über Abschlussprüfungen von Jahresabschlüssen und konsolidierten Abschlüssen, zur 

Änderung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates und zur Aufhebung 

der Richtlinie 84/253/EWG des Rates (ABl. L 157 vom 9.6.2006, S. 87)." 

Artikel 8 

Änderungen der Verordnung (EU) 2016/1011 über Indizes, die bei Finanzinstrumenten und 

Finanzkontrakten als Referenzwert oder zur Messung der Wertentwicklung eines Investmentfonds 

verwendet werden 

Die Verordnung (EU) Nr. 2016/1011 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 21 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Nach Vornahme der Einschätzung gemäß Absatz 2 Buchstabe b ist die zuständige 

Behörde befugt, den Administrator dazu zu verpflichten, die Veröffentlichung des 

Referenzwerts fortzusetzen, bis 

a) die Bereitstellung des Referenzwerts auf einen neuen Administrator übertragen 

worden ist, 

b) die Bereitstellung des Referenzwerts auf geordnete Weise eingestellt werden kann 

oder 

c) der Referenzwert kein kritischer Referenzwert mehr ist. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 beträgt der Zeitraum, für den die zuständige Behörde 

den Administrator dazu verpflichten kann, den Referenzwert weiterhin zu veröffentlichen, 

höchstens 12 Monate. 
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Bis zum Ende dieses Zeitraums überprüft die zuständige Behörde ihren Beschluss, den 

Administrator dazu zu verpflichten, den Referenzwert weiterhin zu veröffentlichen, und 

kann, falls es notwendig ist, den Zeitraum um einen angemessenen Zeitraum von höchstens 

12 weiteren Monaten verlängern. Die Pflicht zur Verwaltung darf insgesamt nicht länger 

als 5 Jahre bestehen." 

Artikel 23 Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung: 

 

"(3) Beabsichtigt ein beaufsichtigter Kontributor zu einem kritischen Referenzwert, 

das Beitragen von Eingabedaten einzustellen, so benachrichtigt er umgehend schriftlich 

den Administrator. Der Administrator benachrichtigt daraufhin unverzüglich seine 

zuständige Behörde. 

Die zuständige Behörde des Administrators des kritischen Referenzwerts unterrichtet, 

sofern es sich nicht um die Aufsichtsbehörde des beaufsichtigten Kontributors handelt, 

unverzüglich die für den beaufsichtigten Kontributor zuständige Behörde und 

gegebenenfalls die ESMA. Der Administrator unterbreitet seiner zuständigen Behörde so 

bald wie möglich, spätestens jedoch 14 Tage nach der Benachrichtigung des 

beaufsichtigten Kontributors eine Einschätzung der Folgen für die Eignung des kritischen 

Referenzwerts zur Messung des zugrunde liegenden Marktes bzw. der zugrunde liegenden 

wirtschaftlichen Realität. 

(4) Nach Eingang der in den Absätzen 2 und 3 genannten Einschätzung unterrichtet die 

zuständige Behörde des Administrators gegebenenfalls unverzüglich die ESMA oder das 

nach Artikel 46 eingerichtete Kollegium und nimmt auf der Grundlage dieser Einschätzung 

eine eigene Einschätzung der Eignung des Referenzwerts zur Messung des zugrunde 

liegenden Marktes bzw. der zugrunde liegenden wirtschaftlichen Realität vor, wobei das 

von dem Administrator nach Artikel 28 Absatz 1 zu befolgende Verfahren für die 

Einstellung eines Referenzwerts zu berücksichtigen ist." 

Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
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"(6) Ist die zuständige Behörde nach dem in Absatz 5 genannten Zeitraum auf der 

Grundlage ihrer eigenen Einschätzung gemäß Absatz 4 der Ansicht, dass die 

Repräsentativität eines kritischen Referenzwerts gefährdet ist, so ist sie befugt, 

a) von den gemäß Absatz 7 dieses Artikels ausgewählten beaufsichtigten 

Unternehmen, einschließlich derjenigen, die noch nicht als Kontributor zu dem 

jeweiligen kritischen Referenzwert beitragen, zu verlangen, dass sie in Einklang mit 

der Methodik des Administrators, dem Verhaltenskodex nach Artikel 15 und anderen 

Regeln Eingabedaten für den Administrator beitragen. Eine solche Anforderung 

besteht während eines angemessenen Zeitraums, der 12 Monate ab dem Zeitpunkt, 

zu dem die ursprüngliche Entscheidung über eine Beitragspflicht nach Absatz 5 

getroffen wurde, bzw. für diejenigen Unternehmen, bei denen es sich noch nicht um 

Kontributoren handelt, ab dem Zeitpunkt, zu dem die Entscheidung über eine 

Beitragspflicht getroffen wird, nicht überschreiten darf; 

b) nach einer Überprüfung der nach Buchstabe a erlassenen Maßnahmen gemäß 

Absatz 9 den Zeitraum für die Erbringung von Pflichtbeiträgen um einen 

angemessenen Zeitraum zu verlängern, jedoch um nicht mehr als 12 Monate; 

c) festzulegen, in welcher Form und bis zu welchem Zeitpunkt die Eingabedaten 

beizutragen sind, ohne dass damit den beaufsichtigten Unternehmen eine 

Verpflichtung zum Handel oder zur Zusage zum Handel auferlegt wird; 

d) den Administrator zu verpflichten, die Methodik, den in Artikel 15 genannten 

Verhaltenskodex oder andere Regeln des kritischen Referenzwerts zu ändern. 

Die Beitragspflicht gemäß Unterabsatz 1 Buchstaben a und b darf insgesamt nicht länger als 

5 Jahre bestehen." 

Absatz 10 wird wie folgt geändert: 
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"Falls die Bereitstellung eines kritischen Referenzwerts eingestellt wird, trägt jeder 

beaufsichtigte Kontributor zu diesem Referenzwert während eines Zeitraums, der von der 

zuständigen Behörde bestimmt wird, aber den in Absatz 6 Unterabsatz 2 festgesetzten 

Zeitraum von höchstens 5 Jahren nicht übersteigt, weiterhin Eingabedaten bei." 

 

In Artikel 34 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

"(1a) Erfüllen ein oder mehrere der von der in Absatz 1 genannten Person bereitgestellten 

Indizes die Bedingungen für eine Einstufung als kritischer Referenzwert im Sinne des 

Artikels 20 Absatz 1 Buchstaben a und c, so ist der Antrag bei der ESMA zu stellen." 

Artikel 40 erhält folgende Fassung: 

"(1) Für die Zwecke dieser Verordnung ist die ESMA die zuständige Behörde für: 

Administratoren von kritischen Referenzwerten im Sinne des Artikels 20 Absatz 1 

Buchstaben a und c; 

(2) Jeder Mitgliedstaat benennt die jeweilige, für die Erfüllung der Pflichten nach dieser 

Verordnung verantwortliche zuständige Behörde und teilt diese der Kommission und der 

ESMA mit. 

(3) Benennt ein Mitgliedstaat mehr als eine zuständige Behörde gemäß Absatz 2, so legt er 

die jeweiligen Aufgaben dieser zuständigen Behörden klar fest und benennt eine einzige 

Behörde, die für die Koordinierung der Zusammenarbeit und den Informationsaustausch 

mit der Kommission, der ESMA und den zuständigen Behörden der anderen 

Mitgliedstaaten verantwortlich ist. 

(4) Die ESMA veröffentlicht auf ihrer Website ein Verzeichnis der gemäß den Absätzen 1 

bis 3 benannten zuständigen Behörden." 

In Titel VI wird folgendes Kapitel 4 eingefügt: 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=53510&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:5834/19;Nr:5834;Year:19&comp=5834%7C2019%7C


 

 

5834/19   ak,cf,hal/cat 188 

 ECOMP.1.B. LIMITE DE 
 

 

"KAPITEL 4 

Befugnisse und Zuständigkeiten der ESMA 

Abschnitt 1 

Zuständigkeiten und Verfahren 

Artikel 48a 

Ausübung der Befugnisse durch die ESMA 

Die der ESMA, Bediensteten der ESMA oder sonstigen von ihr bevollmächtigten Personen 

nach den Artikeln 48b bis 48d übertragenen Befugnisse dürfen nicht genutzt werden, um 

die Offenlegung von Informationen oder Unterlagen zu verlangen, die einem 

Rechtsprivileg unterliegen. 

 

Artikel 48b 

Informationsersuchen 

(1) Die ESMA kann durch einfaches Ersuchen oder im Wege eines Beschlusses von 

folgenden Personen die Vorlage sämtlicher Informationen verlangen, die sie für die 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen dieser Verordnung benötigt: 

a) Personen, die an der Bereitstellung der in Artikel 20 Absatz 1 Buchstaben a und c 

genannten Referenzwerte beteiligt sind; 

c) Dritte, an die die unter Buchstabe a genannten Personen gemäß Artikel 10 

Aufgaben oder Tätigkeiten ausgelagert haben; 
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d) sonstige Personen, die anderweitig in einer engen und wesentlichen Beziehung 

oder Verbindung zu den unter Buchstabe a genannten Personen stehen. 

 

(2)  Jedes einfache Informationsersuchen gemäß Absatz 1 

a) nimmt auf diesen Artikel als Rechtsgrundlage des Ersuchens Bezug; 

b) enthält den Zweck des Ersuchens; 

c) erläutert die Art der verlangten Informationen; 

d) enthält die Frist, innerhalb derer die Informationen beizubringen sind; 

e) enthält eine Erklärung darüber, dass die Person, die um Informationen ersucht 

wird, nicht zu deren Übermittlung verpflichtet ist, dass jedoch eine freiwillige 

Beantwortung des Informationenersuchens nicht falsch oder irreführend sein darf; 

f) nennt die nach Artikel 48f zu verhängende Geldbuße für den Fall, dass die 

übermittelten Informationen falsch oder irreführend sind. 
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(3)  Fordert die ESMA Informationen im Wege eines Beschlusses nach Absatz 1 an, 

so verfährt sie wie folgt: 

a) Sie nimmt auf diesen Artikel als Rechtsgrundlage des Ersuchens Bezug; 

b) sie erläutert den Zweck des Ersuchens; 

c) sie erläutert die Art der verlangten Informationen; 

d) sie legt die Frist fest, innerhalb derer die Informationen beizubringen sind; 

e) sie nennt die nach Artikel 48g zu verhängenden Zwangsgelder, wenn die 

verlangten Informationen unvollständig sind; 

f) sie nennt die nach Artikel 48f zu verhängende Geldbuße für den Fall, dass die 

Antworten auf die gestellten Fragen falsch oder irreführend sind; 

g) sie weist auf das Recht nach den Artikeln [ex60 Beschwerden] und [ex61 Klagen 

vor dem Gerichtshof der Europäischen Union] der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 

hin, vor dem Beschwerdeausschuss der ESMA Beschwerde gegen den Beschluss 

einzulegen und den Beschluss durch den Gerichtshof der Europäischen Union 

("Gerichtshof") überprüfen zu lassen. 

(4) Die in Absatz 1 genannten Personen oder deren Vertreter und bei juristischen Personen 

und nicht rechtsfähigen Vereinen die nach Gesetz oder Satzung zur Vertretung berufenen 

Personen stellen die verlangten Informationen zur Verfügung. Ordnungsgemäß 

bevollmächtigte Rechtsanwälte können die Informationen im Namen ihrer Mandanten 

vorlegen. Letztere bleiben in vollem Umfang dafür verantwortlich, dass die vorgelegten 

Informationen vollständig, sachlich richtig und nicht irreführend sind. 

(5) Die ESMA übermittelt der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem der in 

Absatz 1 genannte und von dem Informationsersuchen betroffene Administrator oder 

beaufsichtigter Kontributor ansässig oder niedergelassen ist, unverzüglich eine Kopie des 

einfachen Ersuchens oder ihres Beschlusses. 
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Artikel 48c 

Allgemeine Untersuchungen 

(1)  Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dieser Verordnung kann die ESMA im 

Hinblick auf die in Artikel 48b Absatz 1 genannten Personen erforderliche 

Untersuchungen durchführen. Zu diesem Zweck haben die Bediensteten der ESMA und 

sonstige von ihr bevollmächtigte Personen die Befugnis, 

a) Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und sonstiges für die Erfüllung ihrer Aufgaben 

relevantes Material unabhängig von der Speicherform zu prüfen; 

b) beglaubigte Kopien oder Auszüge dieser Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und 

des sonstigen Materials anzufertigen oder zu verlangen; 

c) jede genannte Person oder ihre Vertreter oder Beschäftigten vorzuladen und zur 

Abgabe schriftlicher oder mündlicher Erklärungen zu Sachverhalten oder Unterlagen 

aufzufordern, die mit Gegenstand und Zweck der Prüfung in Zusammenhang stehen, 

und die Antworten aufzuzeichnen; 

d) jede andere natürliche oder juristische Person zu befragen, die dieser Befragung 

zum Zweck der Einholung von Informationen über den Untersuchungsgegenstand 

zustimmt; 

e) Aufzeichnungen von Telefongesprächen und Datenübermittlungen anzufordern. 

(2) Die Bediensteten der ESMA und sonstige von ihr zu Untersuchungen gemäß Absatz 1 

bevollmächtigte Personen üben ihre Befugnisse unter Vorlage einer schriftlichen 

Vollmacht aus, in der Gegenstand und Zweck der Untersuchung angegeben werden. In der 

Vollmacht wird angegeben, welche Zwangsgelder gemäß Artikel 48g für den Fall verhängt 

werden, dass die angeforderten Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und das sonstige 

Material oder die Antworten auf die Fragen, die den in Artikel 48b Absatz 1 genannten 

Personen gestellt wurden, unvollständig sind, und welche Geldbußen gemäß Artikel 48f 

für den Fall verhängt werden, dass die Antworten auf die den genannten Personen 

gestellten Fragen sachlich falsch oder irreführend sind. 
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(3) Die in Artikel 48b Absatz 1 genannten Personen sind verpflichtet, sich den durch 

Beschluss der ESMA eingeleiteten Untersuchungen zu unterziehen. In dem Beschluss wird 

Folgendes angegeben: Gegenstand und Zweck der Untersuchung, die in Artikel 48g 

vorgesehenen Zwangsgelder, die nach der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 möglichen 

Rechtsbehelfe sowie das Recht, den Beschluss durch den Gerichtshof überprüfen zu lassen. 

(4)  Die ESMA unterrichtet die zuständige Behörde des betreffenden Mitgliedstaats, in dem 

die Untersuchung gemäß Absatz 1 erfolgen soll, rechtzeitig über die bevorstehende 

Untersuchung und die Identität der bevollmächtigten Personen. Bedienstete der 

zuständigen Behörde des betreffenden Mitgliedstaats unterstützen auf Antrag der ESMA 

die bevollmächtigten Personen bei der Durchführung ihrer Aufgaben. Die Bediensteten der 

betreffenden zuständigen Behörde können auf Antrag an den Untersuchungen teilnehmen. 

(5)  Setzt die Anforderung von Aufzeichnungen von Telefongesprächen oder 

Datenübermittlungen gemäß Absatz 1 Buchstabe e nach geltendem nationalem Recht eine 

Genehmigung von einem nationalen Gericht voraus, so muss diese beantragt werden. Die 

Genehmigung kann auch vorsorglich beantragt werden. 

(6)  Geht bei einem nationalen Gericht ein Antrag auf Genehmigung einer Anforderung von 

Aufzeichnungen von Telefongesprächen oder Datenübermittlungen gemäß Absatz 5 

Buchstabe e ein, prüft das Gericht, 

a) ob der in Absatz 3 genannte Beschluss echt ist; 

b) dass die zu ergreifenden Maßnahmen angemessen und nicht willkürlich oder 

unverhältnismäßig sind. 
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Für die Zwecke von Buchstabe b kann das nationale Gericht die ESMA um detaillierte 

Erläuterungen bitten, insbesondere in Bezug auf die Gründe, aus denen die ESMA 

annimmt, dass ein Verstoß gegen diese Verordnung erfolgt ist, sowie in Bezug auf die 

Schwere des mutmaßlichen Verstoßes und die Art der Beteiligung der Person, gegen die 

sich die Zwangsmaßnahmen richten. Das nationale Gericht darf jedoch weder die 

Notwendigkeit der Untersuchung prüfen noch die Übermittlung der in den Akten der 

ESMA enthaltenen Informationen verlangen. Die Rechtmäßigkeit des Beschlusses der 

ESMA unterliegt ausschließlich der Überprüfung durch den Gerichtshof nach dem in 

Artikel 61 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 vorgesehenen Verfahren. 

Artikel 48d 

Prüfungen vor Ort 

(1)  Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Sinne dieser Verordnung kann die ESMA alle 

erforderlichen Prüfungen vor Ort in den Geschäftsräumen der in Artikel 48b Absatz 1 

genannten Personen durchführen. 

(2) Die Bediensteten der ESMA und sonstige von ihr zur Durchführung der Prüfungen vor 

Ort bevollmächtigte Personen sind befugt, die Geschäftsräume der Personen, die 

Gegenstand des Beschlusses der ESMA über die Einleitung einer Untersuchung sind, zu 

betreten, und verfügen über sämtliche in Artikel 48c Absatz 1 genannten Befugnisse. Sie 

sind befugt, die Geschäftsräume und Bücher oder Aufzeichnungen für die Dauer und in 

dem Ausmaß zu versiegeln, wie es für die Prüfung erforderlich ist. 

(3)  Die ESMA unterrichtet die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem die Prüfung 

erfolgen soll, rechtzeitig über die bevorstehende Prüfung. Wenn die ordnungsgemäße 

Durchführung und die Wirksamkeit der Prüfung dies erfordern, kann die ESMA die 

Prüfung vor Ort ohne vorherige Ankündigung durchführen, sofern sie die betreffende 

zuständige Behörde entsprechend vorab informiert hat. Prüfungen im Sinne dieses Artikels 

werden durchgeführt, sofern die betreffende Behörde bestätigt hat, dass sie sich diesen 

nicht widersetzt. 
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(4)  Die Bediensteten der ESMA und sonstige von ihr zur Durchführung der Prüfungen vor 

Ort bevollmächtigte Personen üben ihre Befugnisse unter Vorlage einer schriftlichen 

Vollmacht aus, in der der Gegenstand und der Zweck der Prüfung genannt werden und 

angegeben wird, welche Zwangsgelder gemäß Artikel 48g für den Fall verhängt werden, 

dass sich die betreffenden Personen nicht der Prüfung unterziehen. 

(5)  Die in Artikel 48b Absatz 1 genannten Personen müssen sich den durch Beschluss der 

ESMA angeordneten Prüfung vor Ort unterziehen. In dem Beschluss wird Folgendes 

angegeben: Gegenstand, Zweck und Zeitpunkt des Beginns der Untersuchung, die in 

Artikel 48g festgelegten Zwangsgelder, die nach der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 

möglichen Rechtsbehelfe sowie das Recht, den Beschluss durch den Gerichtshof 

überprüfen zu lassen. 

(6) Auf Antrag der ESMA unterstützen Bedienstete der zuständigen Behörde des 

Mitgliedstaats, in dem die Prüfung vorgenommen werden soll, sowie von dieser Behörde 

entsprechend ermächtigte oder bestellte Personen die Bediensteten der ESMA und sonstige 

von ihr bevollmächtigte Personen aktiv. Die Bediensteten dieser zuständigen Behörde 

können auf Antrag auch an den Prüfungen vor Ort teilnehmen. 

(7)  Die ESMA kann die zuständigen Behörden zudem auffordern, bestimmte 

Untersuchungsaufgaben und Prüfungen vor Ort im Sinne dieses Artikels und des 

Artikels 48c Absatz 1 in ihrem Namen durchzuführen. Zu diesem Zweck verfügen die 

zuständigen Behörden in derselben Weise wie die ESMA über die in diesem Artikel und in 

Artikel 48c Absatz 1 genannten Befugnisse. 

(8) Stellen die Bediensteten der ESMA und andere von ihr bevollmächtigte 

Begleitpersonen fest, dass sich eine Person einer nach Maßgabe dieses Artikels 

angeordneten Prüfung widersetzt, so gewährt die zuständige Behörde des betreffenden 

Mitgliedstaats gegebenenfalls unter Einsatz von Polizeikräften oder einer entsprechenden 

vollziehenden Behörde die erforderliche Unterstützung, damit die Prüfung vor Ort 

durchgeführt werden kann. 

(9)  Setzt die Prüfung vor Ort gemäß Absatz 1 oder die Unterstützung gemäß Absatz 7 nach 

geltendem nationalem Recht eine Genehmigung von einem nationalen Gericht voraus, so 

ist diese zu beantragen. Die Genehmigung kann auch vorsorglich beantragt werden. 
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(10) Geht bei einem nationalen Gericht ein Antrag auf Genehmigung einer Prüfung vor 

Ort gemäß Absatz 1 oder einer Unterstützung gemäß Artikel 7 ein, prüft das Gericht, 

a) ob der in Absatz 4 genannte Beschluss der ESMA echt ist; 

b) dass die zu ergreifenden Maßnahmen angemessen und nicht willkürlich oder 

unverhältnismäßig sind. 

Für die Zwecke von Buchstabe b kann das nationale Gericht die ESMA um detaillierte 

Erläuterungen bitten, insbesondere in Bezug auf die Gründe, aus denen die ESMA 

annimmt, dass ein Verstoß gegen diese Verordnung erfolgt ist, sowie in Bezug auf die 

Schwere des mutmaßlichen Verstoßes und die Art der Beteiligung der Person, gegen die 

sich die Zwangsmaßnahmen richten. Das nationale Gericht darf jedoch weder die 

Notwendigkeit der Untersuchung prüfen noch die Übermittlung der in den Akten der 

ESMA enthaltenen Informationen verlangen. Die Rechtmäßigkeit des Beschlusses der 

ESMA unterliegt ausschließlich der Überprüfung durch den Gerichtshof nach dem in 

Artikel 61 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 vorgesehenen Verfahren. 
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ABSCHNITT 2 

VERWALTUNGSSANKTIONEN UND ANDERE MASSNAHMEN 

Artikel 48e 

Aufsichtsmaßnahmen der ESMA 

(1)  Stellt die ESMA gemäß Artikel 48i Absatz 5 fest, dass eine Person einen der in 

Artikel 48f Absatz 2 aufgeführten Verstöße begangen hat, ergreift sie eine oder mehrere 

der folgenden Maßnahmen: 

a) Sie erlässt einen Beschluss, mit dem die Person aufgefordert wird, den Verstoß zu 

beenden; 

b) sie erlässt einen Beschluss über die Verhängung von Geldbußen gemäß 

Artikel 48f; 

c) sie gibt öffentliche Bekanntmachungen ab. 

(2)  Wenn sie die in Absatz 1 genannten Maßnahmen ergreift, berücksichtigt die ESMA die 

Art und die Schwere des Verstoßes anhand folgender Kriterien: 

a) Dauer und Häufigkeit des Verstoßes; 

b) ob Finanzkriminalität verursacht oder erleichtert wurde oder ansonsten mit dem 

Verstoß in Verbindung steht; 

c) ob der Verstoß vorsätzlich oder fahrlässig begangen wurde; 

d) Grad an Verantwortung der für den Verstoß verantwortlichen Person; 

e) Finanzkraft der für den Verstoß verantwortlichen Person, wie sie sich aus dem 

Gesamtumsatz der verantwortlichen juristischen Person oder den Jahreseinkünften 

und dem Nettovermögen der verantwortlichen natürlichen Person ablesen lässt; 
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f) Auswirkungen des Verstoßes auf die Interessen der Kleinanleger; 

g) Höhe der durch den Verstoß von der für den Verstoß verantwortlichen Person 

erzielten Gewinne bzw. vermiedenen Verluste oder Höhe der Dritten entstandenen 

Verluste, soweit diese sich beziffern lassen; 

h) Ausmaß der Zusammenarbeit der für den Verstoß verantwortlichen Person mit der 

ESMA, unbeschadet des Erfordernisses, die erzielten Gewinne oder vermiedenen 

Verluste dieser Person einzuziehen; 

i) frühere Verstöße der für den Verstoß verantwortlichen Person; 

j) Maßnahmen, die die für den Verstoß verantwortliche Person nach dem Verstoß 

ergriffen hat, um eine Wiederholung zu verhindern. 

(3) Die ESMA teilt der für den Verstoß verantwortlichen Person unverzüglich jede gemäß 

Absatz 1 ergriffene Maßnahme mit und setzt die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 

und die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. Sie veröffentlicht jede derartige 

Maßnahme innerhalb von zehn Arbeitstagen ab dem Datum ihrer Annahme auf ihrer 

Website. 

Die in Unterabsatz 1 genannte Veröffentlichung umfasst: 

a) eine Erklärung darüber, dass die für den Verstoß verantwortliche Person das 

Recht hat, Beschwerde gegen den Beschluss einzulegen; 

b) gegebenenfalls eine Erklärung darüber, dass Beschwerde eingelegt wurde, mit 

dem Hinweis darauf, dass eine Beschwerde keine aufschiebende Wirkung hat; 

c) eine Erklärung darüber, dass der Beschwerdeausschuss der ESMA die 

Möglichkeit hat, die Anwendung des angefochtenen Beschlusses nach Artikel 60 

Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 auszusetzen. 
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Artikel 48f 

Geldbußen 

(1) Stellt die ESMA im Einklang mit Artikel 48i Absatz 5 fest, dass eine Person einen oder 

mehrere der in Absatz 2 genannten Verstöße vorsätzlich oder fahrlässig begangen hat, so 

fasst sie im Einklang mit Absatz 3 dieses Artikels einen Beschluss über die Verhängung 

einer Geldbuße. 

Ein Verstoß gilt als vorsätzlich begangen, wenn die ESMA objektive Anhaltspunkte zum 

Nachweis dessen ermittelt hat, dass eine Person den Verstoß absichtlich begangen hat. 

(2) Bei den in Absatz 1 genannten Verstößen handelt es sich um Folgende: Verstöße gegen 

die Artikel 4-16, 21, 23-29 und 34 der Verordnung (EU) 2016/1011. 

(3)  Für die in Absatz 1 genannte Gel dbuße gelten folgende Höchstbeträge: 

67. i) bei juristischen Personen 1 000 000 EUR – bzw. in Mitgliedstaaten, 

deren Währung nicht der Euro ist, der Gegenwert in Landeswährung am 

30. Juni 2016 – oder 10 % des im letzten verfügbaren, vom Leitungsorgan 

genehmigten Abschluss ausgewiesenen jährlichen Gesamtumsatzes dieser 

juristischen Person, je nachdem, welcher Wert höher ist; 

68. ii) bei natürlichen Personen 500 000 EUR – bzw. in Mitgliedstaaten, 

deren Währung nicht der Euro ist, der Gegenwert in Landeswährung am 

30. Juni 2016. 
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Unbeschadet des Unterabsatzes 1 liegt der Höchstbetrag der Geldbuße bei Verstößen 

gegen Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe d oder Artikel 11 Absatz 4 der Verordnung (EU) 

2016/1011 bei juristischen Personen bei 250 000 EUR – bzw. in Mitgliedstaaten, deren 

amtliche Währung nicht der Euro ist, dem Gegenwert in Landeswährung am 30. Juni 

2016 – oder 2 % des im letzten verfügbaren, vom Leitungsorgan genehmigten Abschluss 

ausgewiesenen jährlichen Gesamtumsatzes der jeweiligen juristischen Person, je nachdem, 

welcher Wert höher ist, oder bei natürlichen Personen bei 100 000 EUR – bzw. in den 

Mitgliedstaaten, deren amtliche Währung nicht der Euro ist, dem Gegenwert in 

Landeswährung am 30. Juni 2016. 

Für die Zwecke der Ziffer i ist, wenn es sich bei der juristischen Person um eine 

Muttergesellschaft oder eine Tochtergesellschaft einer Muttergesellschaft handelt, die nach 

der Richtlinie 2013/34/EU einen konsolidierten Abschluss aufzustellen hat, der relevante 

jährliche Gesamtumsatz der jährliche Gesamtumsatz oder die entsprechende Einkunftsart 

nach dem einschlägigen Unionsrecht für die Rechnungslegung, der/die im letzten 

verfügbaren konsolidierten Abschluss ausgewiesen ist, der vom Leitungsorgan der 

Muttergesellschaft an der Spitze gebilligt wurde. 

(4)  Bei der Festsetzung der Höhe einer Geldbuße gemäß Absatz 1 berücksichtigt die 

ESMA die in Artikel 48e Absatz 2 festgelegten Kriterien. 

(5)  Unbeschadet des Absatzes 4 entspricht die Geldbuße in Fällen, in denen die juristische 

Person direkt oder indirekt einen finanziellen Gewinn aus dem Verstoß gezogen hat, 

zumindest diesem Gewinn. 

(6) Hat eine Person als Folge einer Handlung oder Unterlassung mehr als einen der in 

Artikel 48f Absatz 2 aufgeführten Verstöße begangen, so wird nur die höhere der gemäß 

Absatz 3 für einen der zugrunde liegenden Verstöße berechneten Geldbußen verhängt. 
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Artikel 48g 

Zwangsgelder 

(1) Die ESMA verhängt per Beschluss Zwangsgelder, um 

a) eine Person im Einklang mit einem Beschluss gemäß Artikel 48e Absatz 1 

Buchstabe a zur Beendigung eines Verstoßes zu verpflichten; 

b) eine in Artikel 48b Absatz 1 genannte Person 

i) zur Erteilung einer vollständigen Auskunft zu verpflichten, die die 

ESMA per Beschluss gemäß Artikel 48b angefordert hat; 

ii) zur Einwilligung in eine Untersuchung und insbesondere zur Vorlage 

vollständiger Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und sonstigen 

angeforderten Materials sowie zur Vervollständigung und Korrektur 

sonstiger im Rahmen einer per Beschluss gemäß Artikel 48c 

angeordneten Untersuchung beizubringender Informationen zu 

verpflichten; 

iii) zur Duldung einer Prüfung vor Ort zu verpflichten, die mit Beschluss 

gemäß Artikel 48d angeordnet wurde. 

(2)  Ein Zwangsgeld muss wirksam und verhältnismäßig sein. Die Zahlung des 

Zwangsgelds wird für jeden Tag des Verzugs angeordnet. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 beträgt das Zwangsgeld 3 % des durchschnittlichen 

Tagesumsatzes im vorangegangenen Geschäftsjahr bzw. bei natürlichen Personen 2 % des 

durchschnittlichen Tageseinkommens im vorausgegangenen Kalenderjahr. Es wird ab dem 

im Beschluss über die Verhängung des Zwangsgelds festgelegten Termin berechnet. 
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(4)  Ein Zwangsgeld kann für einen Zeitraum von höchstens sechs Monaten ab der 

Bekanntgabe des Beschlusses der ESMA verhängt werden. Nach Ende dieses Zeitraums 

überprüft die ESMA diese Maßnahme. 

 

Artikel 48h 

Offenlegung, Art, Vollstreckung und Zuweisung der Geldbußen und Zwangsgelder 

(1)  Die ESMA veröffentlicht sämtliche gemäß Artikel 48f und Artikel 48g verhängten 

Geldbußen und Zwangsgelder, sofern dies die Stabilität der Finanzmärkte nicht ernsthaft 

gefährdet oder den Beteiligten daraus kein unverhältnismäßiger Schaden erwächst. Die 

Veröffentlichung darf keine personenbezogenen Daten im Sinne der Verordnung 

(EG) Nr. 45/2001 enthalten. 

(2) Gemäß den Artikeln 48f und 48g verhängte Geldbußen und Zwangsgelder sind 

administrativer Art. 

(3)  Beschließt die ESMA, keine Geldbußen oder Zwangsgelder zu verhängen, so 

informiert sie das Europäische Parlament, den Rat, die Kommission und die zuständigen 

Behörden des betreffenden Mitgliedstaats darüber und legt die Gründe für ihren Beschluss 

dar. 

(4)  Gemäß den Artikeln 48f und 48g verhängte Geldbußen und Zwangsgelder sind 

vollstreckbar. 

Die Vollstreckung erfolgt nach den geltenden Vorschriften des Zivilprozessrechts des 

Mitgliedstaats oder des Drittstaats, in dessen Hoheitsgebiet sie stattfindet. 

(5)  Die Geldbußen und Zwangsgelder werden dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen 

Union zugewiesen. 
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ABSCHNITT 3 

VERFAHREN UND ÜBERPRÜFUNG 

Artikel 48i 

Verfahrensvorschriften für Aufsichtsmaßnahmen und die Verhängung von Geldbußen 

(1)  Stellt die ESMA bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dieser Verordnung fest, 

dass es ernsthafte Anhaltspunkte für das Vorliegen von Tatsachen gibt, die einen oder 

mehrere der in Artikel 48f Absatz 2 aufgeführten Verstöße darstellen können, benennt sie 

aus dem Kreis ihrer Bediensteten einen unabhängigen Untersuchungsbeauftragten zur 

Untersuchung des Sachverhalts. Der benannte Beauftragte darf nicht direkt oder indirekt in 

die Beaufsichtigung der Referenzwerte, auf die sich der Verstoß bezieht, einbezogen sein 

oder gewesen sein und nimmt seine Aufgaben unabhängig vom Rat der Aufseher der 

ESMA wahr. 

(2)  Der in Absatz 1 genannte Untersuchungsbeauftragte untersucht die mutmaßlichen 

Verstöße, wobei er alle Bemerkungen der Personen, die Gegenstand der Untersuchungen 

sind, berücksichtigt, und legt dem Rat der Aufseher der ESMA eine vollständige 

Verfahrensakte mit seinen Feststellungen vor. 

(3) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann der Untersuchungsbeauftragte von der Befugnis 

Gebrauch machen, nach Artikel 48b Informationen anzufordern und nach den Artikeln 48c 

und 48d Untersuchungen und Prüfungen vor Ort durchzuführen. 

(4) Bei der Erfüllung dieser Aufgaben hat der Untersuchungsbeauftragte Zugang zu allen 

Unterlagen und Informationen, die die ESMA bei ihren Aufsichtstätigkeiten 

zusammengetragen hat. 
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(5)  Beim Abschluss seiner Untersuchung gibt der Untersuchungsbeauftragte den Personen, 

die Gegenstand der Untersuchungen sind, Gelegenheit, zu den untersuchten Fragen 

angehört zu werden, bevor er der ESMA die Verfahrensakte mit seinen Feststellungen 

vorlegt. Der Untersuchungsbeauftragte stützt seine Feststellungen nur auf Tatsachen, zu 

denen die betreffenden Personen Stellung nehmen konnten. 

(6)  Die Verteidigungsrechte der Personen, die Gegenstand der Untersuchungen sind, 

müssen während der Untersuchungen nach diesem Artikel in vollem Umfang gewahrt 

werden. 

(7) Wenn der Untersuchungsbeauftragte dem Rat der Aufseher der ESMA die 

Verfahrensakte mit seinen Feststellungen vorlegt, setzt er die Personen, die Gegenstand der 

Untersuchungen sind, davon in Kenntnis. Vorbehaltlich des berechtigten Interesses anderer 

Personen an der Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse haben die Personen, die Gegenstand 

der Untersuchungen sind, das Recht auf Einsicht in die Verfahrensakte. Vom Recht auf 

Einsicht in die Verfahrensakte ausgenommen sind vertrauliche Informationen, die Dritte 

betreffen. 

(8)  Anhand der Verfahrensakte mit den Feststellungen des Untersuchungsbeauftragten und 

– wenn die betreffenden Personen darum ersuchen, nach deren Anhörung gemäß 

Artikel 48j – entscheidet die ESMA, ob die Personen, die Gegenstand der Untersuchungen 

sind, einen oder mehrere der in Artikel 48f Absatz 1 aufgeführten Verstöße begangen 

haben; ist dies der Fall, ergreift sie eine Aufsichtsmaßnahme nach Artikel 48e und 

verhängt eine Geldbuße nach Artikel 48f. 

(9)  Der Untersuchungsbeauftragte nimmt nicht an den Beratungen des Rates der Aufseher 

der ESMA teil und greift auch nicht in anderer Weise in den Beschlussfassungsprozess des 

Rates der Aufseher der ESMA ein. 

(10) Die Kommission erlässt im Einklang mit Artikel 49 delegierte Rechtsakte, in 

denen die Ausübung der Befugnis zur Verhängung von Geldbußen oder Zwangsgeldern im 

Einzelnen geregelt wird; diese Rechtsakte enthalten auch Bestimmungen zu den 

Verteidigungsrechten, zu Zeitpunkten und Fristen, zur Einziehung der Geldbußen oder 

Zwangsgelder und zur Verjährung bezüglich der Verhängung und Vollstreckung von Buß- 

oder Zwangsgeldzahlungen. 
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(11) Stellt die ESMA bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dieser Verordnung 

ernsthafte Anhaltspunkte für das Vorliegen von Tatsachen fest, die Straftaten darstellen 

könnten, verweist sie diese Sachverhalte zur strafrechtlichen Verfolgung an die 

zuständigen nationalen Behörden. Ferner sieht die ESMA davon ab, Geldbußen oder 

Zwangsgelder zu verhängen, wenn ein früherer Freispruch oder eine frühere Verurteilung 

aufgrund identischer oder im Wesentlichen gleichartiger Tatsachen als Ergebnis eines 

Strafverfahrens nach nationalem Recht bereits Rechtskraft erlangt hat. 

 

Artikel 48j 

Anhörung der Personen, die Gegenstand der Untersuchungen sind 

(1)  Vor einem Beschluss gemäß den Artikeln 48e, 48f und 48g gibt die ESMA den 

Personen, die Gegenstand des Verfahrens sind, Gelegenheit, zu ihren Feststellungen 

angehört zu werden. Die ESMA stützt ihre Beschlüsse nur auf Feststellungen, zu denen 

sich die Personen, die Gegenstand des Verfahrens sind, äußern konnten. 

(2)  Unterabsatz 1 gilt nicht für den Fall, dass dringende Maßnahmen gemäß Artikel 48e 

ergriffen werden müssen, um ernsthaften und unmittelbar bevorstehenden Schaden vom 

Finanzsystem abzuwenden. In einem solchen Fall kann die ESMA einen Interimsbeschluss 

fassen und muss den betreffenden Personen die Gelegenheit geben, so bald wie möglich 

nach Erlass ihres Beschlusses gehört zu werden. 

(3) Die Verteidigungsrechte der Personen, die Gegenstand des Verfahrens sind, müssen 

während der Untersuchungen in vollem Umfang gewahrt werden. Sie haben vorbehaltlich 

des berechtigten Interesses anderer Personen an der Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse 

Recht auf Einsicht in die Akten der ESMA. Von der Akteneinsicht ausgenommen sind 

vertrauliche Informationen sowie interne vorbereitende Unterlagen der ESMA. 
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Artikel 48k 

Überprüfung durch den Gerichtshof 

Der Gerichtshof besitzt die unbeschränkte Befugnis zur Überprüfung von Beschlüssen, mit 

denen die ESMA eine Geldbuße oder ein Zwangsgeld festgesetzt hat. Er kann die 

verhängten Geldbußen oder Zwangsgelder aufheben, herabsetzen oder erhöhen. 

 

ABSCHNITT 4 

GEBÜHREN UND ÜBERTRAGUNG VON AUFGABEN 

Artikel 48l 

Aufsichtsgebühren 

(1) Die ESMA stellt Administratoren gemäß dieser Verordnung und gemäß den nach 

Absatz 3 erlassenen delegierten Rechtsakten Gebühren in Rechnung. Diese Gebühren 

decken die Aufwendungen der ESMA im Zusammenhang mit der Beaufsichtigung von 

Administratoren und der Erstattung der Kosten, die den zuständigen Behörden bei der 

Durchführung von Arbeiten nach dieser Verordnung – insbesondere infolge einer 

Übertragung von Aufgaben gemäß Artikel 48m – entstehen können, voll ab. 

(2) Die Höhe einer einzelnen, von einem Administrator zu entrichtenden Gebühr deckt alle 

Verwaltungskosten der ESMA ab, die ihr im Zusammenhang mit ihren 

Beaufsichtigungstätigkeiten entstehen. Sie steht in einem angemessenen Verhältnis zum 

Umsatz des Administrators. 
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(3) Die Kommission erlässt delegierte Rechtsakte nach Artikel 49, durch die die Art der 

Gebühren, die Tatbestände, für die Gebühren zu entrichten sind, die Höhe der Gebühren 

und die Art und Weise, wie sie zu zahlen sind, genauer festgelegt werden. 

 

Artikel 48m 

Übertragung von Aufgaben durch die ESMA an die zuständigen Behörden 

(1) Soweit es für die ordnungsgemäße Erfüllung einer Aufsichtsaufgabe erforderlich ist, 

kann die ESMA spezifische Aufsichtsaufgaben gemäß den von ihr nach Artikel 16 der 

Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 herausgegebenen Leitlinien an die zuständige Behörde 

eines Mitgliedstaats übertragen. Zu diesen spezifischen Aufsichtsaufgaben können 

insbesondere die Befugnis zum Stellen von Informationsersuchen gemäß Artikel 48b und 

die Befugnis zur Durchführung von Untersuchungen und Prüfungen vor Ort gemäß 

Artikel 48c und Artikel 48d zählen. 

Abweichend von Unterabsatz 1 darf die Zulassung von Administratoren kritischer 

Referenzwerte nicht übertragen werden. 

(2)  Bevor die ESMA im Einklang mit Absatz 1 Aufgaben überträgt, konsultiert sie die 

jeweils zuständige Behörde in Bezug auf 

a) den Umfang der zu übertragenden Aufgabe; 

b) den Zeitplan für die Ausführung der Aufgabe; und 

c) die Übermittlung erforderlicher Informationen durch und an die ESMA. 
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(3)  Die ESMA erstattet einer zuständigen Behörde gemäß der von der Kommission nach 

Artikel 48l Absatz 3 angenommenen Gebührenverordnung die Kosten, die dieser bei der 

Durchführung der ihr übertragenen Aufgaben entstanden sind. 

(4)  Die ESMA überprüft die nach Absatz 1 vorgenommenen Aufgabenübertragungen in 

angemessenen Zeitabständen. Eine Aufgabenübertragung kann jederzeit widerrufen 

werden. 

(5)  Eine Übertragung von Aufgaben berührt nicht die Zuständigkeit der ESMA und 

schränkt die Möglichkeit der ESMA, die übertragene Tätigkeit durchzuführen und zu 

überwachen, nicht ein. 

 

Artikel 48o 

Übergangsmaßnahmen in Bezug auf die ESMA 

(1)  Sämtliche in Artikel 40 Absatz 1 genannten, den zuständigen Behörden übertragenen 

Befugnisse und Aufgaben im Zusammenhang mit den Aufsichts- und 

Rechtsdurchsetzungstätigkeiten in Bezug auf Administratoren werden am [PO: Please 

insert date 36 months after entry into force] beendet. Die ESMA übernimmt diese 

Befugnisse und Aufgaben am selben Tag. 

(2) Alle Unterlagen und Arbeitsdokumente im Zusammenhang mit den in Artikel 40 

Absatz 1 genannten Aufsichts- und Rechtsdurchsetzungstätigkeiten in Bezug auf 

Administratoren, einschließlich sämtlicher eventuell laufender Prüfungen und Maßnahmen 

im Bereich der rechtlichen Durchsetzung, oder die beglaubigten Kopien dieser Unterlagen 

und Arbeitsdokumente werden an dem in Absatz 1 genannten Tag von der ESMA 

übernommen. 

(3) Die zuständigen Behörden sorgen dafür, dass sämtliche eventuell vorhandene 

Aufzeichnungen und Arbeitspapiere oder die beglaubigten Kopien dieser Aufzeichnungen 

und Arbeitspapiere sobald wie möglich und spätestens am [PO: Please insert date 36 

months after entry into force] an die ESMA übermittelt werden. Diese zuständigen 

Behörden leisten der ESMA ferner die erforderliche Unterstützung und beraten diese, um 

die Übertragung und die Übernahme der in Artikel 40 Absatz 1 genannten Aufsichts- und 

Rechtsdurchsetzungstätigkeiten in Bezug auf Administratoren möglichst wirksam und 

effizient zu gestalten. 
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(4) Die ESMA ist der rechtmäßige Nachfolger der in Absatz 1 genannten zuständigen 

Behörden in Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren, die aus den Aufsichts- oder 

Rechtsdurchsetzungstätigkeiten dieser zuständigen Behörden in den unter diese 

Verordnung fallenden Fragen herrühren. 

(5) Zulassungen von Administratoren kritischer Referenzwerte, Anerkennungen gemäß 

Artikel 32 und Genehmigungen von Übernahmen gemäß Artikel 33, die von einer in 

Absatz 1 genannten zuständigen Behörde erteilt wurden, behalten nach der 

Befugnisübertragung auf die ESMA ihre Gültigkeit." 

 

In Artikel 51 wird folgender neuer Absatz 4a eingefügt: 

 

"(4a) Ein bestehender Referenzwert, der durch einen von der Kommission gemäß 

Artikel 20 angenommenen Durchführungsrechtsakt als kritisch eingestuft wird, darf noch 

bis zum 31. Dezember 2021 in bestehenden und neuen Finanzinstrumenten, 

Finanzkontrakten oder Messungen der Wertentwicklung von Investmentfonds 

weiterverwendet werden." 
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Artikel 10 

Übergangsbestimmungen 

(4) Artikel 1. Das Verfahren für die Ernennung der Mitglieder des Verwaltungsrates wird nach 

Inkrafttreten der Artikel 1, 2 und 3 bekannt gegeben. Bis alle Mitglieder des 

Verwaltungsrates ihre Arbeit aufgenommen haben, üben der Rat der Aufseher und der 

Verwaltungsrat weiterhin ihre Aufgaben aus. 

(5) Die Vorsitzenden, die vor dem Inkrafttreten der Artikel 1, 2 und 3 ernannt wurden, nehmen 

ihre Aufgaben und Pflichten bis zum Ende ihres Mandats wahr. Nach dem Inkrafttreten der 

Artikel 1, 2 und 3 erfolgt die Auswahl und Ernennung der Vorsitzenden nach den neuen 

Ernennungsverfahren. 

 

Artikel 11 

Inkrafttreten und Beginn der Anwendung 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem [24 months after entry into force]. 

Die Artikel 1, 2 und 3 gelten ab dem [PO: Please insert date 3 months after the date of 

entry into force], mit Ausnahme von Artikel 62 von Artikel 1, Artikel 62 von Artikel 2 und 

Artikel 62 von Artikel 3, die ab dem 1. Januar [PO: Please insert date of 1 January of the 

year following the expiry of a one-year period after date of entry into force] gelten. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß den Verträgen 

unmittelbar in den Mitgliedstaaten. 

Geschehen zu Brüssel am […] 

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 

Der Präsident Der Präsident 
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